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1V o r w o r t

leider blieb auch in diesem Jahr bei der Ver-
gabe des Nobelpreises für Wirtschaftswissen-
schaften der Grundsatz maßgebend, ältere
Forschungsarbeiten auszuzeichnen statt – was
angesichts unübersehbarer „Risse im System“
der globalen Ökonomie (vgl. S. 36) sinnvoller
wäre – die Suche nach zukunftsorientierten
Lösungen wirtschaftlicher Probleme zu unter-
stützen.

Sehr viel mehr Mut bewies das Nobelpreis-
komitee mit der Verleihung des Friedensno-
belpreises an den Wirtschaftsprofessor Mu-
hammad Junus und ‚seine’ Grameen-Bank in
Bangladesh. Diese Ehrung verhilft hoffentlich
der Einsicht zum Durchbruch, dass nicht mili-
tärische Abenteuer zum Frieden in der Welt
beitragen, sondern das Bestreben, Hunger, Ar-
mut und Elend mit wirtschaftlichen Mitteln zu
überwinden. Sie ist ein wichtiger Schritt auf
dem Weg zu mehr Gerechtigkeit und Frieden,
dem weitere Schritte folgen sollten – nicht nur
in den armen Ländern des Südens, sondern
auch in den ‚wohlhabenden’ Ländern des Nor-
dens. Auch bei uns vertieft sich die Kluft
zwischen reichen Minderheiten und einem ver-
armenden „Prekariat“. Und mit der fortschrei-
tenden sozialen Desintegration wächst die Ge-
fahr einer weiteren Ausbreitung von rechtsex-
tremen Ideologien und Gewalttätigkeiten.

Es liegt auch in der Verantwortung der Wirt-
schaftswissenschaften, Wege zu einer gerech-
teren Verteilung von Einkommen und Vermö-
gen zu entwickeln, um sozialen und politi-
schen Sprengstoff zu entschärfen, bevor es zu
Explosionen kommt. Wir hoffen sehr, dass die
ökonomische Fachwissenschaft fortan die geld-
kritischen Denkansätze aus den „Unterwelten
der Ökonomie“ (John Maynard Keynes) ernster
nimmt und kritisch rezipiert – wohlgemerkt
kritisch, denn es gibt dort nicht nur Licht-,
sondern auch Schattenseiten. Anders als bei
Gesell stehen nämlich beispielsweise bei dem
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Liebe Leserin und lieber Leser,

ebenfalls von Keynes erwähnten Major Douglas
und bei Arthur Kitson weniger die Strukturen
des Geldes als die Macht von Banken und Bör-
sen im Fokus der Kritik. Über deren Persona-
lisierung kann man schnell in die Nähe anti-
semitischer Ideologien geraten. Um dieser Ge-
fahr zu entgehen, wird es – auch im Zusam-
menhang mit der Kontroverse um die Geld-
schöpfung der Geschäftsbanken – sinnvoll sein,
sich außer mit Gesell auch mit anderen Geld-
reformern zu beschäftigen und durch Vergleiche
mit deren zum Teil widersprüchlichen Konzep-
ten zu erkennen, wo die Geldkritik auf Abwege
geraten könnte. Im vorliegenden Heft stellt uns
deshalb Gerhard Senft den österreichischen
Publizisten Heinrich Färber (1864–1941) vor,
dessen Gedanken zuweilen in der Debatte um
die Geldschöpfung auftauchen. Und Claude
Million gibt einen Überblick über das Werk des
englischen Geldreformers Frederick Soddy (1877–
1956), das in den letzten Jahren bereits aka-
demische Beachtung gefunden hat. Wir wer-
den uns bemühen, weitere kritische Auseinan-
dersetzungen mit Major Douglas, Arthur Kitson
und anderen Geldreformern folgen zu lassen.

Im Rahmen der Kontroverse um die Geld-
schöpfung der Geschäftsbanken setzte Bernd
Striegel kürzlich bei den 39. Mündener Ge-
sprächen sein Bemühen fort zu ergründen, ob
sich eine Brücke zwischen der Geldreform und
der neueren „Eigentumstheorie der Wirtschaft“
von Gunnar Heinsohn & Otto Steiger bauen
lässt. Da sie bei ihrem Schlüsselbegriff des
„verpfändbaren Eigentums“ nicht nach dem
Eigentum am Grund und Boden und dem Ei-
gentum an anderen Gütern differenziert, dürf-
te eine Verknüpfung von Bodenreformkonzep-
tionen mit der Eigentumstheorie nur schwer
vorstellbar sein. Im Hinblick auf ihre Kombi-
nierbarkeit mit der Geldreform ist Striegel
zuversichtlicher.

Werner Onken
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Friedensnobelpreis für Prof. Muhammad Junus
und die Grameen-Bank in Bangladesh

„Im Jahr nach der Unabhängigkeit von Bangladesh (1972) begann ich an einer
Universität des Landes Volkswirtschaft zu lehren. Zwei Jahre später wurde Bang-
ladesh von einer verheerenden Hungersnot heimgesucht. Auf dem Campus er-
klärte ich komplizierte Entwicklungstheorien, während draußen die Menschen zu
Hunderten starben. Plötzlich erschienen die herkömmlichen ökonomischen Theo-
rien wertlos. Ich verlies die Unterrichtsräume und ging in die Dörfer Bangladeshs.
Ich begann mit Menschen zu sprechen und erfuhr Dinge, die in keinem Lehrbuch

stehen. Ich traf zum Beispiel eine Frau, die in harter Arbeit Bambusstühle herstellte,
und fand heraus, dass sie für den Kauf des Rohmaterials Geld von einem Händler
leihen musste, welcher der Frau den größten Teil ihres Gewinns abnahm. ... Ich
sprach mit weiteren 42 Menschen im Dorf, die zur Armut verdammt waren, weil
sie von Darlehen durch Händler und Geldverleiher abhängig waren. Dabei lag ihr
Gesamtkreditbedarf lediglich bei 30 Dollar. Ich lieh ihnen das Geld aus eigener
Tasche, denn herkömmliche Banken geben armen Menschen keine Darlehen, und
schon gar nicht armen Frauen auf dem Lande. Die Banker lachten mich aus. Ohne
Sicherheiten könne man doch kein Geld verleihen. ...
Ich sagte mir: Warum laufe ich den Banken hinterher und gründe nicht eine ei-

gene Bank? Daraufhin bat ich die Zentralbank und die Regierung darum, eine
spezielle Bank für arme Menschen zu genehmigen. … Die Grameen-Bank ist jetzt
in über der Hälfte der Dörfer Bangladeshs aktiv. Sie hat über zwei Millionen
Kunden, von denen 94% Frauen sind. …
Die Grameen-Bank lehnte es von Anfang an ab, mit dem Begriff der Sicherheit

zu arbeiten, da dieser die Armen diskriminiert. Sie führte stattdessen ein System
von Gruppendarlehen ein, bei dem die gegenseitige Kontrolle Gleichgestellter
sowohl die Auswahl bedürftiger Kunden als auch hohe Rückzahlungsraten sicher-
stellt. Es werden Gruppen aus fünf Personen gebildet, die aus demselben sozia-
len Milieu stammen, sich kennen und einander vertrauen. Sechs bis acht Gruppen
sind in einem Zentrum zusammengefasst, wobei jedes Dorf im Schnitt über ein
bis zwei Zentren verfügt. Nun müssen die Menschen nicht in eine Bank gehen,
sondern die Grameen-Bank kommt zu ihnen: Einmal pro Woche findet ein Treffen
im Zentrum statt, bei dem alle Geldgeschäfte abgewickelt werden. Dies verringert
nicht nur die Geschäftskosten, sondern ordnet auch die Bank den Bedürfnissen
der Menschen unter. …
Bisher wurden über 1,7 Milliarden Dollar Kredit vergeben. ... Mit Hilfe der

Darlehen wurden feste Häuser gebaut, die Gesundheit und Hygiene verbessert,
eine höhere Schulbesuchsrate erreicht. … Sicher bleibt noch viel zu tun, um Ar-
mut, Ungleichheit und sexuelle Diskriminierung in Bangladesh abzubauen, aber
der von der Grameen-Bank praktizierte ‚Mikrokredit’ hat bewiesen, dass diese
einfache Strategie funktioniert.“

Muhammad Junus, Die Bank der Armen,
in: Unesco-Kurier Nr. 1/1997, S. 14–18. Weitere Informationen: www.grameen.de
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Einleitung

Einer der Gründe für die bislang geringe
öffentliche Wahrnehmung der Freiwirtschafts-
lehre (FWL) könnte darin liegen, daß sie nicht
auf einem von dem der etablierten Theorien
wesentlich verschiedenen, eigenen theoretischen
Fundament aufbaut und es ihr deshalb an wis-
senschaftlicher Überzeugungskraft ebenso man-
gelt wie diesen. Deshalb soll in diesem Beitrag
der Versuch unternommen werden, die FWL mit
Hilfe einer Eigentumstheorie des Geldes theore-
tisch zu untermauern. Zum besseren Verständnis
ist es vorab erforderlich, einen kurzen Abriß der
Vorschläge Gesells zu geben und auch eine Kritik
der von Gunnar Heinsohn und Otto Steiger for-
mulierten Eigentumstheorie des Wirtschaftens
(ETW) zu führen. Denn auf dieser baut die Eigen-
tumstheorie des Geldes (ETG) auf, welche dann
daran anschließend vorgestellt wird. Im darauf
folgenden Schritt erfolgt dann eine theoretische
Kritik der FWL mittels der ETG. Diese wird schließ-
lich im Speziellen auf den gesellschen Vorschlag
der Umlaufsicherung des Geldes angewendet.

Zur Kritik aller gängigen Wirtschaftstheorien
und Geldvorstellungen insgesamt eignet sich
nämlich, wie ihre Erfinder gezeigt haben, die erst
vor gerade einem Jahrzehnt entstandene ETW her-
vorragend.[1][2][3] Sie kritisiert nämlich bereits den
jenen allen gemeinsam zugrundeliegenden, dog-
matisch eingeführten Ursprung im Tauschpara-
digma, also der Vorstellung Geld, Zins und
Marktwirtschaft hätten sich aus dem Tausch von
Waren entwickelt und wären damit letztlich nur
Instrumente, um einen optimierten Warenaus-
tausch herbeizuführen. Hier, noch bevor irgend-
eine wirtschaftsmathematische Formel aufge-
stellt oder irgendein Marktmodell entwickelt ist,
liegt bereits der Grund für die an der tagtäglich
erlebten Realität völlig vorbeigehende Behaup-
tung der gängigen Wirtschaftslehren, wir würden

handeln, um Waren auszutauschen, wo doch je-
der nur zuallererst an Geld kommen will. Hier ist
schon der Grund dafür zu finden, weshalb etwa
im am weitesten entwickelten neoklassischen Wirt-
schaftsmodell Geld weder erforderlich noch wün-
schenswert ist, und es demzufolge dort sogar die
„ernsthafteste Herausforderung“ darstellt, seine
doch unbezweifelbare Existenz zu erklären.[4] Hier,
an dieser Stelle bereits, würde sich eine Theorie
schon haushoch überlegen zeigen, welche erklä-
ren könnte, woher denn das Geld wirklich kommt,
wozu es tatsächlich erfunden wurde, wenn man
es doch offensichtlich zum Tauschen gar nicht
benötigt, was genau die Motivation für die Ent-
stehung der Marktwirtschaft und die Erfindung
des Geldes war, wozu es eigentlich Kreditver-
träge gibt, worin sie sich von bloßen Leihver-
trägen unterscheiden, wo der Zins herkommt und
schließlich und erstlich: mit welchem Ziel über-
haupt wir seit Jahrhunderten wirtschaften –
allesamt Fragen, von denen bis zum heutigen
Tage, nach mehr als 200 Jahren tauschtheoreti-
scher Sophisterei, keine gängige Wirtschafts-
theorie auch nur eine einzige befriedigend be-
antworten kann!

Aus diesen Gründen soll der vorliegende Bei-
trag den in den Kreisen der Freiwirtschaftler
teilweise bestehenden Vorbehalten gegenüber
der Eigentumstheorie entgegenwirken. Es wird
der Freiwirtschaft nicht dienlich sein, bei allen
sonstigen Unterschieden zur klassischen und
neoklassischen Ökonomie, an deren Tauschpara-
digma festzuhalten. Im Gegenteil, könnte sie
andererseits sogar viel gewinnen, wenn sie ihm
abschwört und sich neuen theoretischen Er-
kenntnissen öffnet. Nur weil Gunnar Heinsohn
und Otto Steiger als die Urheber der Eigentums-
theorie die freiwirtschaftliche Zinskritik nicht
übernommen haben, sollte man ihre Erkennt-
nisse und Überlegungen nicht schon von vorn-
herein aus der Diskussion ausblenden. Die Frei-
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wirtschaft und die Eigentumstheorie der Wirt-
schaft haben sich aus unterschiedlichen An-
trieben und mit unterschiedlichen Zielsetzungen
entwickelt. Es ist auch gar nicht nötig, die Eigen-
tumstheoretiker zur Zinskritik zu bekehren, wenn
man nur selbst aktiv wird und die Eigentums-
theorie mit der Geld- und Zinskritik verbindet.

Hintergrund 1: Der freiwirtschaftliche
Lösungsansatz des Geldproblems

Seit Ende des 19. Jahrhunderts [5][6][7] hatte sich
der deutsche Geschäftsmann und Autodidakt
Silvio Gesell mit der Ursache von Währungs- und
Wirtschaftskrisen beschäftigt, und aus seinen
Überlegungen schließlich das freiwirtschaftliche
Modell entwickelt, welches er, vollständig aus-
gearbeitet, in seinem Hauptwerk „Die Natürliche
Wirtschaftsordnung“ erstmals 1916 [8] und in der
Endfassung 1920 [9] publizierte.

Gesells Motivation bestand dabei weniger in
der Ausarbeitung einer Geldtheorie an sich, son-
dern vornehmlich in der Auffindung praktischer
Lösungswege zur Überwindung aktueller Krisen.
Er suchte nach einem auf der Chancengleichheit
aller Teilnehmer basierenden und stabil funk-
tionierenden Wirtschaftssystem. Im Unterschied
jedoch zu allen anderen damals wie heute gängi-
gen Konzepten zur Stimulierung der Wirtschaft
beschränkte sich seine Vorgehensweise jedoch
nicht nur auf Überlegungen zur optimalen Ver-
wendung des althergebrachten Geldes. Gesell
war nämlich der allererste, der das Geld auf sei-
ne Kompatibilität mit den Voraussetzungen für
ein optimales Funktionieren der Marktwirtschaft
hin nicht nur abklopfte, sondern sich auch daran
wagte, seine Eigenschaften entsprechend abzu-
ändern, sollten sie dazu im Widerspruch stehen.
Im Speziellen resultierte seine Pioniertätigkeit
in der Forderung, das Bargeld einem „Umlauf-
zwang“ zu unterwerfen, um damit chronische
Stockungen des Geldumlaufs, welche er als die
wesentliche Ursache für Wirtschaftskrisen ausge-
macht hatte, in Zukunft vermeiden zu können.
Gleichzeitig wollte Gesell damit auch den Kapi-
talzins aus der Welt drängen, den er als verant-
wortlich für die im Kapitalismus allmählich sich
aufbauende Umkehrung des Leistungsprinzips

und die dadurch ausgelösten sozialen Unge-
rechtigkeiten ansah.

Nach Gesells Vorstellung wird durch eine
„Umlaufsicherung“ des Geldes die bisherige
Macht des Geldbesitzers gebrochen, Geld so lan-
ge vom Markt zurückhalten zu können, bis der
durch Vergänglichkeit bewirkte Angebotsdruck
der Waren ihr Tauschverhältnis gegenüber dem
Geld so weit herabsetzt, daß der Geldbesitzer
zusätzlich sich einen Kapitalzins ausbedingen
kann. Erst durch den vom Bargeldbesitzer durch
kontinuierliche Entrichtung einer „Umlaufge-
bühr“ herbeigeführten „Umlaufzwang“, so Ge-
sell, werden Geld und Ware bezüglich ihrer Ver-
gänglichkeit nun auf eine Stufe gestellt; und
damit wird dem Geld die Kraft, den Kapitalzins
fordern zu können, genommen. Gleichzeitig wird
das Geld durch den nun auch ihm auferlegten
Angebotsdruck ständig in den Markt gezwungen
und sorgt damit für ungebrochenen Warenum-
satz, wodurch Stockungen in der Zirkulation des
Wirtschaftskörpers unterbunden werden.[I]

Hintergrund 2: Die Eigentumstheorie
des Wirtschaftens

Mit einer völlig anderen Zielsetzung als Ge-
sell knapp 100 Jahre zuvor arbeitete sich der
Bremer Sozialwissenschaftler Gunnar Heinsohn
Anfang der 1980er Jahre an das Geldthema her-
an: er wollte nämlich zuerst einmal wissen, wo
das Geld überhaupt herkommt und wie es ent-
stand. [10] Aus seinem zu Anfang vielleicht eher
historischen Interesse erwuchs jedoch sehr
schnell auch ein theoretisches, als Heinsohn er-
kannte, daß ausnahmslos alle gängigen Wirt-
schaftstheorien auf Modellen basieren, welche
mit den Ergebnissen seiner Arbeiten nicht in
Einklang zu bringen waren: sie gingen nämlich,
wie bereits erwähnt, allesamt von der Vorstel-
lung aus, daß das Geld aus dem Tausch von
Waren entstanden sei und damit seine genuine
Funktion diejenige des Tauschmittels sei. Er
selbst hatte dagegen nachgewiesen, daß der
Tausch gerade nicht notwendig oder gar aus-
reichend für die Geldentstehung ist, sondern
die Ausbildung von Eigentumsordnungen, wel-
che historisch mit den antiken Gesellschaften

Bernd Striegel: Die Umlaufsicherung des Geldes im Lichte eigentumstheoretischer Betrachtung
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Athens und Roms in die Welt kommen. 1996
begründeten Heinsohn und Otto Steiger die neue
ETW, erstmals veröffentlicht in „Eigentum, Zins
und Geld“. [1][2]

Heinsohn hatte also im Gegensatz zu Gesell
wenigstens zu Anfang noch nicht die Motiva-
tion, das Wirtschaftsleben zu verbessern, sondern
vielmehr es zunächst einmal ´nur´ besser zu ver-
stehen. Wenn bei diesem Ansatz nun nicht gleich-
zeitig bereits an den Eigenschaften des unter-
suchten Gegenstandes Geld herummanipuliert
wird, dann ist das zunächst einmal nur Zeichen
einer wissenschaftlich korrekten Vorgehensweise.
Wenn Heinsohn und Steiger sich dann auch nach
der Fertigstellung ihrer Theorie nicht für Vor-
schläge zur Veränderung der Eigenschaften am
althergebrachten Geld interessierten, dann liegt
das mitunter auch daran, daß sie dieselbe in
einer Weise gestalteten, daß sie dafür keinen
Anlaß bot.

In Kurzform dargelegt, besagt die ETW, daß
Geld und Zins genauso wie das Wirtschaften an
sich erst dann in die Welt kommen, wenn Schuld-
ner und Gläubiger in Kreditverträgen Eigentums-
titel (Rechtstitel) verpfänden beziehungsweise
belasten, um von Gläubigern herausgegebene
„Zahlungsversprechen“ [11], „Anrechte auf Eigen-
tum“ [12][13][14] in Form von Geld ausgehändigt zu
bekommen.

Eigentum, im Unterschied zum Besitz, bein-
haltet das Recht zum Verkauf oder der Übertra-
gung, zur Vererbung, zur Verpfändung oder Be-
lastung, schließlich zur Vermietung oder Verpach-
tung, wobei bei den letztgenannten beiden Ope-
rationen das im Volleigentum noch mit einge-
schlossene Besitzrecht, das Recht zur Nutzung,
an den neuen Besitzer (Mieter, Pächter) über-
geht. Der Mieter einer Wohnung ist also immer
ihr Besitzer, aber nie ihr Eigentümer, während
der Wohnungseigentümer nur dann gleichzeitig
auch Besitzer der Wohnung ist, wenn er sie nicht
vermietet hat und sie selbst bewohnt (nutzt).
Das Nutzungsrecht ist damit gerade nicht Charak-
ter des Eigentums, sondern des Besitzes. Diese
Definition von Eigentum und Besitz entstammt
den Rechtswissenschaften, insbesondere dem
Römischen Recht (ius civile), das Grundlage al-
ler kapitalistischen Gesellschaftsformen ist. Im

Gegensatz dazu definieren jedoch die gängigen
Wirtschaftstheorien, wenn sie das Wort „Eigen-
tum“ verwenden, dieses ständig fälschlicherwei-
se als Besitzrecht. [15] [II] In Kreditverträgen, wo
gleichzeitig ökonomische und juristische Opera-
tionen ablaufen und damit aufeinanderprallen,
müssen dann zwangsweise Widersprüche bei der
Betrachtung des Eigentums entstehen. Das wirkt
sich in der Rechtssprechung nicht aus, weil die
Ökonomie dort nicht urteilsbefugt ist. Doch für
das Verständnis der Ökonomen vom Kreditver-
trag sind ihre unrichtigen Definitionen nicht
eben förderlich, weshalb dieses Herzstück der
Geld- und Wirtschaftsordnung in ihren Betrach-
tungen auch so selten auftaucht oder gar theo-
retisch behandelt wird. Die mainstream-Ökono-
men bleiben lieber bei ihren zahllosen, für das
Verständnis vom Geld und vom Wirtschaften
allerdings weniger hilfreichen Warenstromana-
lysen und bei ihren aus Gütertauschrelationen
abgeleiteten Preisbildungsmodellen.

Mit dem im Kreditvertrag entstandenen Geld
sollen nun, nach Heinsohn und Steiger, Schuld-
ner auf einem sich mit der Geldentstehung erst
konstituierenden Markt Waren einkaufen können,
mittels welcher sie eine eigene Existenz auf-
bauen. Geld ist, ihrer Ansicht nach, also nicht in
erster Linie ein Mittel zum Tausch von Gütern,
sondern ein Instrument, um Leistungen vorzu-
finanzieren, allerdings solche, für die es in der
Wirtschaft noch gar keine Entsprechung gibt:
Geld wird demnach für die Produktion noch gar
nicht existenter Güter, erst für zukünftig vom
Schuldner zu produzierende Waren, emittiert. [III]

Den Zins erklären die beiden aus dem Verlust
einer sogenannten „Eigentumsprämie“, der dem
Gläubiger bei der Belastung seines Eigentums zur
Geldherausgabe entstünde, welchen dann der
Schuldner mit Zins zu kompensieren hätte. Damit
ist der Zins bei ihnen untrennbar mit dem Auf-
treten von Eigentum verbunden. Heinsohn und
Steiger erklären deshalb auch jegliche Zinskritik
als unvereinbar mit den Grundlagen des Wirt-
schaftslebens und sehen den Zins als unver-
meidlichen Befruchter der Investitionstätigkeit.
Insgesamt konstituiert sich das Wirtschaftsleben
nach Heinsohn und Steiger damit in der Abfolge:
Eigentum – Zins – Geld – Markt.

Bernd Striegel: Die Umlaufsicherung des Geldes im Lichte eigentumstheoretischer Betrachtung
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Kritik der Eigentumstheorie des
Wirtschaftens

Nach ausführlicher Lektüre der Werke von Ge-
sell [16] ab 1999 und von Gunnar Heinsohn und
Otto Steiger [10][2][3][17] ab 2002 entwickelte sich
die Überzeugung des Verfassers, eigentumstheo-
retische Überlegungen in die FWL erfolgreich
einbauen zu können. Jedoch war es dazu not-
wendig, vorab einige Korrekturen an der ETW
vorzunehmen, welche schließlich in der Aus-
arbeitung der ETG resultierten. [18][19] Die wesent-
lichsten Unterschiede zwischen diesen beiden
Eigentumstheorien leiten sich aus den nachfol-
gend aufgeführten Überlegungen ab.

Der nach Überzeugung des Verfassers ent-
scheidende Ansatzpunkt zur Kritik der ETW be-
steht in der Frage, ob es bei der Geldemission
überhaupt ein Gläubigerpfand gibt, ob also auch
der Gläubiger zur Geldemission eigene Eigen-
tumswerte belasten muß, oder ob die Schuldner-
pfänder, die ja auch im Kreditvertrag explizit
genannt werden, für die Deckung des Geldwertes
bei der Emission allein verantwortlich und aus-
reichend sind. Die Beantwortung dieser Frage
schließt gleichzeitig auch diejenige nach der
Existenz der angeblich zinserklärenden immate-
riellen „Eigentumsprämie“ mit ein, da diese das
Gläubigerpfand zur Bedingung hat.

Heinsohn und Steiger tun sich sehr schwer bei
der Suche nach den realen Gläubigerpfändern und
wollen nun in ihrem neuen Buch „Eigentums-
ökonomik“ das Eigenkapital der Geschäftsbanken
damit identifizieren [20]: einmal behaupten sie,
daß „Unternehmen und Banken zur zusätzlichen
Sicherung ihrer Forderungen Eigenkapital vor-
halten müssen“ [21]; andernorts schreiben sie so-
gar ganz deutlich: „Die Belastung von Gläubiger-
eigentum, von Eigenkapital, erlaubt das Heraus-
ziehen nicht refundierter Noten aus der Zirkula-
tion und steht für ihre Einlösung bereit.“ [22]

(Hervorhebung im Original) Diese Aussagen ste-
hen im Widerspruch zu anderen in demselben
Buch: „Das Eigenkapital als Überschuß der Aktiva
über die Passiva ist als unbelastetes Eigentum
für die Fähigkeit zur Verschuldung essentiell.
[...] Es [...] bleibt Eigentum, gegen das kein
anderer eine Forderung hat.“ [23] Denn, entweder

ist Eigentum Gläubigerpfand, dann ist es belas-
tet und muß im Notfall zur Begleichung von
Forderungen eingesetzt werden, oder es ist nicht
belastet, dann kann es auch kein Gläubigerpfand
sein.

In der Realität müssen Unternehmen und
Banken Eigenkapital immer nur zur Sicherung
ihrer Geldlieferungsversprechen (Schulden) gegen-
über anderen Gläubigern halten (Publikum oder
andere Banken, Notenbank), weil sie ansonsten
leicht illiquide werden könnten. [IV] Wozu aber
derjenige, der eine Forderung an andere hat, die-
se wie auch immer noch „besichern“ müßte, ist
schleierhaft. Wenn jemand das tun müßte, würde
er ja niemals einen Kredit herausgeben, weil er
ja gleichzeitig einen anderen aufnehmen müßte,
um ihn zu besichern.

Auf die Argumentation ´Eigenkapital entspricht
Gläubigerpfand´ hätten sich Heinsohn und Steiger
besser nicht eingelassen: denn einmal ist das
Eigenkapital der Banken nichts weiter als eine
Mindestliquiditätsreserve, die in der Regel in
Form von Geld gehalten wird [V], wobei wohl je-
dem klar ist, daß Geld ja schlecht als Gläubiger-
pfand bei der Emission von Geld herhalten kann.
Zum zweiten aber haben doch Geschäftsbanken
bei uns überhaupt nicht das Recht zur Geld-
emission, sondern einzig und allein die Deutsche
Bundesbank als Notenbank, was als Argument
zur Widerlegung der Gleichsetzung von Eigen-
kapital und Gläubigerpfand bereits ausreicht.

Es ist auch nicht verwunderlich, daß die bei-
den Bremer hier nicht recht fündig werden wol-
len, denn weder ist die Notwendigkeit eines
Gläubigerpfandes bei der Geldemission zu erken-
nen, welche durch Verpfändung von Schuldner-
eigentum, in welches ja im Falle der Illiquidität
des Schuldners immer und alleinig vollstreckt
wird, bereits ausreichend abgesichert ist, noch
scheint die Bankenwelt diesbezügliche Versäum-
nisse auf Emittentenseite jemals festgestellt zu
haben, weshalb Gläubigerpfänder auch nirgend-
wo in Kreditverträgen oder sonstwo auftauchen,
also schlichtweg nicht existent sind.

Es ist hier James Steuart zuzustimmen, der
schon 1767 geschrieben hat: „Wenn Papiergeld
[...] gegen einen erhaltenen Wert herausgegeben
wird, dann ist dieser Wert die Sicherheit, auf
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dem es unmittelbar beruht, und das Bankkapital
fungiert – genau gesagt – lediglich subsidiär.“
[24] [VI] Steuart meint hier auch ganz und gar
nicht, wie Heinsohn und Steiger behaupten, daß
die Schuldnerpfänder nur Ergänzung zum Eigen-
kapital des Emittenten seien [25], sondern er er-
kennt das Eigenkapital hier tatsächlich aus-
schließlich als Mindestliquiditätsreserve der Bank,
die notwendig ist, weil die Bank Forderungen an
sie auch dann erfüllen können muß, wenn sie
gerade keinen illiquiden Schuldner hat, auf des-
sen Schuldnerpfand sie zurückgreifen kann. Denn
eine Bank hat ja nicht das Recht, jederzeit in
Schuldnerpfänder von liquiden Schuldnern zu
vollstrecken. Mit der Vakanz des Gläubigerpfan-
des läßt sich aber auch die Zinserklärung über
die damit genauso wenig existente „Eigentums-
prämie“ nicht mehr aufrechterhalten.

Im Weiteren argumentieren Heinsohn und Stei-
ger, daß, obwohl heute nirgendwo mehr eine
Einlösbarkeit der Währung garantiert wird, diese
dennoch weiterbestünde. Die Nichteinlösbarkeit
bestünde nur für diejenigen, die nicht mit der
Notenbank in Geschäftsbeziehung treten kön-
nen, während für die Geschäftsbanken, die allei-
ne dieses Privileg haben, weiterhin eine Einlöse-
fähigkeit der Währung existiere. „Die Zentral-
banknoten sind also einlösbar, weil die Ge-
schäftsbanken, die sie von der Zentralbank in
einem Kredit erhalten haben, fähig sein müssen,
die Noten zurückzahlen zu können, um auf die-
sem Wege ihre verpfändeten Titel wieder aus-
zulösen.“ (Hervorhebungen im Original) [26] Was
hier beschrieben wird, ist aber nichts anderes als
die ganz gewöhnliche Rückzahlung eines Kredi-
tes (Schuldentilgung), wobei das zur Kreditauf-
nahme verpfändete Schuldnereigentum wieder in
den unbelasteten Vermögenstitel seines Eigen-
tümers rückverwandelt wird. Das ist etwas völlig
anderes als eine Einlösung, die ja darin besteht,
daß bei Einlieferung des Geldscheines durch ei-
nen unverschuldeten (!) Einlöser jener vom Emit-
tenten in eine bestimmte, garantierte Menge
Gold oder irgendein anderes materielles Gut oder
einen materialisierbaren Titel umgetauscht wer-
den muß. Heinsohns Suche nach dem Einlösungs-
pfand des Geldes ergibt sich als Konsequenz sei-
ner Vorstellung vom Geld als „Anrecht auf Eigen-

tum“. [VII] [VIII] [IX] [X] Während er noch nach dem vom
Anrecht Geld einzufordernden Eigentum sucht,
kann der von den Mythen Gläubigerpfand und
Einlösefähigkeit unbeeindruckte einfache Schul-
denrückzahler bereits nach der Tilgung beruhigt
sein. Er hat nichts versäumt.

Der Sichtweise Heinsohns widersprechen übri-
gens auch die gesetzlichen Bestimmungen ein-
deutig: in Deutschland sind ausschließlich Bank-
noten und Scheidemünzen gesetzliche Zahlungs-
mittel. Auch die amerikanische Notenbank, die
Federal Reserve Bank, garantiert auf jeder ihrer
US-Dollarnoten: „This note is legal tender of all
debt, public and private.“ [XI] Sonst wird aber
nichts versprochen oder garantiert. Daß Zahlungs-
mittel und Zahlungsversprechen nicht dasselbe
sein können, muß nicht extra begründet werden.
Eine Einlösefähigkeit der Währung gibt es heute
damit weder für das Publikum noch für die Ge-
schäftsbanken. Nirgendwo tauchen derartige Ver-
sprechen oder Garantien auf und nirgendwo wird
eine Einlösung ausgeführt.

Weil sie Geld nicht als Mittel, sondern immer
nur als Anrecht oder Versprechen ansehen, ver-
weigern Heinsohn und Steiger ihm auch eine
Nutzungsbestimmung oder ein Nutzungsrecht.
Sie behaupten, in Kreditverträgen würden nur
Eigentumsoperationen, niemals aber Besitzope-
rationen oder -übertragungen getätigt. [XII] [XIII] [XIV]

Wozu dann aber Bargeld im geldschaffenden
Kreditvertrag erzeugt und zur Nutzung an den
Kreditnehmer ausbezahlt wird, bleibt ein Ge-
heimnis, ebenso wie überhaupt ein Vertrag, in
welchem keine Mittel oder Nutzungsrechte über-
tragen werden, die Wirtschaft stimulieren, ja
überhaupt erst in Gang setzen soll.

Wie steht es weiterhin mit der Ansicht Hein-
sohns und Steigers, Geld wäre ein Instrument
zur Finanzierung von Investitionen, ohne daß
dafür zuvor in irgendeiner Weise gespart oder
vorproduziert werden müßte, daß also Geld zur
Finanzierung noch gar nicht existenter Produkte
geschaffen wird? [III] Hierzu folgende Überlegung:
es ist zwar durchaus nachvollziehbar, wenn argu-
mentiert wird, ein Kreditnehmer könne mit dem
an ihn ausgehändigten Geld eine Unternehmung
vorfinanzieren, ohne daß er selbst die dafür not-
wendigen Sachmittel bereits in voller Höhe oder
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auch nur teilweise bereithält. Aber er kann doch
nur dann investieren, wenn er auf dem Markt
diejenigen Waren, welche er zum Aufbau seiner
selbständigen Existenz benötigt, bereits unmit-
telbar nach der Auszahlung des Kredites vorfin-
det. Es nützt ihm doch das ganze Geld nichts,
wenn er nicht sofort etwas dafür kaufen kann!
Die Verhältnisse in der früheren DDR waren das
beste Beispiel dafür, wie viel, oder besser, was
ein „Geld“ wert ist, dem keine entsprechende
aktuelle Warenproduktion gegenübersteht.

Es muß hier also eine Korrektur der Sichtweise
dahingehend stattfinden, daß man Geld als Mit-
tel betrachtet, welches privaten Unternehmern
die Möglichkeit verschafft, ohne eigene finan-
zielle Vorabersparnisse zu investieren, und zwar
durch Absorption und Einsatz der privaten Wa-
renüberproduktion [XV] anderer Unternehmer [XVI]

[XVII], welche auf dem Markt stattfindet. Das Geld
erhält der Unternehmer im Kreditvertrag.

Geld ist damit ein Instrument, um private
Überproduktion dorthin zu transportieren, wo sie
benötigt wird. Ohne irgendeinen Vorabbestand
an privater Überproduktion in Form von Waren
innerhalb der Gesamtwirtschaft macht aber die
Geldemission keinen Sinn, und deshalb müssen
Warenproduktion und Markt bereits vor dem Geld
da gewesen sein. [27]

Während einerseits Heinsohn nachgewiesen
hat, daß in allen Nichteigentumsgesellschaften
der Zins nicht vorkommt und das Eigentum un-
bedingt notwendige Voraussetzung für die Zins-
entstehung ist [10], wurde andererseits hier das
Ergebnis ermittelt, daß die sogenannte „Eigen-
tumsprämie“ die Begründung für den Zins nicht
liefern kann, weil sie inexistent ist. Weil die
„Eigentumsprämie“ ohnehin über die Zinseszins-
funktion, eine zeitabhängige Exponentialfunk-
tion, nichts auszusagen in der Lage wäre und,
weil Heinsohn und Steiger auch das Verstreichen
von Zeit nicht im Zusammenhang mit der Zins-
entstehung sehen [XVIII], was mathematisch unlo-
gisch ist, entsteht die Aufgabe, eine andere Be-
gründung für die Herkunft des Zinses und gleich-
zeitig die Ursache seiner Zeitabhängigkeit auf-
zufinden. Das Eigentum liefert damit zwar eine
notwendige, aber noch keine hinreichende Rand-
bedingung für die Zinsentstehung.

Hintergrund 3: Die Eigentumstheorie
des Geldes

Im Wesentlichen auf den Ergebnissen der Ana-
lyse des eigentumswirtschaftlichen Ansatzes von
Heinsohn und Steiger basierend, entwickelte der
Verfasser dieses Beitrages eigene Vorstellungen
zu Geld und Zins, welche er erstmals 2005 mit
dem Namen ´Eigentumstheorie des Geldes´ be-
zeichnete [19], hauptsächlich um damit zu verdeut-
lichen, daß diese, im Gegensatz zu der ETW dem
´Geld insgesamt´ selbst den Charakter von Voll-
eigentum zuspricht.

Zunächst zu den Grundlagen dieses Ansatzes,
aus welchen sich das Modell aufbaut: es zeigen
sowohl die historische Analyse Heinsohns [10] als
auch die Eigenschaften eines heutigen Kreditver-
trages, daß das Wirtschaften sich ohne Eigen-
tumsoperationen nicht entwickelt haben kann
und daß damit das Eigentum eine unbedingte Vor-
aussetzung für Markt-, Geld- und Zinsentstehung
sein muß. Wie bereits aus der Diskussion im letz-
ten Kapitel zu entnehmen, verneint jedoch die
ETG im Gegensatz zur ETW die Existenz eines
Gläubigerpfandes. [13] [28] Sie erkennt das vom Kre-
ditnehmer (Schuldner) verpfändete Eigentum als
alleinige und ausreichende Pfandstellung bei der
Geldemission im Kreditvertrag. Weiterhin betrach-
tet sie das Geld, in Übereinstimmung mit den
gesetzlichen Bestimmungen, als Mittel zur Zah-
lung und spricht ihm dabei gleichzeitig jegliche
rechtliche Forderung auf Erfüllung von Eigentums-
ansprüchen ab. Weil die gesetzliche Zahlungs-
mittelgarantie und -funktion rechtlich gesehen
ein Nutzungsrecht [XIX] darstellt, ist Geld ein Be-
sitztitel. [XX]

Das ´Geld insgesamt´ kann so verstanden wer-
den, wie bereits in einer vorangegangenen Arbeit
dargestellt wurde [29], nämlich daß alles, was sich
außerhalb der Besitzseite, also der Sphäre des
Bargeldes, befindet – von der gängigen ökono-
mischen Theorie als weitere ´Geldformen´ be-
zeichnet – weder rechtlich noch funktional ge-
sehen Geld ist. Diese übriggebliebenen Eigen-
tumstitel stellen immer nur entweder Forde-
rungen von Gläubigern auf Geld (also Guthaben)
dar [XXI] beziehungsweise auf Schuldnerseite Geld-
lieferungsversprechen. Beides, sowohl Guthaben
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als auch Schulden, sind jedoch reine Rechtstitel,
ohne gesetzlich garantierte Zahlungsmittelfunk-
tion, und damit selbst kein Geld! [XXII]

Geld wird nach dem Modell der ETG gegen
Stellung entsprechender Sicherheiten des Schuld-
ners vom Emittenten (Gläubiger) in Höhe des
Marktwertes der Sicherheit an den Schuldner
emittiert, welcher damit das Geld zum Einkauf
von Waren und zum Aufbau eigener Wirtschafts-
tätigkeit einsetzen kann.

Werden Schulden aus Kreditverträgen getilgt
beziehungsweise die Forderungen erfüllt, so wer-
den sie vernichtet und das Geld, das Zahlungs-
mittel für Schulden, mit ihnen, wenn es sich um
einen geldschaffenden Kredit und nicht um ei-
nen Geldleihekredit gehandelt hat.[XXIII] Hier wird
klar, daß es ohne Schulden auch kein Geld geben
kann und damit eine verschuldungsfreie Geld-
emission theoretisch überhaupt unmöglich ist.

Voraussetzungen für die Geldentstehung sind
in Übereinstimmung mit dem oben Gesagten das
Vorhandensein einer Eigentumsordnung, das Be-
stehen einer Warenproduktion und damit die
Existenz eines Marktes. Im Unterschied zur ETW
konstituiert sich das Wirtschaftsleben nach der
ETG damit nach der Abfolge: Eigentum – (Markt,
Zins) – Geld.

Während bis hierher die Anforderung an das
Geld, Zahlungsmittel und nicht bloß Zahlungsver-
sprechen zu sein, welche erfüllt sein muß, wenn
der theoretische Ansatz die praktische Wirklich-
keit korrekt widerspiegeln will, genauso erfüllt
ist wie die Nichtnotwendigkeit eines Gläubiger-
pfandes, so fehlt bislang noch die Erklärung für
den Ursprung des Zinses und seiner Funktion.

Die ETG erklärt den Zins als Ausgleich für den
Wertverlust, den das Kollateral (Schuldnerpfand)
während der Laufzeit des Kreditvertrages erleidet
(dazu bereits ausführlich andernorts [30]). Der Aus-
gleich für den teilweisen und allmählichen Wert-
verlust des Kollaterals während der Kreditlauf-
zeit, welcher den Kapitalzins begründet (konti-
nuierliches Ereignis), darf nicht verwechselt wer-
den mit dem Ausgleich für den vollständigen
Verlust des Schuldnerpfandes im selben Zeitraum
(Kollateralschaden, katastrophisches Ereignis),
dessen Eintrittswahrscheinlichkeit ja bekannter-
maßen über die Höhe der Risikoprämie im Kre-

ditvertrag berücksichtigt wird, welche keinen
Kapitalzins darstellt.

Einen Ausgleich für den allmählichen Wertver-
lust des Kollaterals muß der Gläubiger bekom-
men, wenn die Gleichheit der Vertragspartner als
unbedingte Grundlage jedes freiwilligen Vertrags-
abschlusses gewahrt bleiben soll. Denn im Falle
der Illiquidität des Schuldners während der Lauf-
zeit des Kreditvertrages würde ja der Gläubiger
durch Rückgriff auf (Vollstreckung in) das durch
Alterung unvermeidlich wertverminderte Kollate-
ral allein nur unvollständig für den Kreditausfall
entschädigt werden. Diesen zu erwartenden Ver-
lust möchte er berechtigterweise ausgeglichen
haben, denn es ist nicht das Verschulden des
Gläubigers, daß das Kollateral des Schuldners
durch Alterung an Wert verliert. Und dafür be-
zahlt der Schuldner Zinsen. Der Zins muß übri-
gens deshalb schon während der Kreditlaufzeit
kontinuierlich entrichtet werden, weil der Schuld-
ner ihn nur leisten kann, solange er noch liquide
ist.

Weil es also nur auf diese Weise dem Gläu-
biger, auch im Falle der Schuldnerilliquidität,
möglich ist eine vollständige Wertkompensation
für den an den Schuldner ausgehändigten Kredit
zurückzuerhalten, wird deshalb der Gläubiger
Kredit nur dann gewähren, wenn ihm Zinszah-
lung versprochen wird. Die insgesamt vom Schuld-
ner zu leistenden Zahlungen sind allerdings
höher als nur die Kompensation für den Wert-
verlust des Kollaterals im selben Zeitraum.

Wie erklärt sich das? Dazu müssen vorab zwei
Fälle unterschieden und kurz abgehandelt wer-
den, nämlich erstens, daß der Schuldner nur den
Kredit bedient (also nur die auflaufenden Zinsen
entrichtet, aber nicht tilgt), und zweitens, was
den Normalfall darstellt, daß er von Beginn der
Kreditlaufzeit an, Zins und Tilgung entrichtet.

Im ersten Fall bezahlt der Schuldner jedes
Jahr eine unveränderliche Summe Zins an den
Gläubiger (beispielhaft seien 3 % angenommen),
ohne daß sich sein Schuldenstand verringern
würde. Das Guthaben des Gläubigers wächst da-
bei jedes Jahr um den Betrag der Zinszahlungen
an. Doch der Gläubiger erhält nicht nur Zins auf
die Kreditsumme, sondern auch auf die vom
Schuldner geleisteten jährlichen Zinszahlungen,
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denn diese laufen auf das Konto des Gläubigers
ebenso auf und verzinsen sich genauso wie die
ursprüngliche Kreditsumme. Diese zusätzlichen
Zahlungen an den Gläubiger muß die Bank, bei
welcher der Gläubiger sein Guthabenkonto unter-
hält, aus anderen Kreditgeschäften beisteuern.

Im zweiten Fall erhält der Gläubiger, neben den
jährlichen Zinszahlungen, auch einen Teil der ur-
sprünglich kreditierten Summe, angenommen sei-
en 10 %, vom Schuldner wieder zurückerstattet.
Bei 100.000,- € Kreditsumme wären das also
3.000,- € Zinszahlungen plus 10.000,- € Tilgung
im ersten Jahr der Kreditlaufzeit. Im zweiten Jahr
entrichtet der Schuldner 2.700,- € Zinsen auf den
Restschuldenstand und wieder 10.000,- € Tilgung.
Was aber geschieht auf der Gläubigerseite? Der
Gläubiger, der im ersten Jahr 13.000,- € Zins und
Tilgung vom Schuldner erhält, legt dieses Geld
wiederum zinsbringend an. Die neue Verzinsung
setzt sich zusammen aus der Verzinsung der
10.000,- € Tilgung, also 300,- €, und der Verzin-
sung der Zinszahlungen. Wiederum muß die Bank,
bei welcher der Gläubiger sein Geld anlegt, neue
Schuldner finden, welche diese Verzinsung er-
wirtschaften. Insgesamt hält der Gläubiger da-
mit unverändert 100.000,- € Geldforderungen
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(90.000,- € an den ursprünglichen Schuldner +
10.000,- € an andere Schuldner, indirekt über
seine Bank) und unverändert bezieht er daraus
jährliche Zinszahlungen von 3.000,- € (im zwei-
ten Jahr 2.700,- € vom Schuldner und 300,- €,
wieder über die Bank, von anderen Schuldnern).

Nimmt man nun beide Beispiele zusammen,
dann ergibt sich zwar für den Schuldner im be-
trachteten Kreditvertrag ein Unterschied, nicht
jedoch für die Schuldnerseite insgesamt (erster
+ neu hinzukommende) und auch nicht für die
Gläubigerseite. Denn unabhängig davon, ob und
wie viel getilgt wird, steigen die gesamten Geld-
forderungen des Gläubigers an (von 100.000,- €,
bei Kreditabschluß, auf 103.000,- € nach einem
Jahr Kreditlaufzeit, und auf 106.090,- € nach
zwei Jahren usw.), und damit diese erfüllt wer-
den können, müssen demzufolge auch auf der
anderen Seite die Gesamtschulden in derselben
Weise ansteigen. Die Funktion, nach welcher
Geldforderungen und Schulden ansteigen, ist
mathematisch dann die Zinseszinsfunktion, eine
Exponentialfunktion.[XXIV] [XXV] [XXVI]

Das Wachstum der Gläubigerforderungen und
die Entwertung des Kollaterals sind in einander
in Abbildung 1 gegenübergestellt.

ABBILDUNG 1: Wertentwicklungen von Gläubiger-
forderungen und Kollateral

Nach dem ersten Jahr
Kreditlaufzeit beträgt der
Restwert des Kollaterals in
unserem Beispiel 97.000,- €.
Zusammen mit den 3.000,- €
Zinsen erhält der Gläubiger,
im Falle der Schuldnerilli-
quidität, also die Kredit-
summe von 100.000,- € wie-
der vollständig zurückerstat-
tet und ist damit saturiert.
Man erkennt nun aber, daß
nicht die Verzinsung des ers-
ten Jahres die realen Ver-
hältnisse inkorrekt abbil-
det, sondern erst die Zinses-
zinsfunktion der darauf fol-
genden Jahre die Ursache
dafür ist; wenn nämlich der
Gläubiger nicht nur die ur-
sprüngliche Kreditsumme,



sondern auch die an ihn gezahlten Zinsen selbst
weiterverzinst. Hier stellt sich dann ein positiv
exponentielles Wachstum der Forderungen einem
nach einer viel langsameren negativen Exponen-
tialfunktion voranschreitenden Entwertung des
Schuldnerpfandes gegenüber. Schon hier wird
offenbar, daß ein Gleichgewichtssystem nur dann
erhalten werden kann, wenn die Forderungen
nicht schneller wachsen als die Restvermögens-
bestände abnehmen. Bevor darauf eingegangen
wird, wie das erreichbar ist, zunächst zu den Kon-
sequenzen, die sich ergeben, wenn es nicht ge-
schieht: nach Gleichung (4) [XXVII] erhält man für
die Veränderung des Gesamtvermögens im Kapi-
talismus (VK) eine zeitabhängige Zunahme, die,
ohne jegliches Zutun von außen (aus der Real-
wirtschaft), allein durch die dem immateriellen
Finanzsystem zugrunde liegenden (Rechen-)Re-
geln, vorgegeben wird. Ohne daß also irgendet-
was in der realen Welt passieren würde, behaup-
tet unser Finanzsystem unentwegt, die Gesamt-
vermögen stiegen ständig an! Ein jegliches Fi-
nanzsystem kann aber nur so lang im Gleich-
gewicht und damit stabil sein wie es die phy-
sisch existenten Waren und Güter (Realkapita-
lien) richtig bewertet abbildet. Damit die von
ihm berechneten und ausgedrückten rechtlichen
Forderungen und Versprechungen wortwörtlich
„für bare Münze genommen“ werden können,
kann der Kapitalismus nur dann funktionieren,
wenn dem von ihm immerzu behaupteten Ver-
mögenswachstum auch tatsächlich real ein sol-
ches gegenübersteht. Genau hieraus entsteht
der Wachstumszwang in der heutigen Wirtschaft,
mit allen seinen Folgen für Mensch und Umwelt.

Die eigentumstheoretische Betrachtung der
freiwirtschaftlichen Vorschläge zur Lösung des
Zinseszinsproblems versucht nun eine Antwort
darauf zu geben, wodurch genau nun diese Dis-
krepanz entsteht, welche dazu führt, daß das
Vertragsverhältnis zwischen Gläubiger und Schuld-
ner ab dem zweiten Jahr der Kreditlaufzeit die
Sphäre der Gleichbehandlung der Vertragspartner
verläßt und von da an nicht nur virtuelle Ver-
mögenswerte aus dem Nichts erzeugt, sondern
auch den Schuldner dem Gläubiger gegenüber
schlechter stellt. Weiterhin möchte sie ergrün-
den, wie diese Ungleichheit wieder zu beseitigen

ist, ohne gleichzeitig damit, wie das etwa der
sinnfreie Kommunismus macht, die gesamte
marktwirtschaftliche Ordnung über Bord zu wer-
fen. Es geht also darum herauszufinden, wie sich
das Vertragsverhältnis zwischen Gläubiger und
Schuldner, auch über das erste Jahr der Kredit-
laufzeit hinaus, innerhalb der Sphäre der Gleich-
heit der Vertragspartner erhalten läßt.

Theoretische Analyse der
Freiwirtschaftslehre

Wie aus der Zinserklärung der ETG [19] ersicht-
lich, müssen Zinszahlungen grundsätzlich immer
und ausschließlich auf eigentumsrechtliche For-
derungen von Gläubigern entrichtet werden, nie-
mals jedoch entspringen sie dem Besitz von
Bargeld. Es wurde auch noch niemals beobach-
tet, daß sich ein Bargeldbestand, etwa durch
bloßes Halten im Geldbeutel, selbsttätig ver-
mehrt hätte. Nicht das vom Markt zurückgehal-
tene Bargeld führt zur Zinsforderung, sondern
der Rechtstitel Geldrückerstattungsforderung,
der entsteht, wenn Bargeld durch Kreditieren in
den Umlauf zurückgeführt wird. Aus diesem
Grund kann die Zinserklärung Gesells nicht rich-
tig sein. Es ist aber auch klar, daß seit der
Aufhebung des Goldstandards nicht nur immer
Geld in ausreichender Menge bereitgestellt wer-
den kann, sondern das Geld durch den Zinsanreiz
auch heute größtenteils im Umlauf ist und es
daher an sich keines „Umlaufzwanges“ bedarf.
[XVIII] Interessant sind mehr die Bedingungen des
Geldumlaufs: im Kapitalismus kommt das Geld
nur gegen Zinszahlung wieder in Umlauf, und
gerade das möchte Gesell ja verhindern. Er
möchte nicht nur eine Sicherung des Geldum-
laufs, sondern den „bedingungslosen Geldum-
lauf“. Gibt es aber so einen bedingungslosen
Geldumlauf? Wie sind Gesells Vorschläge zur
Bekämpfung des Zinseszinswachstums eigen-
tumstheoretisch zu beurteilen?

Eine von Silvio Gesell vorgeschlagene Umlauf-
gebühr auf das Bargeld legt jedem Schuldner
zusätzliche Belastungen während der Kreditlauf-
zeit auf. Ständig muß er zusätzliches Geld auf-
wenden, um den Nennwert seiner Geldscheine zu
erhalten. (Die Kaufkraft der Währung bleibt da-
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mit unverändert). Nun wird der Schuldner aber
gerade deshalb, weil durch die Umlaufgebühr das
Geld zu einem ebenso vergänglichen, alternden
Besitztitel geworden ist wie ein Schuldnerpfand,
einen zumindest viel geringeren Kapitalzins an den
Gläubiger zu zahlen bereit sein, weil die Diffe-
renz der Wertentwicklung zwischen emittiertem
Geld und verpfändetem Schuldnerpfand deutlich ge-
ringer geworden ist (vgl. auch Tabelle 3 in [19]).

Der Einfachheit halber sei angenommen, die
Umlaufgebühr würde nun das Bargeld genauso
schnell entwerten wie das Kollateral altert, und
der an den Gläubiger zu leistende Kapitalzins im
Kreditvertrag wäre 0 % (was daraus nicht unbe-
dingt unmittelbar folgen muß; dazu später),
dann führt der Bargeldbesitzer, wenn er das Geld
nicht gleich ausgibt, sondern das ganze Jahr
über hält [XXIX], den gesamten Kapitalzins in Form
der Umlaufgebühr an das Währungsamt ab, um
Nennwert und Gültigkeit der Scheine aufrechtzu-
erhalten. Tut er das auch nicht, kann er die
Scheine so lange nicht zum Kauf und zur Be-
zahlung einsetzen, bis die Umlaufgebühr ent-
richtet ist. In diesem zweiten Falle entsteht
aber, nicht wie bei der Nichtbezahlung einer
Zinsforderung, eine Erhöhung der Geldforderung
auf der Gläubigerseite, sondern es findet eine
schleichende Verringerung der vom Schuldner
gehaltenen Geldmenge statt. Jetzt mag man sich
fragen, was das für einen Unterschied macht:
ist es nicht dasselbe, ob man dem einen gibt
oder dem anderen nimmt?

Ist es das wirklich? Wie sieht es hier im zwei-
ten Jahr aus, wenn der Geldbesitzer, analog dem
ersten Fall in obigem Beispiel, bereits 3 % sei-
nes Geldes in Form von Umlaufgebühren an das
Währungsamt abgeführt hat, um die Kaufkraft
der verbleibenden 97% aufrechtzuerhalten? Nun,
auf die 97 % Restgeldmenge muß er im zweiten
Jahr entsprechend weniger Umlaufgebühren ent-
richten, nämlich (0,97 . 0,03 =) 2,91 % der ur-
sprünglichen Kreditsumme. Für den zweiten Fall
ergibt sich dasselbe Ergebnis. Es erhöhen sich
dadurch, daß die Umlaufgebühren dem Währungs-
amt zufließen und nicht in Form von Zinszah-
lungen auf das Gläubigerkonto auflaufen, dessen
verzinsliche Gesamtforderungen gegenüber allen
Schudlnern nicht über die ursprüngliche Kredit-

summe hinaus. In besonderem Maße entschei-
dend ist hier, daß die Zinszahlungen in Form von
Umlaufgebühren, umgekehrt genauso wie der
Wert des Kollaterals im Kreditvertrag abnehmen,
nach einer abnehmenden Exponentialfunktion
zunehmen, und nicht, wie beim Zinseszinswachs-
tum von Geldforderungen, nach einer exponen-
tiell zunehmenden! Damit spiegelt die Geld- und
Rechtssphäre die Realsphäre hier korrekt wider.
[XXX] [XXXI]

Es geht schließlich auch etwas ganz anderes
vor sich, wenn ein Währungsamt oder die Noten-
bank das für die Umlaufgebühr entrichtete Geld
einnimmt, als wenn private Gläubiger Zinszah-
lungen empfangen. Zwar handelt es sich auch
bei der Entrichtung von Umlaufgebühren tat-
sächlich weiterhin um Zinszahlungen, welche nur
umgeleitet worden sind, aber der entscheidende
Punkt ist, was mit diesen Zahlungen passiert.
Und hier liegt der Hase im Pfeffer; hier wird der
gewaltige Unterschied erkennbar zwischen dem
heutigen System und dem, was die FWL vor-
schlägt: wenn nämlich ein Gläubiger heute Zins-
gutschriften auf sein Konto gebucht bekommt,
dann erhöhen sich damit seine eigentumsrecht-
lichen Forderungen auf die Lieferung der Besitz-
titel Geld gegenüber seinen Schuldnern immer
weiter, denn die Zinsgutschriften verzinsen sich
ja genauso wie die ursprünglichen Geldforde-
rungen. Zu beachten ist dabei außerdem, daß
dann keineswegs etwa gleichzeitig weitere Eigen-
tumsverpfändungen auf Schuldnerseite vorge-
nommen werden, um nun auch diese erhöhten
Forderungen des Gläubigers ebenfalls noch abzu-
sichern. Es entstehen durch Verzinsung von Zins-
ansprüchen neue Forderungen, denen in der Real-
sphäre gar keine Schuldnerpfänder gegenüber-
stehen; in der Realsphäre ist nicht erkennbar,
woraus die Verzinsung auch der Zinsen ab dem
zweiten Jahr erklärt werden könnte (Betrachtung
des Volumens der Eigentumsforderungen und der
Pfandstellungen)! Das Geld, das zur Begleichung
dieser Forderungen notwendig ist, wird heute
aus Emissionen anderer, später abgeschlossener
Kreditverträge entnommen, womit über diesen
dann bereits von Anfang an das Damoklesschwert
der Nichtrückzahlbarkeit hängt. So verläuft die
Kreditwirtschaft heute in Form eines Piloten-
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spiels, in dem derjenige, der seine Forderungen
zu spät materialisiert, am Ende mit leeren Hän-
den dastehen wird, weil sie nicht mehr einbring-
bar sind. Bei exponentiellem Wachstum können
in einer begrenzten Welt diese Ansprüche auch
niemals erfüllt werden, wenn nicht irgendwann
auf den Betrug der Währungspfuscherei (Hyper-
inflation) zurückgegriffen wird, mit welcher die
Forderungen zwar nominal, real jedoch natürlich
bei Weitem nicht beglichen werden. Früher oder
später muß es in einem solchen System also
unvermeidlich dazu kommen, daß die Realität
die irrealen Forderungen der Gläubiger entweder
für vakant erklärt oder sie entwertet. Ein weite-
res Problem ist, daß eine solche Finanzordnung
und Währungspolitik weder im Sinne einer stabi-
len Wirtschaft noch Rechtsordnung sind. An ih-
rem Ende dürfen sie auf genauso wenig Ver-
ständnis bei den sich dann betrogen fühlenden
Gläubigern hoffen wie zuvor bereits bei den
durch über Gebühr mit Zinseszinsforderungen
belasteten Schuldnern.

Insgesamt wird also, genau genommen, erst
über die Verzinsung der Zinsen auf Rechtsan-
sprüche auf die Lieferung von Geld die Exponen-
tialfunktion und damit die Ungleichbehandlung
von Schuldnern gegenüber Gläubigern einge-
führt. Historisch kann die Entstehung dieses
Anspruchs möglicherweise so erklärt werden,
daß Zinsen und Geldforderungen rechtlich ein-
fach gleichbehandelt (als Eigentum!) wurden,
ohne daß die Gelderfinder sich Gedanken über
bestehende Unterschiede (Deckung in der Real-
sphäre) machten. Weil sich die am Ende drama-
tischen Auswirkungen dieser Nicht- oder Fehlbe-
trachtung anfänglich kaum bemerkbar machen,
sah man wohl auch keine unmittelbare Hand-
lungsnotwendigkeit. Als man sie dann erkannte,
waren durch die Umverteilung der Vermögen über
den Zinseszins aber bereits neue Machtstruk-
turen entstanden, die einer Nachkorrektur ent-
gegenstanden und sich offenbar durchzusetzen
wußten.

Dagegen die Umlaufgebühr! Genauso wenig wie
nämlich der Emittent des Geldes, bei uns, nach
wie vor der Euroeinführung, die Deutsche Bundes-
bank, das Recht hat, zurückgelaufene Geldscheine
etwa auf ein Konto einzuzahlen und dieses zu

verzinsen, hat dies das Währungsamt im gesell-
schen System, wenn es die Umlaufgebühren in
Form von Bargeld einzieht. Im Unterschied zur
Notenbank, welche die Geldscheine nur entweder
verbrennen oder gegen Abschluß neuer Kredit-
verträge wieder (als neues Geld) in Umlauf set-
zen kann, hat das gesellsche Währungsamt für
die eingezogene Umlaufgebühr (und nur für sie!)
die zwei Alternativen Verbrennung oder Baraus-
zahlung an die Allgemeinheit, am Besten nach
dem Gieskannenprinzip. [31] Dieser Unterschied
besteht deshalb, weil (nur!) das Geld, das für
die Umlaufgebühr entrichtet wird, im Gegensatz
zu demjenigen, welches zur Bezahlung von
Schulden und Zinsen an die Notenbank zurück-
läuft, keine Schulden und Guthaben (Forde-
rungen) dort tilgt und damit auch seine eigene
Existenz als Zahlungsmittel für Schulden nicht
verwirkt. Sondern es läuft als bloße Gebühr ein-
fach in eine reale Schatztruhe und besteht dort
als Zahlungsmittel weiter. Wie wir aber schon
wissen, verzinst sich Geld in der Schatztruhe
nicht! Das Währungsamt wird das noch existente
Geld in dieser Schatztruhe nur dann verbrennen,
wenn es der Ansicht ist, daß aus irgendeinem
Grund gerade zuviel Bargeld im Umlauf ist und
Inflationsgefahr besteht, welcher es damit be-
gegnen möchte. In der Regel wird das Währungs-
amt das Geld aus der Schatztruhe aber, nach
dem Vorschlage Gesells, basierend auf den Über-
legungen Ernst Frankfurths [32], so an die Allge-
meinheit wieder ausschütten oder rückvergüten,
daß insgesamt niemand im Endeffekt Realzins
empfängt oder bezahlt, daß also ein Kapitalis-
mus unmöglich wird. [33]

Im Endresultat werden durch dieses Procedere
erstens sowohl die Geldmenge als auch die
Summe der Geldforderungen und Geldlieferungs-
versprechen konstant gehalten, womit der Boden
für ein stabiles Wirtschaftsleben bereitet ist.
Zweitens aber ist durch die Unmöglichkeit einer
Verzinsung der Umlaufgebühren der Zinseszins
aus der Welt geschafft. So, und jetzt kommt´s:
Diese Unmöglichkeit besteht einzig und allein
deshalb, weil das für die Umlaufgebühr entrich-
tete Geld rechtlich gesehen im generell unver-
zinslichen Besitzstadium verbleibt, während die
Zins- und Zinseszinsforderungen heutzutage sich
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Alle schwarz dargestellten Balken in Abbil-
dung 2 bezeichnen eigentumsrechtliche Forde-
rungen im Kapitalismus, während alle grau ein-
gefärbten oder umrandeten Balken Besitzüber-
tragungen in der gesellschen Marktwirtschaft re-
präsentieren. Die unterhalb der grauen Balken
liegende, nicht eingefärbte Fläche, bezeichnet
den Restwert des Kollaterals (vgl. Abbildung 1).

Während in den ersten Jahren schwarze und
grau umrandete Balken etwa gleich groß sind
und die Unterschiede vernachlässigt werden
können (Zinssatz hier 3%), wachsen im Kapita-
lismus die Forderungen an die Schuldner immer
schneller an (alle schwarz eingefärbten Balken
zusammen), während sie in einem System mit
„umlaufgesicherter“ Währung immer langsamer
zunehmen.

Hier ist der Idealfall dargestellt, daß die zu
entrichtende Umlaufgebühr genau dem Wertver-
lust des Kollaterals entspricht und sich mit die-
sem, als Spiegelung an der 100%-Vermögensbe-
stand-Geraden, gleichlaufend entwickelt. Weil

die Einnahmen aus der Umlaufgebühr natur-
gemäß immer genau so hoch wie die geleisteten
Umlaufgebühren sind, sind die grauen Balken
auch immer genau so hoch wie die grau umran-
deten schwarzen.

Insgesamt können die Einnahmen aus der
Umlaufgebühr maximal bis auf den Vermögens-
bestand 200 % in Abbildung 2 anwachsen (vgl.
(4)). Bei Erreichen dieses Zeitpunktes (in der
Unendlichkeit) wurde das gesamte, im Kreditver-
trag emittierte Bargeld für Umlaufgebühren aus-
gegeben. Gleichzeitig wäre dann der Restwert
des Kollaterals auf 0% des Ursprungswerts abge-
fallen. Der Anstieg der Forderungen und die Ent-
wertung des Kollaterals gehen auch während der
gesamten Kreditlaufzeit gleichläufig von statten,
so daß in der Gesamtvermögensbilanz der auf-
addierte 200%-Wert aus Gläubigerforderung und
Kollateralrestwert niemals verlassen wird. [XXXII] Er
ist also zeitunabhängig. Der Vergleich der Ge-
samtvermögensentwicklung in Kapitalismus und
Freiwirtschaft ist in Abbildung 3 dargestellt:

als nach wie vor ihrer Begleichung unverändert
eigentumsrechtliche Titel deshalb auch, nach wie
vor, weiterverzinsen können. Ohne jemals selbst
eigentumstheoretische Überlegungen zum Geld
angestellt zu haben, fand also Gesell dennoch

die Lösung des Zinseszinsproblems auf dem
eigentumstheoretischen Schauplatz.

Die gesamte gesellsche Lösung der „Umlauf-
sicherung“ des Geldes kann eigentumstheore-
tisch nach Abbildung 2 dargestellt werden.

ABBILDUNG 2:

Unterschied
zwischen
Zinseszins-
wachstum
von Eigen-
tumstiteln
und unver-
zinslichen
Umlaufge-
bührein-
nahmen im
Vergleich zur
Wertentwick-
lung des
Kollaterals
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Aus Abbildung 3 wird ersichtlich, daß im frei-
wirtschaftlichen System der Wachstumszwang
aus der Wirtschaft verschwindet, weil die vom
Finanzsystem behaupteten Gesamtvermögen zeit-
unabhängig und damit konstant sind, solange
keine externen Einflüsse (Wirtschaftswachstum
oder -schrumpfung, Kollateralschäden durch etwa
Naturkatastrophen oder Krieg) zu Veränderungen
führen.

Weil die Geldforderungen aus dem Kreditver-
trag in der Freiwirtschaft immer langsamer an-
steigen, wird es für einen Schuldner leichter mög-
lich, seinen Kredit zu begleichen als im heutigen
Kapitalismus. Es ist den Wirtschaftenden insge-
samt in einem gesellschen System damit leich-
ter gemacht, eine den Forderungen der Gläu-
bigerseite genügende Erzeugung neuer Waren zu
leisten, welche gegen Geld zur Schuldentilgung
verkauft werden. Wird hier durch die Wirtschafts-
tätigkeit der Schuldner auch nur der Ausgangs-
status wiederhergestellt (dazu gehört, daß real
über Arbeitsleistung eine Neuschaffung von ma-
teriellen Gütern als Alterungsausgleich erfolgt,
also ein Nullwachstum der Wirtschaft), ist das
System dennoch stabil, denn nirgends bestehen
auch dann noch unbeglichene Forderungen, weil
sich weder der Kollateralbestand noch die Ge-
samtvermögen verändert haben.

Wie andererseits aus Abbildung 2 gut zu er-
kennen, sind die über die grau umrandeten hin-
ausgehenden, schwarzen Balken die grundlegen-
de Ursache für den bereits weiter oben ange-
sprochenen Wachstumszwang in der Wirtschaft
und für die Ungleichgewichte im heutigen Wirt-
schafts- und Finanzsystem. Ihre Entfernung wird
durch Silvio Gesells freiwirtschaftlichen Lösungs-
vorschlag möglich.

Der Zins besteht zwar weiterhin, wie in einer
Eigentumsordnung auch nicht zu verhindern ist,
da das Auftreten von Eigentum unmittelbar mit
dem Erscheinen auch des Zinses verbunden ist,
wie Heinsohn und Steiger richtig erkannt haben.
Gleichwohl wird durch Gesells Lösungsvorschlag
der Wucher-Kapitalismus verhindert, und zwar
deswegen, weil er dem Zins nicht erlaubt, als
weiterverzinslicher Eigentumstitel endlos ins
Kraut zu schießen, sondern weil er ihn über die
Umlaufgebühr größtenteils in das unverzinsliche
Besitzstadium einsperrt.

Es darf hier jedoch nicht der Hinweis verges-
sen werden, daß bei Marktzinssätzen, die höher
liegen als Umlaufgebühr, Inflationsausgleich und
Risikoprämie zusammengenommen, tatsächlich
auch in diesem System weiterhin ein echter Ka-
pitalzins gefordert und entrichtet werden muß.
Direkt am Anfang einer Umstellung vom kapita-

ABBILDUNG 3:

Vergleich
der durch
das Finanz-
system
vorausge-
sagten
Vermögens-
entwick-
lung im
Kapitalis-
mus und in
der Frei-
wirtschaft



16 Bernd Striegel: Die Umlaufsicherung des Geldes im Lichte eigentumstheoretischer Betrachtung

Zeitschrift für Sozialökonomie 151/2006

listischen auf ein freiwirtschaftliches System
würde dies wahrscheinlich noch so lange zu
beobachten sein, bis durch die von da an unge-
bremste Realkapitalproduktion der Kapitalzins
langsam herabgedrückt werden würde. In sol-
chen „Boom“zeiten, die man mit dem „Wirt-
schaftswunder“ nach dem II. Weltkrieg verglei-
chen könnte, ist es aber auch möglich, über
einen begrenzten Zeitraum noch Realzinsen zu
erwirtschaften.

Schlußbemerkungen

Jeder Ismus verleiht einem Wort bekanntlich
eine abwertende Bedeutungsbeimessung. So ist
es auch beim Kapitalismus, einem Wirtschafts-
system, das durch dieses Suffix die Bedeutung
einer übersteigerten Ideologie zugeschrieben
bekommt. Die negative Färbung mag man sich
vorstellen als vom „Wirtschaften unter der Be-
dingung der Entrichtung eines sich selbst wei-
terverzinsenden Kapitalzinses“ herrührend. Wird
allgemeiner definiert, etwa als „Wirtschaften
unter Einsatz von Kapital“, wobei Kapital mit
Eigentumstiteln gleichzusetzen ist, dann kann
man die durch Gesell reformierte Wirtschaft
wertneutraler vielleicht als „Kapitalwirtschaft“
bezeichnen. Aus Sicht des Verfassers verlieren
nämlich durch den gesellschen Reformvorschlag
weder der Boden, noch das Geld, noch die soge-
nannten Realkapitalien ihren Kapitalcharakter.
Gesell unterbindet dieser Ansicht nach aber die
Privatisierung des auf dem unverändert existen-
ten Kapitalzins beruhenden Kapitalertrages.

Mit diesen Ausführungen hofft der Verfasser
eine eigentumstheoretische Diskussion, zumin-
dest unter den Freiwirtschaftlern, anzuregen,
besser noch eine Diskussion mit Heinsohn und
Steiger und/oder Ökonomen, die sich an ihnen
orientieren.

[III] „[...] im Kredit Geld ganz offensichtlich für erst in der Zu-
kunft zu produzierende Güter geschaffen wird. [...] Geld, das der
„Güter“-Produktion [...] in der Tat vorangeht und deshalb nicht von
ihr begrenzt sein kann.“; Heinsohn, G., Steiger, O., „Eigentums-
ökonomik“, 110, 2006.
[IV] KredWG, Geltung ab 01.07.1985, Stand 22.09.2005, §10, Satz
1: „Die Institute müssen im Interesse der Erfüllung ihrer Verpflich-
tungen gegenüber ihren Gläubigern, insbesondere zur Sicherheit
der ihnen anvertrauten Vermögenswerte, angemessene Eigenmittel
haben.“ http://bundesrecht.juris.de/kredwg/BJNR008810961.html
[V] Voraussetzung zur Bankgründung sind in der BR Deutschland
5 Mio. € Eigenkapital; KredWG, Geltung ab 01.07.1985, Stand 22.
09.2005, § 33 Versagung der Erlaubnis: (1) Die Erlaubnis [Zulas-
sung zum Geschäftsbetrieb; Anmerkung des Verfassers] ist zu ver-
sagen, wenn die zum Geschäftsbetrieb erforderlichen Mittel, insbe-
sondere ein ausreichendes Anfangskapital im Sinne des § 10 Abs. 2a
Satz 1 Nr. 1 bis 7 im Inland nicht zur Verfügung stehen; als An-
fangskapital muß zur Verfügung stehen [...] d) bei Einlagenkredit-
instituten ein Betrag im Gegenwert von mindestens fünf Millionen
Euro [...].
[VI] Original: „When paper is issued [...] for value received that
value is a security on which it immediately stands, and the bank
stock is, properly speaking, only subsidiary.”
[VII] „Geld [...] ein Zahlungsversprechen [...] eines Gläubigers
gegenüber seinem Schuldner.“ (Hervorhebung im Original); Hein-
sohn, G., Steiger, O., „Eigentum, Zins und Geld – Ungelöste Rätsel
der Wirtschaftswissenschaft“, 2., durchgesehene Aufl., 273, 2002.
[VIII] „Geld entspricht [...] seiner Aufgabe, Eigentumswerte zu
repräsentieren und nicht an sich selbst den Wert zu haben.“; Hein-
sohn, G., Steiger, O., „Eigentum, Zins und Geld – Ungelöste Rätsel
der Wirtschaftswissenschaft“, 2., durchgesehene Aufl., 283, 2002.
[IX] „Die für das Entstehen des Geldes konstitutive Rolle des
Gläubigers, der sein Eigentum belastet, indem er Geld als Anrechte
auf sein Eigentum herausgibt [...].“; Heinsohn, G., Steiger, O., „Ei-
gentum, Zins und Geld – Ungelöste Rätsel der Wirtschaftswissen-
schaft“, 2., durchgesehene Aufl., 195, 2002.
[X] „Geld ist ein Anrecht auf Gläubigereigentum, für dessen Schaf-
fung im Kredit Schuldnereigentum verpfändet werden muß.“; Hein-
sohn, G., Steiger, O., „Eigentum, Zins und Geld – Ungelöste Rätsel
der Wirtschaftswissenschaft“, 2., durchgesehene Aufl., 182, 2002.
[XI] „Diese Banknote ist gesetzliches Zahlungsmittel für alle
Schulden, öffentliche wie private.“
[XII] „Besitz findet keinerlei Eingang in den Kreditvertrag.“; Hein-
sohn, G., Steiger, O., „Eigentumsökonomik“, 66, 2006.
[XIII] „In Kreditkontrakten [...], niemals [...] wird Besitz auf Zeit
übertragen.“; Heinsohn, G., Steiger, O., „Eigentumsökonomik“, 95,
2006.
[XIV] „Bei reinen Kreditverträgen [..] geht es überhaupt nicht um
die Übertragung von Besitztiteln, sondern allein um die Belastung
beim Gläubiger und die Verpfändung beim Schuldner von Eigen-
tumstiteln auf Zeit, [...].“; Heinsohn, G., Steiger, O., „Eigentums-
ökonomik“, 95, 2006.
[XV] Definition des Wortes „Überproduktion“: über die zur Kon-
sumtion der Referenzperson oder -gruppe benötigte Menge hinaus
produziertes Produkt.
[XVI] die Definition des Wortes „Ware“ lautet: „über den eigenen
Bedarf hinaus hergestelltes, zum Verkauf bestimmtes, Produkt.“
Damit entsprechen die Begriffe „private Überproduktion des Unter-
nehmens“ und „Ware“ einander.
[XVII] Private Überproduktion darf nicht verwechselt werden mit
gesamtwirtschaftlicher oder gesellschaftlicher Überproduktion. Von
gesamtwirtschaftlicher Überproduktion kann erst dann gesprochen
werden, wenn Waren über die Nachfrage in der Gesamtwirtschaft
hinaus produziert werden, von gesellschaftlicher, wenn über den
Bedarf hinaus produziert wird.

Anmerkungen 1:
[I] Der an der ETW, der Entstehung der ETG und ihrem Unterschied
zur ETW weniger interessierte Leser mag die nachfolgenden beiden
Abschnitte überspringen.
[II] „Im Gegensatz zum juristischen Begriff des Eigentums erfaßt
die ökonomische Definition die Verfügung [...] über knappe Güter.“,
Grüske, K.-D., Recktenwald, H.-C., „Wörterbuch der Wirtschaft“, 12.
Aufl., 142 (Stichwort „Eigentumsordnung“), Stuttgart 1995.
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[XVIII] „Townshend hat [...] die Irrelevanz des Zeitverstreichens
für die Zinsentstehung gespürt [...]“;Heinsohn, G., Steiger, O., „Ei-
gentum, Zins und Geld – Ungelöste Rätsel der Wirtschaftswissen-
schaft“, 2., durchgesehene Aufl., 196, 2002.
[XIX] Geld ist das Instrument zum Erwerb (Kauf) von Waren auf
dem Markt und zum Bezahlen von Schulden.
[XX] Wie kommt man dazu, solche Vorstellungen mit dem Begriff
´Eigentumstheorie des Geldes´ zu umschreiben? Die ETG betrach-
tet, analog zur Rechtslehre, den Besitztitel ´Bargeld´ als Teil des
Volleigentums, welches nach Übertragung von Nutzungsrechten
in Eigentum und Besitz zerfällt. Damit ist einerseits ausgedrückt,
daß nur Bargeld Geld im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen
darstellt, andererseits aber, darüber hinaus, noch Eigentumstitel
außerhalb des Rahmens des Besitztitels ´gesetzliches Zahlungs-
mittel´ existieren müssen, wenn eine vollständige Vorstellung über
die Geldgenese und das Wirtschaften mit Geld erhalten werden soll.
Sprachlich kann dieser Volleigentumstitel an sich derzeit gar nicht
ausgedrückt werden, weil Geld nur das Wort für den Besitztitel ist
und, sowohl für das Volleigentum (Eigentum + Besitz), als auch
für die zusammengefaßten Eigentumstitel bei der Geldschaffung
(„Finanztitel“?), kein verbindlicher Begriff vorliegt. Als Hilfskon-
struktion mögen deshalb die Ausdrücke ´Eigentumsseite´ und ´Be-
sitzseite´ bei der Schaffung des ´Geldes als Gesamtes´ oder des
´Geldes insgesamt´ akzeptiert werden.
[XXI] Die Gläubigerforderungen in Kreditverträgen sind nun wohl
auch das, was Heinsohn und Steiger mit den ´rechtlichen Forde-
rungen auf die Erfüllung von Eigentumsansprüchen´ des Geldes be-
zeichnen, und zwar für den Fall, daß Schuldner diese Forderungen
nicht durch Geldlieferung erfüllen können und in das im Kredit-
vertrag gestellte Schuldnerpfand vollstreckt wird.
[XXII] Gegenbeispiel: kann, im Falle der Schuldnerilliquidität, der
Gläubiger die Vollstreckung in Schuldnereigentum rechtlich nicht
durchsetzen, zum Beispiel weil der Wirtschaftsraum gar keine Ei-
gentumsrechte kennt, aber so tut als würde er wirtschaften (wie
etwa die Ex-DDR), dann handelt es sich bei den dort umlaufenden
´Geld´scheinen nur um Spielgeld oder um Währungsbetrug (Falsch-
münzerei, Banknotenfälschung, Falschgeld- oder Pseudogeldemis-
sion), woraus sich auch die Nutzlosigkeit zum Kauf von Waren und
die Inkonvertibilität derartiger ´Währungen´ erklären.
[XXIII] Geldschaffende Kredite sind in Deutschland nur die Kre-
ditverträge zwischen der Deutschen Bundesbank und den Geschäfts-
banken, wenn letztere Bargeld von der Deutschen Bundesbank be-
schaffen. Alle anderen Kreditverträge sind Geldleihekredite, weil
bei diesen der Kreditgeber nicht gleichzeitig auch der Emittent des
Geldes ist.
[XXIV] Der Gesamtbestand der Gläubiger-Forderungen (oder Schul-
den) im Kapitalismus (FK) zu einem Zeitpunkt t kann ausgedrückt
werden mit der Funktion:

[XXX] Die Umlaufgebühr (U) berechnet sich nach:

[XXXI] Die Gesamt-Forderungen (von Gläubiger und Währungsamt
zusammengenommen) in der Freiwirtschaft (FF) ergeben sich zu:

[XXXXII] Der Gesamtvermögensbestand in der Freiwirtschaft (VF)
ergibt sich zu jedem Zeitpunkt t nach ((6) + (3)) zu

te er ja den Kredit gar nicht; diesem Tatbestand wird deswegen
beim Kreditabschluß und der Zinsberechnung wahrscheinlich Rech-
nung getragen werden.

[XXVII] Für die Veränderung des Gesamt-Vermögens im Kapitalis-
mus (VK) erhält man:

[XXVIII] Deshalb ist das Wort „Umlaufzwang“ in diesem Artikel
immer unter Anführungsstriche gesetzt.
[XXIX] Das würde er in der Realität sicher nicht tun, sonst bräuch-

[XXVI] Der Restwert des Kollaterals (K) ergibt sich zu:

[XXV] Davon ergibt sich der Anteil von Zins und Zinseszinses (ZZ)
allein zu:

(1).

(2).

(5).

(6).

(7).

(3).

(4).
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Die Gesellschaftstheorie und die Frage des Zinses

„Alle am Zins hängenden Umstände lassen jenen Wirtschaftsmotor ahnen, der sich von
allem unterscheidet, was in Stamm, Gutshof und zentraler Befehlswirtschaft für den
Fortgang der Gesellschaft den jeweiligen Angelpunkt abgibt. … Der Zins war ein Auf-
schlag auf Geborgtes und man bekam nichts geborgt, wenn man nicht Zins zusagte. Hier-
in lag also die auf den ersten Blick so unverständliche Dynamik dieser eben neuen
Gesellschaft. … Der Zins war ein Privateigentumsphänomen. … Das Privateigentum also
führt zum Zins, zur großen Macht dieser Gesellschaft. …

Im Inhaltsverzeichnis der „Theorie des kommunikativen Handelns“ von Jürgen Habermas
findet man das Wörtchen Zins nicht. In der Literaturliste finden sich Arbeiten, die die
gefürchtete Gottheit Zins erklären könnten, ebenfalls nicht. Sollte in diesem doppel-
bändigen Werk eine der beiden Hauptfragen, über deren notwendige Beantwortung die
Gesellschaftsdenker sich verständigt hatten, gar nicht behandelt worden sein? …

Wir müssen darauf hinweisen, dass die eigentlichen Spezialisten für den Zins keine plau-
sible Antwort auf die Frage nach seiner Entstehung geben können. Heißen sie Adam Smith
oder Karl Marx oder seien sie Ökonomie-Nobelpreisträger der Gegenwart – alle stellen ja
den Tausch ins Zentrum ihrer wirtschaftstheoretischen Überlegungen und müssen den Zins
dann an den Tausch heften. … Keynes ahnte bereits sehr deutlich, dass zu verzinsende
Gläubiger-Schuldner-Kontrakte das ‚Steuerungsmedium’ dieser Gesellschaft darstellen. …
Das Versagen der Gesellschaftstheorie erweist sich als Vorgang der Verdrängung gewal-
tiger, die Menschheitsgeschichte zentral bestimmender Ereignisse.“

Gunnar Heinsohn, Zins, Hexen, Habermas – Gesellschaftserklärung oder Wirklichkeitsverleugnung,
in: Neue Praxis – Kritische Zeitschrift für Sozialarbeit und Sozialpädagogik Nr. 2/1984 S. 180-186.
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1 Rathenau, Goldscheid, Färber und
die Finanzkrise des Staates

Der Erste Weltkrieg von 1914 bis 1918 hatte
nicht nur ein ungeheures Ausmaß an mensch-
lichem Leid und materiellen Schäden mit sich
gebracht, die pekuniären Auswirkungen der Kata-
strophe überbeanspruchten zudem die Haushalte
der Krieg führenden Staaten massiv. In einer Rede
zur Jahreswende 1918/19 versuchte der Räte-
sozialist Kurt Eisner die Kostendimension des
Krieges zu veranschaulichen: „Wenn wir die …
Milliarden, die wir für den Krieg vergeudet ha-
ben, für das Leben ausgegeben hätten, dann
wäre Deutschland heute ein Paradies.“ [1] Selbst
die Gewinnerländer Großbritannien und Frank-
reich waren mit einer beachtlichen Verschuldung
aus dem Weltkrieg hervorgegangen, dort wo zur
Kriegsfinanzierung durch die Notenpresse ge-
schritten worden war (Deutschland, Österreich,
Italien), prägten dramatische inflationäre Prozesse
das Bild. Unzählige Zeichner von Kriegsanleihen,
die ihre Spargroschen für militärische Zwecke
mobilisiert hatten, vermochten nach dem Ende
des großen Gemetzels nur mehr den Verlust ihres
Vermögens festzustellen. Der öffentliche Bereich
war einfach nicht mehr imstande, seinen Ver-
pflichtungen nachzukommen. Walther Rathenau,
während des Krieges Organisator der deutschen
Rohstoffbewirtschaftung, urteilte bereits 1917:
„Die Staaten unserer Tage sind tief verschuldete
Bettler.“ [2] Überzeugt davon, dass nur ein Drittel
der Aufwendungen für den Krieg ausgereicht
hätte, die europäischen Staaten „auf ein halbes

Jahrhundert wirtschaftlich souverän zu machen“,
erteilte Rathenau all jenen eine Absage, die den
Staat nun „als ein Geschäft mit beschränkter
Haftung und mit beschränkten Mitteln“ überneh-
men wollten. Er wandte sich gegen „unsinnige
Anschauung, Staatsausgaben seien an sich ein
Übel, der glücklichste Staat sei der billigste. …
Die edelste Aufgabe der Erziehung liegt in den
Händen schlecht bezahlter, zum Teil verdrossener
Mittelbeamten; die ländliche Schulung ist man-
gelhaft – es fehlen die Mittel. Aufgaben der Wis-
senschaft, der Kunstpflege, der Menschenliebe
treten heran – sie müssen privater Fürsorge, dem
Kollektenwesen oder der Anzapfung bürgerlicher
Eitelkeit überlassen werden.“ [3] Doch auf welcher
finanzpolitischer Grundlage sollte das Staatsge-
füge beruhen? Rathenau war sich des Dilemmas
wohl bewusst: Steuern bedeuten für die eine
Generation ein „missliches Opfer“, jede Staats-
verschuldung eine unzulässige Belastung der
Nachfolgenden. [4]

In Österreich waren die Verhältnisse nach dem
Ersten Weltkrieg wie in anderen Ländern Europas
auch von einer revolutionären Umwälzung be-
stimmt. Der Arbeiterschaft gelang in dieser Phase
ein wesentlicher Ausbau ihrer Interessenvertre-
tungen, neben lohnpolitischen Erfolgen wurden
auch beachtliche sozialpolitische Fortschritte
errungen. Sogar von den Sozialisierungsvorhaben
im betrieblichen Bereich konnte ein kleiner Teil
verwirklicht werden. Die angespannte Situation
im Staatshaushalt blieb aber unbewältigt. Ty-
pisch für die Umbruchsituation waren die zahl-
reichen Programme und Konzepte, mit denen für
eine umfassende Neuordnung des ökonomischen
Sektors geworben wurde. So wurde etwa Otto
Neuraths Modell einer zentral verwalteten, geld-
losen Naturalwirtschaft eifrig diskutiert. [5] Einiges
Aufsehen erregten auch die Thesen des Wiener
Finanzsoziologen Rudolf Goldscheid. Dieser sah
den mit Ansprüchen überladenen modernen Staat
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in eine Schuldenfalle geraten und damit aller
politischer Handlungsfähigkeit beraubt. Gold-
scheid suchte nach geeigneten Formen der öffent-
lichen Finanzierung, nach einer unkonventionel-
len Lösung des Staatsschulden-Problems. Das her-
kömmliche Steuersystem lehnte er wegen der
Möglichkeit (sozial unerwünschter) Steuerum-
wälzungen ab, auch für die klassische Schulden-
politik konnte er sich nicht erwärmen, da diese
Abhängigkeiten vom Finanzkapital und entspre-
chende Zinskosten hervorrufe. [6] Nur die „Repro-
priation des Staates“ über den Weg einer großen
Vermögensabgabe sei imstande, dem öffent-
lichen Sektor wieder eine gesunde finanzielle
Basis zu verschaffen. Goldscheid plädierte dafür,
die größten, ertragreichsten Produktionsstätten
und Besitztümer anteilsmäßig in die Hände des
Staates zu übertragen, um so seinen Haushalt auf
einer neuen gemeinwirtschaftlichen Grundlage
aufzubauen.

Auf einen anderen Weg der Sicherung der
Staatsfinanzen verfiel Heinrich Färber, der 1918
mit der Schrift „Der neue Kapitalismus und die
wirtschaftliche Zukunft“ an die Öffentlichkeit
trat. [7] Färber forderte eine Verstaatlichung der
Zentralbank, die für die Regelung eines von
Spargesinnung und „Kreditregime“ unbeeinträch-
tigten Geldumlaufs Sorge zu tragen habe. Was
Färber in verschiedenen seiner Denkschriften
und im Rahmen zahlreicher Vorträge vertrat, ist
in der Literatur als Methode der öffentlichen
autonomen Geldschöpfung aufzufinden. [8]

2 Das ergokratische Programm

Heinrich Färber wurde am 22. September 1864
in Neu-Sandec (Novy Šacz) in Polen geboren. Er
erlernte das Handwerk des Goldschmieds, das er
über viele Jahre in Wien ausübte. Als Autodidakt
begann er sich mit wirtschaftlichen Fragen zu
befassen. Die verheerenden Auswirkungen der
Geldentwertung nach dem Weltkrieg bewogen
ihn, sich Problemen des monetären Sektors zu-
zuwenden. Die Eckpunkte seiner unter der Be-
zeichnung „Ergokratie“ verbreiteten programma-
tischen Ansätze, die ein Inflationsverbot, die
staatlich kontrollierte Geldschöpfung als Alter-
native zum konventionellen Steuersystem, die

Beseitigung des „Bankenmonopols“ und jeglicher
Anleihepolitik sowie die Forderung nach einer
„automatischen Geldsteuer“ umfassten, wurden
von der „Wirtschaftspartei Österreichs“ und vom
„Ergokratischen Verein“ übernommen und weiter-
verbreitet. In den von der großen Wirtschafts-
krise gezeichneten 1930er Jahren publizierte
Färber weiter rege, wobei er sich besonders mit
dem Thema Arbeitslosigkeit und mit Krisenbe-
wältigungskonzepten wie dem US-amerikani-
schen New Deal beschäftigte. [9] Nach dem An-
schluss Österreichs an das nationalsozialistische
Deutschland wurde Heinrich Färber seine Her-
kunft aus dem Judentum zum Verhängnis. Färber
und seine Frau wurden (vermutlich über Theresien-
stadt) nach Lodz deportiert, wo sie ums Leben
kamen. Als Todestag Heinrich Färbers wird der
15. Dezember 1941 angegeben. [10]

Heinrich Färbers Wirtschaftslehre beinhaltet
im Wesentlichen ein Programm zur Gestaltung
eines nichtdefizitären Staatshaushaltes. Eine
Verurteilung der „Hochfinanz“, der eine beherr-
schende Funktion in der Wirtschaft zugeschrie-
ben wird, ersetzt dabei die theoretische Fundie-
rung weitgehend. Da Bezüge zu zeitgenössischen
Wirtschaftsdenkern (z.B. Gustav Cassel, Franz
Oppenheimer, John M. Keynes) nur knapp gehal-
ten werden und eine Einbindung Färbers in den
wissenschaftlichen Diskurs unterbleibt, ergibt
sich das Bild einer relativ isoliert gebliebenen
Wirtschaftsauffassung. [11] Färber vertritt im Kern
eine mit einem laboristischen Ansatz verknüpfte
Ausbeutungstheorie, die er jedoch in Distanz zu
den Auffassungen Karl Marx’ behandelt. Er lehnt
die objektive Werttheorie der Klassiker ab, als
relevant im Wirtschaftsgeschehen gilt für ihn
das Preisgefüge, so dass er in die Nähe der Ver-
treter einer subjektiven Wertlehre rückt: „Kein
Ding auf der Welt hat einen Wert für sich; es hat
einen Wert für jemand anderen.“ [12] Und weiter:
„Im Gegensatz zur Marxschen Lehre behaupten
wir, dass die Arbeiter keine Werte und Mehr-
werte, sondern (mit Preisen versehene, G.S.)
Lebensgüter erzeugen.“ [13] Die Quelle der Aus-
beutung sei daher im Normalfall auch nicht im
Produktionsbereich zu orten, sie habe mit dem
Privateigentum an Produktionsmitteln nichts zu
schaffen: „Geldprofit durch Kürzung der Löhne
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ist also unmöglich!“ [14] Lohnsenkungen, relati-
viert Färber ein paar Zeilen darunter, könnten
zwar unter bestimmten „Umständen auch Aus-
beutung sein“, jedoch sei zu berücksichtigen,
dass ungezügelte Lohnsenkungen vorrangig die
Nachfrage schwächen (also Unternehmerinteres-
sen zuwider laufen), kontrollierte Lohnsenkung-
en hingegen eine Ausweitung des Realkapital-
bestandes und damit eine Expansion in der
Gütererzeugung möglich machen. [15] Es ist zu
vermuten, dass Färber hier (Henry) Fordsches
Gedankengut hat einfließen lassen. [16] Dass nun
die „Schaffenden“, Färber spricht hier die werk-
tätige Bevölkerung aller Schichten an, nicht zum
vollen Ertrag ihrer Arbeit gelangen, hat primär
Gründe, die er in der Zirkulationssphäre ange-
siedelt sieht. Färber drückt es ganz kompakt so
aus: „Nur Warenprofit ist möglich!“ Was will er
damit sagen? Während der produktive Sektor
insgesamt mit knappen Mitteln zurande kommen
müsse, seien auf der Seite der „Bankenmono-
pole“ – Färber meint hier den Sektor der Ge-
schäftsbanken im Verein mit der Zentralbank –
monetäre Mittel im Überfluss verfügbar. Färber be-
trachtet die Marktprozesse geprägt von der Ver-
teilungswirkung eines kapitalistischen „Zwangs-
geldes“, das als Kreditgeld nur begrenzt zur Ver-
fügung steht und das ausbeuterische Momente
wie das Zinswesen hervorbringt. [17] Jedes Kredit-
geschäft verkürze so den Ertrag des Waren pro-
duzierenden Sektors. Kurz: nicht das Produk-
tionskapital, sondern das Finanzkapital sei die
Wurzel aller Übel.

Die herkömmliche Lehre vom Gelde fasste Fär-
ber unter dem Begriff „Monetarismus“ zusammen.
[18] Einen zentralen Angriffspunkt bei der „mone-
taristischen Schule“ erblickt er in der von ihr
ventilierten Behauptung, das umlaufende Geld
müsse „durch einen Schatz von Gold oder De-
visen gedeckt sein“. [19] Es sei verfehlt, vom ei-
nem „inneren Wert“ des Geldes zu sprechen,
wenn doch die vorhandene Arbeitskraft oder die
Verfügbarkeit von Rohstoffen den wahren Reich-
tum eines Landes kennzeichneten. [20] Färbers
Deutung des Geldes als „Anteilschein der Volks-
wirtschaft“ weist ihn als einen Anhänger des
Nominalismus [21] aus: „Geld kann somit nur eine
wertlose Sache, also nur Papier sein. Es kann nur

auf einer Leistung für die Volkswirtschaft be-
ruhen, es muss ein Staatsgeld sein.“ [22] Langsam
werden die Umrisse der Färberschen Lösung der
Finanzproblematik im Staatshaushalt erkennbar.
So wie die Arbeitskraft die wahre Deckung des
Geldes, also das entsprechende „Aktienkapital“
darstelle, so sei das Geld als „die Aktie der
Volkswirtschaft“ zu betrachten. [23] Färber rekur-
riert also auf eine Deckung des Geldes durch das
in der Volkswirtschaft vorhandene Arbeitspo-
tential, wobei er das durch (vom Staat unab-
hängige) Notenbanken in Verkehr gesetzte Geld
als spekulatives, zinsberechtigtes „Zwangsgeld“,
als „moderne Peitsche, die den (kreditbedürf-
tigen) Schaffenden nicht bloß gefügig, sondern
auch willig macht“ ablehnt. [24] Erst die volle
Verstaatlichung des Geldwesens, die autonome
Schöpfung monetärer Mittel mache den Bereich
der öffentlichen Hand frei bei der Gestaltung
seiner Ausgaben, keine mit Zinsforderungen ver-
knüpften Anleihengeschäfte, kein Schulden-
druck, kein „Bankenmonopol“, keine Wirtschafts-
standort-Diskussion vermögen mehr das Handeln
des Staates bei der Erfüllung seiner vielfältigen
Aufgaben beeinträchtigen.

Heinrich Färber verortet seinen Lösungsansatz
jenseits des „herrschenden Steuersystems“, alle
bekannten Maßnahmen zum Ausgleich von Bud-
getdefiziten wie etwa die Sparpolitik oder das
Verscherbeln des Familiensilbers („Aufzehrung
des Staatsvermögens“ [25]) erscheinen ihm unzu-
länglich. Er formuliert nun seine Vorschläge so:
Zunächst müsse es darum gehen, über ein Mo-
ratorium eine mittelfristig angelegte Entschul-
dung des Staates und der Wirtschaft herbeizu-
führen. [26] Sodann gelte es, mittels legislativer
Maßnahmen dem Staate das Drucken und die
Ausgabe von Geldnoten zu ermöglichen. Nicht
unkontrolliert, sondern unter Vorgabe eines en-
gen Ordnungsrahmens: Die in der Volkswirtschaft
umlaufende Geldmenge soll monatlich um einen
bestimmten Prozentsatz (Färber denkt an rund
10 Prozent) erhöht werden. Die frisch gedruck-
ten Scheine erhält die Verwaltungsstelle für
Finanz- und Steuerangelegenheiten, von wo aus
sie für die Begleichung einzelner Ausgabenpos-
ten im öffentlichen Sektor weiter geleitet wer-
den. So könnten etwa, Färber bringt ein Zahlen-
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beispiel, die in der Volkswirtschaft vorhandenen
Geldmittel innerhalb eines Monats von 900 auf
1.000 Geldeinheiten erweitert werden. Mit die-
sen Geldmitteln treten der Staat und seine Or-
gane im realwirtschaftlichen Geschehen als Nach-
frager auf. Der springende Punkt bei Färber ist
nun, dass sich die öffentliche Hand jene per
Geldschöpfung erzeugten 100 Geldeinheiten wie-
der zurückholt, indem immer zu Monatsende
ein Geldumtausch vollzogen wird, bei dem die
Bevölkerung für zehn alte Geldstücke neun neue
erhält. Die umlaufende Geldmenge wird sich so
auf 900 Einheiten vermindern, der Staat ist auf
diese Art wieder zu 100 Geldeinheiten gelangt,
die er im Rahmen seiner Ausgabepolitik aufs
Neue verwerten kann. [27] Färber war überzeugt,
ein „Ei des Kolumbus“ für die Volkswirtschaft
entdeckt und eine Lösung für die permanent
unterdotierten und vom Finanzkapital abhängi-
gen Staatshaushalte gefunden zu haben. Was
für den Staat die klassische Form autonomer
Geldschöpfung darstellt, tritt für den Bürger
bzw. die Bürgerin als monatlich zu entrichtende
Geldsteuer in Erscheinung. Diese Form einer
„single tax“ erscheint Färber als gerechteste
Variante eines Steuersystems, denn was sei
„denn einleuchtender als das, dass das Steuer-
geld aus dem Geldsack“ geholt werden soll. Aus
diesen Grundgedanken leitet Färber auch die
Bezeichnung für seine Wirtschaftslehre ab:
Unter „Ergokratie“ (griech., „ergon“: das Werk,
„kratein“: herrschen) versteht er eine „Herrschaft
der Leistung“, die eine neue Verteilungsge-
rechtigkeit in der Gesellschaft sicherstellen soll.
[28] Die Hegemonie der Banken und das damit
verbundene leistungslose Einkommen, der Zins,
sollen unterbunden werden. „Nichts, als eine
gerechte Verteilung des Produktes (…), nichts,
als eine Aufteilung des Überflusses der Über-
satten, der Enteigner, kann das richtige Heil-
verfahren sein.“ [29] Die von ihm vorgeschlagene
„automatische Geldsteuer“ sieht Färber zudem
als wesentliche Vereinfachung und Entbürokra-
tisierung des Steuersystems, da sie das Be-
streiten sämtlicher öffentlicher Ausgaben (von
den Leistungen einer staatlichen Kranken- und
Pensionsversicherung bis zur Unterstützung Er-
werbsloser) gewährleisten solle. [30]

Von der Durchführung seiner Reformvorschlä-
ge erwartete sich Färber u. a.: In der „vom Mo-
netarismus befreiten Wirtschaft“ wird es keine
Versorgungsengpässe geben, denn „Geldknapp-
heit, Absatzmangel und Wirtschaftskrisen“ seien
dann Vergangenheit, so dass „jeder Schaffende
bei mäßiger Arbeit glücklich leben“ kann. [31] Die
Arbeitslosigkeit wird zum Verschwinden gebracht,
für alle Arbeitsunfähigen sorgt der Staat, kein
Mensch ist mehr gezwungen, mit Betteln seinen
Lebensunterhalt zu bestreiten.[32] Abgeschafft
wird so auch jede „Klassenherrschaft“. – Färber:
„Ohne Ergokratie gibt es keinen Sozialismus!“ [33]

Aber auch das „ergokratische System“ ist auf
flankierende Maßnahmen angewiesen. So will
Färber etwa ein „Antiinflations-Gesetz“ einge-
führt wissen, das jedoch nur für die Zweifler an
seiner Lehre, denn er selbst ist überzeugt, dass
autonome Geldschöpfungsaktivitäten nicht not-
wendigerweise inflationär wirken. [34] „Der Geld-
umlauf wird nicht vermehrt!“, so Färber, da die
umlaufende Geldmenge regelmäßig durch die
„automatische Geldsteuer“ eingeschränkt werde.
Etwas substantieller ist da schon sein Vorschlag
für ein Antikredit-Gesetz, dass jede Form von
Schulden- oder Defizitbildung verhindern soll. [35]

Er bemerkt, „dass das Sparen von Geld und das
Verborgen des gesparten Geldes, auch wenn es
zinsfrei wäre, dasselbe Unheil anrichtet wie je-
nes, welches durch Finanzzinsen entsteht: Ent-
eignung des Wirtschaftsgeldes, Wachsen der
Schulden, Zunehmen der uneinbringlichen Ge-
stehungskosten, Absatzstockung und Arbeits-
losigkeit. … Das Sparen ist also keine Tugend,
sondern ein Laster.“ [36] Färber verfolgt hier ge-
wissermaßen einen verbrauchsorientierten natu-
ralwirtschaftlichen Gedankenansatz: Was in ei-
ner Volkswirtschaft innerhalb einer Periode er-
zeugt werde, das solle in einer überschaubaren
Zeiteinheit verbraucht werden. Wozu aufbewah-
ren, wozu sparen, wozu Schulden machen? Be-
sonders das Geld dürfe „nicht Spar- und Kredit-
gegenstand sein“, [37] meint er, Geld habe nur als
Recheneinheit zu fungieren, eine Funktion als
Wertaufbewahrungsmittel [38] sei im ergokrati-
schen Wirtschaftssystem nicht vorgesehen. [39]

Bankunternehmen und Sparkassen würden dem-
nach überflüssig. So rigide uns Färber in der
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Formulierung des Kreditverbots erscheinen mag,
so sehr werden Preise regulierende Maßnahmen
von ihm abgelehnt. Jede Produktionsausweitung
habe sinkende Preise zur Folge, was von der Kon-
sumentenseite nur erwünscht sein kann. [40] Auch
im Hinblick auf die Gestaltung der Außenhan-
delsgegebenheiten entpuppt sich Färber schein-
bar als Liberaler. [41] Er plädiert für einen unge-
hinderten zwischenstaatlichen Güterverkehr, völ-
lig ohne Zölle und Devisenbeschränkungen. [42]

Das ergokratische Modell soll letztlich auf der
ungehinderten wirtschaftlichen Betätigung ba-
sieren, mit der erheblichen Einschränkung, dass
jedes Kreditgeschäft verunmöglicht und dem
Gelde seine Zins tragende Kapitalfunktion ge-
nommen wird. Jede außerordentliche ökonomi-
sche Impulsgebung wird so an den Bereich der
öffentlichen Hand delegiert. [43]

3 „Betätigungsfelder“
Heinrich Färbers

Das neue Österreich war 1918 aus dem Zerfall
der Habsburgermonarchie, einem großen, histo-
risch gewachsenen und weitgehend autarken
Wirtschaftsgebiet, hervorgegangen. Die Ausgangs-
position des kleinen Landes hätte aufgrund des
hohen Industrialisierungsgrades mit optimisti-
schen Erwartungen verbunden sein können. Bo-
denschätze und Wasserkräfte warteten auf ihre
Nutzung, gewerbliche Produktion und Dienst-
leistungsbetriebe waren besonders im Raume
Wien dicht konzentriert. All dem standen jedoch
Verzerrungen in der Produktionsstruktur und Dis-
proportionalitäten im gesamten Wirtschaftsge-
füge gegenüber. Dazu kamen die typischen Folge-
wirkungen des Krieges und das Problem einer
nur schmalen Basis fossiler Energieträger. Alles
zusammen genommen waren es aber eher sozial-
psychologische Momente, die viele an der Lebens-
fähigkeit Österreichs zweifeln ließen. [44] Hein-
rich Färber gehörte nicht zu dieser Riege. Durch
nahezu alle seine Schriften zieht sich die Über-
zeugung, dass – seine Reformen vorausgesetzt –
Österreich es „aus eigener Kraft“ schaffen könne.
[45] Die Zerrüttung des internationalen Währungs-
systems, der herrschende Neomerkantilismus im
Bereich der Außenwirtschaft schien jenen, die

eigene „innere Potentiale“ nutzen wollten, zu-
nächst recht zu geben, es sollte jedoch anders
kommen.

Die Umstellung von der Kriegs- auf die Frie-
denswirtschaft war durch den Inflationsprozess
beeinträchtigt, der schon während des Krieges
eingesetzt hatte. Nach der Auflösung der Gold-
deckungsverpflichtung 1914 war mittels „Noten-
presse“ zur Finanzierung der Staatsausgaben
geschritten worden. Die Verfünfzehnfachung des
Preisniveaus zwischen 1914 und 1918 war bereits
besorgniserregend, aber erst nach Kriegsende
setzte eine wirklich dramatische Inflationsent-
wicklung ein. Versorgungsansprüche der Kriegs-
heimkehrer und Subventionen im Bereich der
Grundnahrungsmittel sorgten dafür, dass der
Geldbedarf des Staates hoch blieb und die No-
tenpresse nicht zur Ruhe kam. Der Inflations-
verlauf bewirkte gewaltige Einkommensverschie-
bungen zwischen den einzelnen Bevölkerungs-
gruppen. Kriegsgewinnler und Währungsspeku-
lanten konnten ihre Vermögenszuwächse verviel-
fachen, während Arbeiter und Angestellte trotz
partieller Anpassungsversuche von einer Erringung
des Niveaus ihrer Vorkriegseinkommen nur träu-
men konnten. Der Mittelstand, der schon bei der
Zeichnung der Kriegsanleihen geblutet hatte,
musste auch noch den Verlust seiner restlichen
Ersparnisse hinnehmen. Für den zeitgenössi-
schen Beobachter waren insgesamt sehr unter-
schiedliche Effekte der Inflation wahrzunehmen.
Die einsetzende Kapitalflucht trug zwar zum
Substanzverlust der österreichischen Wirtschaft
bei, zugleich wurde aber durch die Entwertung
des Geldes eine hektische Betriebsamkeit aus-
gelöst, die das zögerliche Anlaufen der Friedens-
produktion überwinden half. Durch den Nieder-
gang des Außenwertes der österreichischen Krone
wurde temporär auch die Exportwirtschaft ange-
kurbelt. Genau diese Umstände scheinen sich bei
Färber gedanklich festgesetzt zu haben, als er
seine Reformvorschläge erarbeitete. Er sah in
einer kontrollierten, durch ein Antiinflationsge-
setz in Schach gehaltenen Ausweitung der Geld-
menge ein Heilmittel bzw. die Grundlage für
einen raschen Aufbau der Wirtschaft. Färber über-
sah jedoch offenbar, dass die Fülle von Be-
triebsneugründungen in der Inflationsperiode
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eine Art Scheinblüte darstellte. Noch in der
ersten Hälfte der 1920er Jahre sollte deutlich
werden, wie viele der neu gegründeten Unter-
nehmen auf Sand gebaut waren.

Im Herbst 1922 erreichte die Hyperinflation
ihren Höhepunkt, als der Wert der Krone auf ein
1/15.000 seiner ursprünglichen Parität sank. [46]

Aus verschiedenen Vorschlägen zur Währungs-
sanierung wählte die Regierung Ignaz Seipel den
Weg einer Auslandsanleihe zur Sicherstellung der
erforderlichen Mittel. Am 4. Oktober 1922 unter-
zeichneten Vertreter Großbritanniens, Frank-
reichs, Italiens, der CSR und Österreichs die Gen-
fer Protokolle, die der jungen Alpenrepublik die
Inanspruchnahme einer Völkerbundanleihe in der
Größenordnung von nicht ganz 650 Millionen
Goldkronen ermöglichte. Die in Genf geschlos-
senen Verträge sahen neben der Sanierung der
Staatsfinanzen und der Rekonstruktion der Wäh-
rung eine Kontrolle der österreichischen Finanz-
politik durch einen Sonderkommissär des Völker-
bundes vor, um so auch den Gläubigerinteressen
zu entsprechen. Mit der Vertragsunterzeichnung
gab Österreich seine Souveränität in währungs-
und finanzpolitischen Fragen weitgehend ab, wo-
mit eine erste Weichenstellung in Richtung wirt-
schaftlicher Kontraktionspolitik gegeben war.

Am 14. November 1922 erfolgte die Gründung
der Österreichischen Nationalbank, die am 1. Jän-
ner 1923 statutengemäß ihre Tätigkeit aufnahm.
Mit dem Schillingrechnungsgesetz vom 20. De-
zember 1924 wurde die Währungssanierung in
Österreich als abgeschlossen betrachtet. Mittler-
weile war auch das internationale Währungssy-
stem wieder auf neue Fundamente gestellt wor-
den. Auf der Weltwährungskonferenz zu Genua
1922 einigten sich die Vertreter der teilnehmen-
den Staaten auf die Errichtung eines Gold-De-
visen-Standards. Für Heinrich Färber waren die
neuen Feindbilder klar. Er verurteilte den Völker-
bund, der, wie er meinte, dem Golde wieder zu
solch hohem Stellenwert im Gefüge der Weltwäh-
rungsordnung verholfen hatte, [47] und die Natio-
nalbank, deren „Geldmonopol“ eine wirtschafts-
feindliche „Geldknappheit“ hervorrufe. [48] Möglich,
dass man Färber nicht ganz gerecht wird, wenn
man ihn unter die zahlreichen „Inflationsheili-
gen“ einreiht, die in der Umbruchsituation nach

dem Weltkrieg empor gespült worden waren. Tat-
sache ist jedoch, dass er eine steigende Zahl von
Anhängern um sich sammelte, die sich in Ver-
einen organisierten und eigene Publikationsor-
gane herausbrachten. Die dauerhafte Unzufrie-
denheit breiter Bevölkerungsschichten mit der
wirtschaftlichen Situation erwies sich dabei als
zutreibendes Moment. Der Wille zur Sanierung des
Staatshaushaltes „ohne soziale Rücksicht" (Fer-
dinand Tremel) verringerte den wirtschaftspoliti-
schen Spielraum der öffentlichen Hand in Öster-
reich drastisch. Das „Wiederaufbaugesetz“ von 1922
hatte den Abbau von 84.000 Staatsdienern zur
Folge, vorgesehene Mittel für Exportförderungen
kamen nicht zustande, die Arbeitslosenrate pen-
delte sich auf hohem Niveau ein.

Im Jahr 1923 konnte zwar das angestrebte
Budgetgleichgewicht hergestellt werden, doch
die österreichische Wirtschaft sollte nicht zur
Ruhe kommen. Dem Sanierungspaket folgte eine
Kette von Bankenzusammenbrüchen, die den
österreichischen Geld- und Kapitalmarkt schwer
erschütterte. Die Krise begann 1924 im Gefolge
einer schief gelaufenen Währungsspekulation.
Zahlreiche Geldinstitute versuchten ihre Verluste
betriebsintern abzufedern, dort wo Insolvenzen
zu verzeichnen waren, setzte eine unglückselige
Fusionspolitik ein, die mit einer Substanz-
schwächung gesunder Bankunternehmen bezahlt
wurde. So ließ der eine Bankenkrach den näch-
sten schon wieder absehbar werden. Der Post-
sparkassenskandal von 1926 wurde übertroffen
vom Zusammenbruch der Bodenkreditanstalt 1929.
[49] Als nach dieser Pleite die letzte verbliebene
Großbank, die Credit-Anstalt, die Sanierungsak-
tion übernahm, war man am Ende der Kette an-
gelangt. [50] Bereits in der ersten Jahreshälfte
1931 trat die Zahlungsunfähigkeit der Credit-
Anstalt zutage, die nur noch mit dem Eingreifen
des Staates zu kompensieren war. [51] Die für die
Sanierungsmaßnahmen aufgebrachten Mittel, die
in anderen wichtigen Bereichen fehlten, der Rück-
zug verschreckter Anleger sowie das Ansteigen
des Zinsniveaus – all das konnte nicht ohne
Auswirkungen auf das reale Wirtschaftsgesche-
hen bleiben. Innerhalb der Bevölkerung führten
Ereignisse dieser Art zu massiven Vertrauensver-
lusten in Politik und Wirtschaft, Färber und sei-
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ne Anhängerschaft sahen damit nur ihre banken-
kritischen Thesen bestätigt.

Die Abwehrkräfte der österreichischen Wirt-
schaft waren Mitte des Jahres 1930, zu dem
Zeitpunkt als die große Weltwirtschaftskrise über
die Alpenrepublik hereinbrach, bereits geschwächt.
Von den maßgeblichen Personen in den Berei-
chen der österreichischen Wirtschaftstheorie und
-politik wurde die große Krise als Folge eines
Zusammenbruchs des Vertrauens in das interna-
tionale Kreditsystem interpretiert. Es gelte da-
her, so das nahezu einhellige Credo, dieses Ver-
trauen auf dem Wege einer restriktiv geführten
Finanz- und Währungspolitik ohne Rücksicht auf
deflationäre Effekte wieder herzustellen. Bei der
verschärften Fortführung der Spar- und Abbau-
programme der 1920er Jahre sollte primär auf die
„Selbstheilungskräfte“ des Marktes gesetzt wer-
den. Dem wirtschaftlichen Elend und der Massen-
arbeitslosigkeit mittels antizyklischer Maßnah-
men ein Ende zu setzen, war in Österreich nicht
vorgesehen, was zu einer Anheizung der sozialen
Konflikte, 1933/34 schließlich zu Bürgerkrieg
und Diktatur führte. [52] Färber kritisierte die Spar-
gesinnung im Bereich der Wirtschaftpolitik hef-
tig, da diese nur die Depression verstärken kön-
ne. [53] Aber auch mit dem in den Vereinigten
Staaten durchgesetzten Programm zur Krisenbe-
wältigung, dem New Deal, vermochte er sich we-
gen der damit verbunden Schuldenpolitik nicht
anzufreunden. [54]

Als gewaltige Hürde für jede Investitions-
tätigkeit war in Österreich das Zinsniveau anzu-
sehen, das bereits in den 1920er Jahren relativ
hoch gewesen war. Zwischen 1925 und 1930 war
zwar die Bankrate von 9 auf 5,5 Prozent gesun-
ken, doch die „hohen Spesen des aufgeblähten
und monopolisierten Bankapparates zogen hohe
Spannen nach sich, so dass selbst erstklassige
Kreditwerber einen um 6 bis 7 Prozent über der
Bankrate liegenden Zinssatz zu bezahlen
hatten.“ [55] Als im Jahr der Credit-Anstalt-Krise
1931 der Kapitalflucht Einhalt zu gebieten ver-
sucht wurde, wurde der Diskontsatz auf 7 und
schließlich auf 10 Prozent angehoben. [56] Nach-
dem diese drastischen Steigerungen eine Reihe
von Protesten hervorgerufen hatten, Wirtschafts-
treibende, Verbände, Kammern, Gemeinden und

Landesregierungen forderten einen Abbau der
Zinslasten, wurde der Diskontsatz im März 1933
wieder auf 5 Prozent zurückgeschraubt. Öster-
reich blieb damit im internationalen Vergleich
noch immer im oberen Mittelfeld. [57] Erst in den
Folgejahren kam es zu weiteren Zinsreduktionen,
1935 lag der Diskontsatz schließlich bei 3,5 Pro-
zent. [58] Nun war es der Sektor der Geschäfts-
banken, der seinen Beitrag zu Senkung des Zins-
niveaus verweigerte. Seit der Credit-Anstalt-
Krise verfuhren die Mobilbanken in der Kredit-
politik äußerst restriktiv. „Die Banken schwim-
men in Geld“, wurde in der „Neuen Freien Presse“
Ende 1935 geklagt, dennoch käme es zu „einer
beinahe restlosen Kreditverweigerung“. [59] Für
viele Wirtschaftssektoren waren Kredite einfach
unerschwinglich geworden. Die durch zunehmen-
de Spareinlagen wachsende Liquidität gab den
Geschäftsbanken eine weitgehende Unabhängig-
keit, sodass die Zinssätze beträchtlich über dem
Diskontsatz lagen. [60] Jede Senkungsmaßnahme
der Nationalbank wurde bestenfalls partiell mit-
vollzogen. 1933 sah sich die Regierung sogar
veranlasst, mittels „Einlageverordnung“ (B.G.Bl.
Nr.159/1933) Obergrenzen für Höchstzinssätze
einzuziehen. [61] Färbers Kritik am Finanzkapital
ließ Feinheiten, wie sie hier darzustellen ver-
sucht wurden, außer acht. Im Kern ist seinen
theoretischen Einsichten aber eine gewisse Be-
rechtigung nicht abzusprechen. Die Führung der
Österreichischen Nationalbank hatte die gesam-
ten 1930er Jahre hindurch finanzpolitischen Um-
schichtungsaktionen den Vorrang gegenüber Ini-
tiativen zur Krisenbewältigung gegeben. [62] Zum
Zeitpunkt des „Anschlusses“ 1938 überstiegen
die in Österreich gehorteten Gold- und Devisen-
bestände jene des Deutschen Reiches und bil-
deten so ein teuer erkauftes „Antrittsgeschenk“
für das nationalsozialistische Regime. [63]

4 Zur Kritik an der ergokratischen
Wirtschaftslehre

Der bekannte Soziologe Max Weber beschreibt
in seiner Studie über das antike Judentum ver-
schiedene Gestalten der Unheilspropheten: „Un-
gebeten und von sich aus getrieben schleudern
sie ihre furchtbaren Orakel der Hörerschaft ent-
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gegen.“ [64] Als ein solch ungebetener „Prophet“
hat im Österreich der Zwischenkriegzeit wohl
auch der rauschebärtige Heinrich Färber gewirkt.
Seine in Schriften und Vorträgen nicht selten
deftige Wortwahl führte zur Beschlagnahmung
seiner Druckwerke und brachte ihn 1923/24 und
1929 sogar vor Gericht. Das austrofaschistische
Regime reagierte auf Färber und seine Anhänger-
schaft mittels unzweideutiger Einschüchterungs-
versuche. [65] Mit seinen unorthodoxen Ideen zur
Krisenüberwindung und mit seiner provokanten
These, dass nur zugunsten des herrschenden
Finanzkapitals „mehr Arbeit, mehr Sparen und
mehr Opfer“ [66] von der arbeitenden Bevölkerung
verlangt würden, zog er zweifellos den Zorn der
Exponenten der „Finanzdiktatur“ [67] auf sich. Eine
gerechtere Verteilungspolitik oder eine aktive
Konjunkturpolitik standen in Österreich zwischen
1934 und 1938 mit Sicherheit nicht auf der
Prioritätenliste der führenden Wirtschaftspoli-
tiker. [68] Dementsprechend wurde auch die Kritik
formuliert, die der im Austrofaschismus als Wirt-
schaftsprofessor aktive Michael Kröll [69] an Hein-
rich Färber anzubringen hatte. [70] Kröll warnte
vor „unvernünftigen Begehren“ und zeigte sich
auch nach 1945 überzeugt: „Ist das Sozialpro-
dukt klein, der Wirkungsgrad der Produktion ge-
ring, dann muss das Volk hart arbeiten, um sich
am Leben zu erhalten. In einem solchen Lande
mag der Achtstundentag undurchführbar, Frauen-
und Jugendarbeit mag hier unentbehrlich sein,
das Verhältnis von Lohn- und Preisniveau wird
sich ungünstig gestalten, die Fürsorgeeinrich-
tungen werden dürftig, die Steuern müssen man-
gels einer breiten Schicht von Besitzenden auch
für die untersten Schichten hoch sein, die
schmale Schicht der Besitzenden muss geschont
werden, damit eine Akkumulation von Betriebs-
kapital nicht völlig unterbleibe.“ [71]

Substantiellere Ergebnisse als die Kritik Krölls,
die auf eine Rechtfertigung der österreichischen
Wirtschaftspolitik der 1930er Jahre hinauslief,
brachte die Auseinandersetzung Heinz Kienzls
mit der Ergokratie. [72] Kienzl war seit 1947 Mit-
arbeiter beim Österreichischen Gewerkschafts-
bund und leitete von 1950 bis 1968 dessen wirt-
schaftspolitische Abteilung. Von 1973 bis 1988
war Kienzl Generaldirektor und von 1988 bis

1993 Erster Vizepräsident der Österreichischen
Nationalbank. In der Hauptsache argumentiert
Kienzl, dass die von den Ergokraten vorgeschla-
gene monatliche Geldentwertung, „dem Wirt-
schaftsleben einen Rhythmus aufzwingen“ wür-
de, „da niemand die Geldentwertung wird mit-
machen wollen. Dies wäre, von den größeren Be-
trieben (die mehr Dispositionsspielraum haben,
G. S.) … abgesehen, besonders für jene Einkom-
mensempfänger ungünstig, deren Geldeinkom-
men stoßweise anfällt. …“[73] Größere Sachver-
mögen würden dabei unbesteuert bleiben. [74]

Skeptisch zeigt sich Kienzl auch gegenüber der
ergokratischen Forderung „nach Abbau aller Zölle
und Handelschranken“, da er in einem Freihan-
delssystem mehr Nach- als Vorteile erblickt. [75]

Dass die heftigste Kontroverse um die Ergo-
kratie zwischen Heinrich Färber und der An-
hängerschaft Silvio Gesells stattfand, erscheint
wenig verwunderlich, handelte es sich doch um
konkurrierende Schulen aus dem Spektrum der
Geldreform. Im Gefolge der von Färber Ende der
1920er Jahre herausgebrachten Schrift zur Frei-
wirtschaftslehre Gesells [76] kam ein Diskussions-
prozess in Gang, der jedoch letztlich zu keiner
Annäherung der Standpunkte führte. Nach dem
Freigeldexperiment von Wörgl [77], dessen Initia-
toren sich auf Gesell beriefen, erweiterte Färber
seine kritische Abhandlung um weitere Kapitel.
[78] Die Divergenzen zwischen den Konzepten
Färbers und Gesells finden sich in der 1932 von
einem freiwirtschaftlichen Verlag veröffentlich-
ten Schrift „Die ergokratische Kritik der Freiwirt-
schaftslehre“ eingehend dargestellt. [79] Färber
hatte Gesell vor allem mit Bezug auf dessen
Zinstheorie [80], wegen dessen Auffassung der
Volkswirtschaft als „Tauschwirtschaft“ [81] und
wegen der kreditfreundlichen Haltung angegrif-
fen. Die Freigeldidee Gesells bewertete er als
einen „Bluff“ [82], die Vorschläge zur Bodenre-
form wurden von ihm als unzureichend beur-
teilt. In dieser Auseinandersetzung hatte Färber
eine klare Nachteilsposition. Seine Beschreibung
des Zinswesens blieb unklar und erweckte den
Eindruck, verschwörungstheoretisch fundiert zu
sein. In diesem Sinne war es für die Gesellsche
Theorie wesentlich einfacher, eine wissenschaft-
liche Rezeption zu finden. [83] Dass im Hinblick
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auf die ökonomischen Abläufe bei Färber und
Gesell völlig unterschiedliche Vorstellungswelten
gegeben seien, wurde von allen an der Debatte
Beteiligten festgestellt. Die Anhänger der Frei-
wirtschaftslehre bekannten sich zu der „Auffas-
sung, dass unsere Wirtschaft auf dem durch
Geld vermittelten wechselseitigen Austausch be-
ruht.“ [84] Färber hingegen plädierte in der Kon-
sequenz für die Umformung der Volks- in eine
Staatswirtschaft, in der die Bevölkerung wie in
einem Bienenstock als große „Arbeitsgemein-
schaft“ zusammenwirkt, wobei – das wurde von
den Gesell-Anhängern zweifellos richtig erkannt –
die Regulation „hauptsächlich das Werk eines
zentralen bewussten Willens, des Direktoriums …
z. B., bilden würde“. [85]

Auch bei der Einschätzung des Kredites wa-
ren die Vertreter der Freiwirtschaft wesentlich
realitätsnäher und hatten die wirksameren Ar-
gumente in der Hand. Sie schätzten die produk-
tive Kraft des Kredits, den sie für den Fortgang
der wirtschaftlichen Entwicklung für unerlässlich
hielten.[86] Bei der Gegenüberstellung der unter-
schiedlichen Reformkonzepte wird deutlich, dass
Färber wesentliche Elemente der Geldtheorie ver-
nachlässigte und in vormodernen Denkmustern
verharrte, während Gesell mit seinem Modell der
Steuerung der Geldumlaufgeschwindigkeit die
elegantere Reformlösung anzubieten hatte. [87]

Bei der Behandlung der Bodenfrage schließlich
zeigte Färber, wie sehr er Gesell missverstand,
als er ihm unterstellte, die Grundrente „ab-
schaffen“ zu wollen. [88]

Färber agierte ohne Zweifel „staatsverliebt“
wie der alte Hegel, als er im Rahmen seines
Reformmodells dem öffentlichen Sektor mittels
der automatischen Geldsteuer die permanente
und gewaltsame Aneignung von Kaufkraft zu-
wies. Damit stand er den Technokraten der
Zwischenkriegszeit ideologisch auch wesentlich
näher als dem sozialliberal orientierten Silvio
Gesell. Die Technokraten traten für eine zentrale
Planung und Steuerung aller gesellschaftlichen
Prozesse ein. Dabei sollten an die Stelle des
konventionellen Geldes „Energie-Zertifikate“ tre-
ten, die bei der Planung der Produktionszyklen
eine prominente Rolle zu spielen gehabt hätten.
Sämtliche Transaktionen wären von einem zen-

tralen Registriersystem erfasst worden, um so
den Warenverkehr beständig optimieren zu kön-
nen. [89] Als Basis der projektierten Energiewäh-
rung war nicht ein Bestand von Edelmetallen,
sondern die „Erzeugung eines Wirtschaftsgebie-
tes“ vorgesehen. [90] Der Hinweis, dass Färber in
außenwirtschaftlichen Belangen einen liberalen
Kurs vertreten hätte, kann an dieser Stelle nicht
als relativierendes Moment angeführt werden. Es
ist vielmehr die Vermutung zulässig, dass Fär-
bers Schwenk in Richtung Freihandel nur eine
Verlegenheitslösung darstellte, mit der er einer
sorgsamen Überprüfung der Außenhandelseffek-
te seiner Reformvorschläge auswich. [91] Auch sei-
ne Stellungnahme zu Monopolbildungen in der
Wirtschaft weist Färber nicht als Vorzeigebei-
spiel eines Wirtschaftsliberalen aus.[92]

Zu den sympathischen Seiten Heinrich Färbers
zählt zweifellos dessen pazifistische Grundge-
sinnung.[93] Wenn er dennoch immer wieder ver-
bal scharf attackierend auftrat, so resultierte
dies wohl aus einer massiven Selbstüberschät-
zung, so wie es einer gewissen Einfalt entsprach,
dass er bei der Erstellung seines Programms
missverständliche Formulierungen und damit Ab-
gleitflächen zur extremen Rechten hin zuließ.
Die Anhängerschaft Färbers bildet unzweifelhaft
ein Kapitel für sich. Über eine „Ein-Punkt-Be-
wegung“ [94], die die Ergokraten schon in der
Zwischenkriegszeit bildeten, sind diese auch
nach 1945 nicht hinausgekommen. Sie bedien-
ten die Traditionslinie eines (antisemitisch durch-
wobenen) mittelständischen Milieus, das sich
seit dem Einsetzen der industriekapitalistischen
Umwälzungen in Österreich im ausgehenden 19.
Jahrhundert von einer so genannten Hochfinanz
zunehmend bedroht sah, und das für eine „freie“
(vom Goldstandard unabhängige) Geldemission
im Gefüge einer nationalen Wirtschaft eintrat.[95]

Wenn Peter Autengruber in seiner Diplomarbeit
zwischen „liberalen“ und „nationalen“ Abkömm-
lingen der Schule Färbers unterscheidet, so stellt
dies eine nicht unerhebliche Abmilderung ge-
genüber der Realität dar. [96] So ist es durchaus
keine Seltenheit, dass in Österreich in Publika-
tionen rechtsextremistischer Gruppen Versatz-
stücke der Ergokratischen Lehre auftauchen. [97]

Aber auch direkte Nachfahren der Denkrichtung
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Färbers scheinen auf klare Abgrenzungen kei-
nen Wert gelegt zu haben. Die nach dem Zwei-
ten Weltkrieg gegründete „Ergokratischen Partei
Österreichs“ (EPÖ) lehnte die Nationalsozialis-
tengesetze als „ungerecht“ ab [98], mit Karl Peter
kam Ende der 1940er Jahre ein Mann an die
Spitze, der eine Synthese von Färbers Ergokratie
und Gottfried Feders Programm zur „Brechung
der Zinsknechtschaft“ anstrebte. [99] Alle Ansätze,
die EPÖ als „4. Partei“ [100] in Österreichs politi-
scher Landschaft zu verankern, schlugen jedoch
fehl, auch die Versuche Friedrich Kreuzers [101],
die Ergokraten in ein gemäßigteres Fahrwasser
zu bringen, konnten den Niedergang der Partei
nicht aufhalten. In der Wiederaufbauphase, in
der Zeit des Wirtschaftswunders und in den
Jahren des Austrokeynesianismus waren ergokra-
tische „Geldverbesserer“ immer weniger gefragt.
Heute ist es eine Reihe von Einzelpersonen, die
ergokratisches Gedankengut mit wechselndem
Erfolg an die Öffentlichkeit heranträgt. [102] Im
Schatten der wirtschaftlichen Globalisierung
scheinen Lösungsansätze, die sich auf den „na-
tionalen Rahmen“ zurückbesinnen, wieder eine
gewisse Renaissance zu erleben. Für eine wirk-
lich durchschlagende Wirkung erscheint das er-
gokratische Programm aber zu antiquiert und für
Kenner der Materie wohl auch zu grob gestrickt.
Eine Weiterentwicklung der Färberschen Ideen
hat kaum stattgefunden [103], für die Wirtschafts-
wissenschaft wird die Idee einer automatischen
Selbstfinanzierung des Staates durch eine (ein-
malige) Geldschöpfungsaktion wohl immer eine
Art „ökonomisches Perpetuum mobile“ bleiben.
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Vom Chemiker zum Geldreformer

Einer der interessantesten und originellsten
Geldreformer der 1920er und 1930er Jahre war
der englische Chemiker Frederick Soddy (1877-
1956). International bekannt wurde Soddy zu
Beginn des 20. Jahrhunderts durch seine For-
schungsarbeiten über atomare Strukturen und
Radioaktivität. 1913 führte er den Begriff der
Isotopen ein, entwickelte dieses Konzept in den
darauf folgenden Jahren weiter und wurde dafür
1921 mit dem Chemie-Nobelpreis ausgezeichnet.

Soddys Interessen waren nicht auf sein Spe-
zialgebiet beschränkt, sondern umfassten Politik,
Sozial-, Wirtschafts- und Wissenschaftsgeschichte.
Er las auch Science Fiction Romane und dachte
über die soziale Verantwortung von Wissen-
schaftlern nach. Geradezu prophetisch erwiesen
sich seine Prognosen bezüglich der politischen
und sozialen Konsequenzen von Atomenergie:
Bereits 1915 warnte Frederick Soddy in öffent-
lichen Vorträgen vor den Gefahren von Nuklear-
waffen, sollte die Menschheit je die Technologie
entwickeln, über die in Atomkernen gebundene
Energie zu verfügen. [1]

Nach dem Ersten Weltkrieg wandte er sich zu-
nehmend von den Naturwissenschaften ab und
befasste sich bis 1936 [2] intensiv mit dem Stu-
dium des Geldes aus Sicht der Thermodynamik
und publizierte Bücher und Broschüren zum
Thema. Im Gegensatz zu den Geldreformern sei-
ner Zeit – wie Major Douglas [3] oder Silvio Ge-
sell – konnte Soddy keine Geldreformbewegung
durch seine Schriften mobilisieren. Trotz der
kritischen Beachtung, die seine ökonomischen
Schriften in den 1920er und 1930er Jahren in
den führenden angelsächsischen Wirtschaftszeit-
schriften fanden [4], waren sie weitgehend in
Vergessenheit geraten, bis der ökologische Öko-
nom Herman Daly 1980 Soddys thermodynami-
sche Geldkritik in einem Artikel für Fachkolle-

gen aufbereitete.[5] Durch Jeremy Rifkins Best-
seller „Entropie – ein neues Weltbild“ von 1980
fand Dalys Artikel weltweite Verbreitung und das
Interesse an Frederick Soddy erlebt seither Auf-
wind. Der kanadische Ökonom Mario Seccareccia
hat es aufgegriffen. Im deutschsprachigen Raum
hat Fritz Söllner eine Brücke von Soddys Geld-
analyse zu Hans Chrisoph Binswangers Arbeiten
zum Themakomplex „Geld und Natur“ [6] geschla-
gen und somit auf die Aktualität von Soddys
Fragestellungen hingewiesen. [7] Doch was führte
einen Chemiker überhaupt dazu, sich so inten-
siv mit Geld zu beschäftigen?

Für Soddy war es unerklärlich, warum im
Zeitalter industrieller Produktionsmethoden und
dem dadurch ermöglichten Warenüberfluss viele
Menschen Hunger leiden, obdachlos sind oder
in Slums leben. Beeinflusst von den sozialkri-
tischen Werken John Ruskins und den Büchern
des Geldreformers Arthur Kitson kam Soddy zum
Schluss, dass das moderne Geldsystem, welches
die Verteilung dieses Überflusses bewerkstelligen
sollte, versagt hat. Anstatt für eine gerechte Ver-
teilung zu sorgen und die Errungenschaften von
Wissenschaft und Technik allen zugänglich zu
machen, hat das Geldsystem Gesellschaften ge-
spalten und gegeneinander aufgehetzt; die furcht-
baren Verwüstungen des Ersten Weltkrieges zeug-
ten davon. Gab es einen direkten Zusammen-
hang zwischen der Funktionslogik der modernen
Geldwirtschaft und der Schuldenwirtschaft, die
Kriege im großen Stil erst finanzierbar machen?
Für Soddy gab es diesen Zusammenhang und der
konnte durch eine thermodynamische Analyse
des Geldsystems verständlich gemacht werden.

Geld und Entropie – Die Verwechslung
von Schulden und Vermögen

„Mysteriöse Geldvernichtung – Schon tausend
Scheine zerbröselt.” Mit dieser Schlagzeile be-
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titelte Spiegel Online [8] unlängst eine merkwür-
dige Erscheinung: Euroscheine lösten sich auf,
sobald man sie berührte. Über die Vergänglich-
keit von materiellem Reichtum ist schon viel
geschrieben und gepredigt worden. Frederick
Soddy war es vorbehalten, diese moralische
Maxime naturwissenschaftlich zu fundieren. [9]

Der erste und zweite Hauptsatz der Thermo-
dynamik bilden die theoretische Grundlage für
Frederick Soddys Geldkritik. In der Anwendung
dieser physikalischen Grundgesetze auf die Öko-
nomie war Soddy ein Pionier [10], obwohl beide
Naturgesetze schon Ende des 19. Jahrhunderts
in anderen sozialwissenschaftlichen Disziplinen
ihre Anwendung fanden. [11] Erst ein halbes Jahr-
hundert nach Soddys ersten ökonomischen Schrif-
ten (Soddy 1922) sollte jedoch die Bedeutung
insbesondere des zweiten Hauptsatzes der Ther-
modynamik, auch Entropiegesetz genannt, durch
Nicholas Georgescu-Roegen in der ökonomischen
Fachwelt bekannt gemacht werden und für die
ökologische Ökonomie große Bedeutung bekom-
men. [12] Nach der Einschätzung von Hans Chris-
toph Binswanger “stellt dieses Gesetz zweifellos
das eigentliche Salz einer ökologisch orientier-
ten Wirtschaftswissenschaft dar.” [13] Doch was
besagen der erste und zweite Hauptsatz der
Thermodynamik? Und welche Relevanz haben sie
für die Ökonomie im allgemeinen und für das
Phänomen Geld im besonderen?

Der erste Hauptsatz, das Gesetz der Energie-
erhaltung, „besagt, dass ... Energie weder er-
schaffen noch zerstört werden kann. ... Das
einzige, was wir tun können, ist, Energie aus
einem Zustand in einen anderen umzufor-
men.” [14] Für den Wirtschaftsprozess bedeutet
dieses physikalische Gesetz, „ ... dass Produk-
tion und Konsum in Wirklichkeit Transforma-
tion ist, nämlich Transformation von Rohstof-
fen in konsumierbare Güter und Transforma-
tion von konsumierbaren Gütern in Abfälle.” [15]

Soddy legt den Energieerhaltungssatz sei-
nem Vermögensbegriff zugrunde. Vermögen
(“wealth”) muss – seiner Ansicht nach – in
erster Linie als physikalische Kategorie ver-
standen werden und erst danach ergibt es
einen Sinn, sich seinen ökonomischen Aspekten
zuzuwenden. [16]

Ohne Energie gibt es kein Leben; deshalb
kann echtes Vermögen (d.h. Realvermögen, im
Gegensatz zu Finanzvermögen) nur eine Form
gebündelter Energie sein, die dem Energiefluss
der Natur entnommen wurde. [17] Letztendlich ist
echtes Vermögen also eine Verkörperung von
Sonnenergie, denn, wie Soddy schreibt, “... es
ist die Sonne, die nicht nur die Kraft von Wind
und Wasser liefert, sondern auch die von allen
bisher bekannten Lebensformen.” [18] Die Sonnen-
energie kommt aber bekanntlich von der Sonne,
wird also der Erde von außen zugeführt, und
somit wäre nach dem Energieerhaltungssatz die
eigentliche Schaffung von Vermögen auf Erden
physikalisch nicht möglich. In diesem Fall, so
Soddy, kann die Erde auf ihrem Energiekonto
glücklicherweise die Sonneneinstrahlung als Plus
verbuchen, bei der Sonne steht sie im Minus. [19]

Soddy bezeichnet Vermögen als “eine Form
verkörperter brauchbarer Energie“. Es muss sich
also um brauchbare oder verfügbare Energie
handeln. Hier kommen wir zum zweiten Haupt-
satz der Thermodynamik, dem Entropiegesetz.
Nach dem Entropiegesetz muss „ ... bei jeder
Umwandlung von Energie in einen anderen Zu-
stand 'ein bestimmter Preis bezahlt werden.'
Dieser Preis besteht in einem Verlust an verfüg-
barer Energie, die in Zukunft für keine Art von
Arbeit mehr genutzt werden kann. Diesen Vor-
gang bezeichnet man als Entropie, und zwar im
Sinne einer Maßeinheit.” D.h. „Entropie ... ist
jene Energiemenge, die nicht mehr in Arbeit
umgewandelt werden kann.” [20]

Das Gesetz der Energieerhaltung besagt, dass
es beim Vermögen „für jedes Plus ein Minus
gibt”. Laut Entropiegesetz, das als eine Präzi-
sierung des Energieerhaltungssatzes betrachtet
werden kann, trifft die Umkehrung (für jedes
Minus gibts ein Plus) beim Vermögen nicht zu
[21], denn die Transformation von Energie kann in
der Regel (d.h. ohne Energiezufuhr von außen)
nur in einer Richtung erfolgen, nämlich von
einem verfügbaren in einen nicht-verfügbaren
Zustand. Die Logik des Kapitalismus, der Geld-
wirtschaft, genauer gesagt der Kreditgeldwirt-
schaft, steht Frederick Soddy zufolge in einem
fundamentalen Widerspruch sowohl zum Ener-
gieerhaltungssatz wie auch zum Entropiegesetz:
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„Wenn Kohle verbrannt wird, ist sie verbrannt.
Man kann sie nicht zugleich verbrennen und im
Keller lagern, und noch weniger kann man davon
ewig Zinsen beziehen zu so und so viel Prozent,
wie im Falle des sogenannten Kapitals der Öko-
nomen und der Geschäftswelt. ... Vermögen ist
ein Strom und kann nicht gespart werden.” [22]

Die Gesetze der Natur schließen also nach
Ansicht Frederick Soddys jegliches Sparen oder
Anhäufen von Realvermögen aus. [23] Zur Akku-
mulation im eigentlichen, d.h. physikalischen
Sinne bedarf es der Photosynthese, und da die-
se nach wie vor den Pflanzen vorbehalten ist,
müsste man Pflanzen als die Ur-Kapitalisten
betrachten.[24]

Frederick Soddy warf der Wirtschaftswissen-
schaft vor, Vermögen und Schulden miteinander
zu verwechseln. Denn nur Schulden (d.h. Geld)
könnten mit Zins und Zinseszins ins Unendliche
wachsen, nicht aber Realvermögen. Schulden
seien nämlich eine rein mathematische Größe,
beruhend auf menschlicher Konvention, ohne
eine Entsprechung in der Natur zu haben [25]:
„Schulden sind den Gesetzen der Mathematik
unterworfen anstatt den Gesetzen der Physik.
Im Gegensatz zum Vermögen, das den Gesetzen
der Thermodynamik unterliegt, verfaulen Schul-
den nicht mit der Zeit und sie werden auch nicht
im Verlauf des Lebens verbraucht. Im Gegen-
teil, sie wachsen ... gemäß den bekannten mathe-
matischen Gesetzen von Zins und Zinseszins. ...
Der Prozess von Zinseszins ist physisch unmög-
lich, obwohl der Prozess exponentiellen Zerfalls
physisch oft auftritt.” [26]

Gerade jener Prozess, der für die Geldwirt-
schaft so charakteristisch ist, nämlich der von
Zins und Zinseszins, stellt nach Frederick Soddy
eine physikalische Unmöglichkeit dar. Da die
Ökonomen der „kindlichen Täuschung” verfielen,
die Wirtschaft als eine Art Perpetuum Mobile
zu betrachten, von dem man laufend etwas
umsonst bekommen könne, komme der Wirt-
schaftswissenschaft gerademal der Status einer
Pseudowissenschaft zu. Immerhin sei in den
Naturwissenschaften, so Soddy, mit der Etablie-
rung des Energieerhaltungssatzes schon vor
Jahrhunderten der Irrglaube ausgestorben, dass
man „something for nothing” erhalten könne. [27]

Die Geldwirtschaft versuche, so Soddys Kern-
these, eine physikalische Unmöglichkeit zu in-
stitutionalisieren, indem sie nämlich Vermögen
laufend in Schulden (Geld) umwandelt, um sie
vor dem natürlichen Zerfallsprozess (Entropie)
zu schützen. Ein bewährtes Mittel zu diesem
Zweck bildet der Krieg, wo Realvermögen nicht
nur zerstört wird, sondern darüber hinaus zu
Staatsschulden umgewandelt wird. [28] Somit be-
steht für Soddy ein direkter Zusammenhang
zwischen der Funktionslogik der Geldwirtschaft
und schuldenfinanzierten Kriegen. Da Naturge-
setze sich aber langfristig nicht unterlaufen las-
sen, mündet diese Praxis entweder in Inflation
oder Staatsbankrott, die beide verheerende so-
zialen Folgen mit sich bringen.

“Virtuelles Vermögen” und seine
Aneignung durch die Banker

Um Frederick Soddys Geldbegriff zu verste-
hen, bedarf es einer Erläuterung seines Konzepts
virtuellen Vermögens (“virtual wealth”). Wie be-
reits angedeutet, stellt Geld nach Soddys Ver-
ständnis eine Schuld dar, und zwar eine Schuld
der Allgemeinheit gegenüber dem Geldbesitzer:
„Geld ist eine dem Besitzer von der Allgemein-
heit geschuldete Schuld. ... Es ist eine perma-
nente Staatsschuld, dessen Besitz durch ge-
wöhnliche Geldtransaktionen von Person zu Per-
son bloß übertragen wird.“ [29] Geld drückt ge-
mäß Soddy den Verzicht von seiten seiner Be-
sitzer aus, echtes Vermögen – d.h. Güter und
Dienstleistungen – zu erwerben. Dieser Verzicht
erfolgt aber nicht freiwillig, sondern ist sy-
stembedingt. Das Leben in einer Geldwirtschaft
zwingt uns dazu, Geld zu halten, für Geld zu
arbeiten und somit auf einen Teil des uns zu-
stehenden Vermögens zu verzichten. [30] Geld ist
demnach eine Forderung auf Realvermögen, das
aber noch gar nicht existiert; insofern ist es,
in Soddys Worten, ein Ausdruck „virtuellen Ver-
mögens”: „Diese Gesamtsumme der handelbaren
Güter und Dienstleistungen, auf die die Allge-
meinheit kontinuierlich und für immer verzich-
tet (obwohl die individuellen Geldbesitzer sie
jederzeit von anderen Personen verlangen und
bekommen können), bezeichnet der Autor als das
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virtuelle Vermögen der Allgemeinheit. ... Dieses
virtuelle Vermögen existiert nicht. Es ist der
Vermögensanspruch der Geldbesitzer jenseits des
vorhandenen Vermögens, das bereits im Besitz
von jemandem ist.“ [31]

Geld ist nach Soddys Auffassung schon im-
mer eine Schuld gewesen, ob im Geldsystem der
Antike oder in der Geldwirtschaft von heute.
Dies jedoch nur in einfacher Hinsicht, nämlich
als Schuld zwischen der Allgemeinheit und dem
individuellen Geldbesitzer. Was aber die moderne
Geldwirtschaft von allen früheren Geldsystemen
unterscheidet, ist die Tatsache, dass sie eine
Kreditgeldwirtschaft darstellt, Geld nun also in
doppelter Hinsicht als Schuld zu betrachten ist:
Einerseits als öffentliche oder gemeinschaft-
liche, unverzinsliche Schuld, nämlich im Falle
des staatlich emittierten Geldes (Banknoten und
Münzen), andererseits als private, verzinsliche
Schuld in Form des Bankkredits (Buch- oder Gi-
ralgeld). Soddy erblickt in der Kreditgeldschöp-
fung der Banken einen Verstoß gegen das
Jahrhunderte alte staatliche (bzw. königliche)
Privileg der Geldemission, wodurch den Banken
ermöglicht wurde, das virtuelle Vermögen der
Allgemeinheit anzueignen und daraus große
Profite zu erzielen. [32] Dadurch aber, dass das
private Bankensystem den Staat als Geldemit-
tenten verdrängt hat und rein profitorientiert
Geld ausgibt, wurde, nach Meinung Frederick
Soddys, der ursprüngliche Zweck des Geldes –
dem eines Tauschmittels nämlich – korrumpiert
und daraus eine verzinsliche Schuld gemacht. [33]

Die Tatsache, dass in einer modernen Geldwirt-
schaft das meiste Geld durch Kreditvergabe ent-
steht, Geschäftsbanken also willkürlich Geld
schaffen und – bei der Rückzahlung eines Kre–
dits – zerstören können, hat in Soddys Augen
gravierende soziale, ökonomische und politische
Konsequenzen: Die Kredite des privaten Banken-
systems sind für Soddy rein fiktiv, weil eine
Bank Geld ausleiht, das sie gar nicht besitzt,
sondern aus dem Nichts geschöpft hat. Für diese
fiktiven Kredite erhält sie aber (reale) Zinsen –
ohne auf etwas verzichtet zu haben – und der
Kreditnehmer kann Güter und Dienstleistungen
nachfragen und schwächt somit die Kaufkraft
der Allgemeinheit. [34] In den Schwankungen der

Kaufkraft des Geldes resp. des Preisniveaus er-
blickte Frederick Soddy ein gefährliches soziales
Pulverfass. Preisniveauschwankungen führen näm-
lich nicht nur zu riesigen Vermögensumvertei-
lungen innerhalb einer Gesellschaft, sondern
können, wie im Falle einer Deflationskrise, die
ganze Wirtschaft lähmen und Massenarbeits-
losigkeit hervorrufen. [35]

Das “Pfund für Pfund System”

Soddys Geldreformvorschlag wird den Lese-
rinnen und Lesern dieser Zeitschrift bekannt
vorkommen [36] und soll deshalb hier nur kurz
skizziert werden. Das “Pfund für Pfund”-System
zielt ganz ähnlich dem Chicago-Plan [37] und
Irving Fishers Konzept des 100%-Geldes [38] der
1930er Jahre darauf ab, durch die Ausschaltung
der Geldschöpfungstätigkeit des Geschäftsban-
kensystems das Geldangebot zu exogenisieren.
Soddys Vorschlag umfasst vier geld- und wäh-
rungspolitische Regelungen, die wie folgt lau-
ten:
1.) Unter Ausschaltung der Kreditgeldschöpfung
der Geschäftsbanken soll das staatliche Geld-
monopol wiederhergestellt werden. Banken wä-
ren fortan dazu verpflichtet, auf ihren Verbind-
lichkeiten aus Sichteinlagen eine 100%-ige Re-
serve im gesetzlichen Zahlungsmittel zu halten.
Mit anderen Worten: Für jedes £, das die Bank
ihren Kund/innen schuldet (d.h. gutschreibt),
muss sie ein £ im gesetzlichen Zahlungsmittel
halten, deshalb “Pfund für Pfund”-System. Da-
durch wären nun alle Kredite echte Kredite und
nicht fiktive (oder zu ca. 90% fiktive), wie un-
ter dem alten System der fraktionalen Reserve-
haltung. Der ganze Gewinn aus der Geldemis-
sion – die Seigniorage – würde dem Schatzamt
zufließen. Es dürften keine privaten Zahlungs-
versprechen in Umlauf gebracht werden.

Hervorzuheben wäre an dieser Stelle, dass
Soddy zwar die Existenz des Geldes unabhängig
von verzinsten Schulden machen wollte [39], aber
keineswegs eine kreditfinanzierte Produktion
generell ablehnte oder das Verlangen von Zin-
sen ablehnte: “Ich verurteile nicht den Aufbau
neuer Industrien auf Kredit, nur in dieser ein-
zigen Hinsicht – dass der Schuldner, der den
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Kredit erhält, ... ein echtes Darlehen vom in-
vestierenden Publikum erhält, dafür, dass er Zins
für die Nutzung des Geldes bezahlt.“ [40]

2. und 3.) „Ein rein wissenschaftliches statisti-
sches oder meteorologisches Amt” wäre damit
beauftragt, die Entwicklung der Kaufkraft des
Geldes zu überwachen. Sie würde anhand eines
Indexes der Lebenshaltungskosten ermitteln, wie
viel Geld vom Staat emittiert oder eingezogen
werden müsste, um diesen Index stabil zu hal-
ten. Der Staat hätte seine Finanzpolitik ent-
sprechend auszurichten. Da unter dem alten
„privaten” Geldsystem die Geldschöpfung vom
Kreditgeschäft der Banken abhing und diese bei
wirtschaftlichem Aufschwung ihre Kredite aus-
weiteten und bei Abschwung zurückriefen, wur-
den Konjunkturschwankungen perpetuiert. Im
„Pfund für Pfund”-System würden Konjunktur-
schwankungen weniger stark ausfallen, da der
Staat eine anti-zyklische Finanzpolitik betreiben
müsste.
4.) Die Wechselkurse sollten frei schwanken
können. Das „statistische Amt” hätte aber die
Währung vor Spekulation zu schützen, indem
es z.B. dafür sorgt, dass das Devisengeschäft
an den Außenhandel gekoppelt bleibt oder mit
langfristigen Investitionen im Ausland verbun-
den ist. [41]

Soddy knüpfte sehr hohe Erwartungen an sein
Reformkonzept: Das “Pfund für Pfund”-System
würde nicht nur unfreiwillige Arbeitslosigkeit aus-
schalten, sondern Arbeitnehmern erlauben, Ar-
beits- und Freizeit nach ihren Bedürfnissen frei
einzuteilen. [42] Die „Macht der Banken“ [43] wäre
gebrochen, das staatliche Geldregal wieder her-
gestellt und Konjunkturphasen würden weniger
heftig ausfallen. Soddys polemische Attacken auf
die Ökonomengilde und die bösen Banken trugen
sicherlich dazu bei, dass die Originalität seiner
Kernthese, wonach die moderne Geldwirtschaft
eine physikalische Unmöglichkeit zu institutio-
nalisieren versuche, ungehört blieb. Befreit man
aber Soddys Texte von diesem rhetorischen Bal-
last und den verträumt-verstiegenen Erwartung-
en, die er sich von der Realisierung seines Re-
formkonzepts versprach, verhilft einem seine
scharfe Beobachtungsgabe zu überraschenden
gedanklichen Wendungen.
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Anmerkungen

[1] Vgl. Sclove 1989 und Merricks 1996
[2] Nach dem Tod seiner Frau 1936 zog sich Soddy aus dem öf-

fentlichen Leben weitgehend zurück und bastelte 20 Jahre
lang an einem mechanischen Gerät zur Lösung von kubischen
Gleichungen. Kurz nachdem er das Werk vollendet hatte und
zum Patent anmeldete, verstarb er (vgl. Davies 1992, S. 356,
Fn 14).

[3] Vgl. Dutton/King 1986
[4] Vgl. zum Beispiel die Rezensionen von Higgs 1923, Harrod

1927, Marget 1936 und Shaw 1935. Zur wohlwollenden Be-
sprechung von Frank Knight siehe Knight 1927 und Daly 1980.

[5] Daly 1980, dt. 1999.
[6] So der Titel von Binswanger 1991. Zu diesem Themenkomplex

ist zuletzt vom selben Autor erschienen: Die Wachtumsspirale,
Marburg 2006.

[7] Söllner 1999.
[8] Vgl. http://spiegel.de/0,1518,446104,00.html, 2. Nov. 2006.
[9] Nach Ansicht Soddys müssen auch ethische Normen im Ein-

klang mit den Gesetzen der Thermodynamik stehen (vgl. Soddy
1922, S. 29).

[10] Vgl. Daly 1980.
[11] Vgl. Martinez-Alier 1987.

Risse im System der globalen Ökonomie

„Seit 20 Jahren gibt es in allen reichen Ländern einen auffallenden Niedergang des Faktors
Arbeit. Die Reichen werden reicher. … Wenn der Anteil der Arbeiter am Wachstum nicht größer
wird, ist das eine potenzielle Ursache sozialer Spannungen weltweit. Der Punkt ist nur: in den
USA sind bisher Versuche gescheitert, diesen Trend umzudrehen. … Es ist schon überaus erstaun-
lich, wie viel Geld etwa die Leute im Hedgefons-Business machen oder im Private-Equity-Bereich
und wie wunderbar es den wohlhabenden Familien geht. Dieser ungezügelte Kapitalismus wird so-
zial nicht durchzuhalten sein, das führt zu Spannungen. Wenn wir noch einmal fünf weitere Jahre
wie die letzten fünf erleben, werden sich soziale Reibungen verstärken. Wer sagt, die Wirtschaft
wächst, alles ist wunderbar, der will die Risse im System einfach nicht zur Kenntnis nehmen.“

Risse im System, Interview mit dem Harvard-Ökonom Prof. Kenneth Rogoff,
in: Der Spiegel Nr. 16/2006, S. 90 und 92.
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Günter Bartsch

* 13. Februar 1927 † 25. Juli 2006

Vor wenigen Monaten verstarb unser früherer
Mitarbeiter Günter Bartsch, der während der
1980er und 1990er Jahre unser Bestreben unter-
stützte, die bis dahin noch sehr unübersichtliche
Geschichte der Geld- und Bodenreformbewegung
kritisch aufzuarbeiten. Die Zusammenarbeit mit
ihm begann 1975 durch Hans Weitkamp. Als jun-
ger Mensch, der sich eine Übersicht über die Ge-
schichte der sozialen Bewegungen verschaffen
wollte, faszinierten mich die Erfahrungen und
das Wissen, das Günter Bartsch sich hierüber er-
arbeitet hatte. Nachdem er in den frühen Nach-
kriegsjahren Funktionär in einer kommunisti-
schen Jugendorganisation gewesen war, hatte er
sich nach dem Arbeiteraufstand gegen die SED-
Herrschaft vom 17. Juni 1953 vom Kommunis-
mus abgewandt, ohne sich mit dem Kapitalismus
in Westdeutschland arrangieren.

Nach einem Studium der Geschichte schrieb
Günter Bartsch als freiberuflicher Historiker zahl-
reiche Bücher und Aufsätze über die großen
sozialen Bewegungen des Sozialismus, Kommu-
nismus und Anarchismus (die u.a. auch von der
Bundeszentrale für politische Bildung veröffent-
licht wurden) und über die Aufstände gegen die
Sowjetherrschaft in den mittel- und osteuro-
päischen Ländern. Außerdem veröffentlichte er
Aufsätze in sozialdemokratischen, gewerkschaft-
lichen und liberalen Zeitschriften – aber er schrieb
nicht für sie. Günter Bartsch wollte unabhängig
bleiben und den Redaktionen wie den Leser/
innen dieser Zeitschriften auch Unbequemes zu-
muten. Als er nach einer Fülle von Publikationen
über die in der 1968er Schüler- und Studenten-
bewegung entstandene Neue Linke auch ein
Buch über die Neue Rechte veröffentlichte (im
Herder Verlag), erntete er den Verdacht, mit ihr
zu sympathisieren. Dabei ging es ihm mit der-
selben Eigenständigkeit wie gegenüber anderen
politischen Bewegungen um den Blick auf das
gesamte Ideenspektrum. Er wollte verhindern,

dass die Gesellschaft Entwicklungen an ihren
rechten Rändern übersieht.

Nach und nach wandte sich Günter Bartsch
mehr den kleineren sozialen Sonderbewegungen
wie der anthroposophischen Dreigliederung des
sozialen Organismus, dem religiösen Sozialismus
oder der Geld- und Bodenreform zu. Er tauchte
zeitweise in ihre Gedankenwelten ein, ohne sich
von ihnen als ‚Hofprediger’ vereinnahmen zu las-
sen. Mit innerer Unabhängigkeit wollte er ihnen
auf den Grund gehen und darstellen, welchen
Beitrag sie zum „sozialen Gesamtkomplex“ leis-
ten können und wo ihre Grenzen sind. Auch den
verschiedenen Zweigen der Ökologiebewegung
wandte er sich zu und schrieb ein Herder-Ta-
schenbuch „Weisheit, die die Erde heilt“.

Kleinere ‚alternative’ Zeitschriften vermoch-
ten seine Mitarbeit allerdings nur sehr viel ge-
ringer zu honorieren als vormals die größeren
Zeitschriften. So lebte Günter Bartsch fortan
ohne soziale Absicherung, was bedrohlich für ihn
wurde, als er während seiner Zeit in Freiburg
einmal beim Kirschenpflücken aus einem Baum
fiel und sich zahlreiche Knochenbrüche zuzog.
Aber um keinen Preis wollte er seine geistige
Unabhängigkeit für Geld verkaufen.

Anfang der 1980er Jahre fragte ich Günter
Bartsch einmal, ob er sich vorstellen könne, eine
Geschichte der Geld- und Bodenreformbewegung
zu schreiben. Trotz der äußerst bescheidenen
Honoraraussichten war er dazu bereit. Die Arbeit
daran zog sich dann über mehr als zehn Jahre
hin; sie musste immer wieder unterbrochen wer-
den, wenn sich Möglichkeiten ergaben, den Le-
bensunterhalt mit anderen Veröffentlichungen zu
sichern. Schließlich konnte die „Geschichte der
NWO-Bewegung Silvio Gesells“ 1994 erscheinen.

Wenige Jahre später zog Günter Bartsch ins
Wendland, um eine Geschichte des dortigen
Widerstands gegen das atomare Endlager in Gor-
leben zu schreiben. Leider erwies sich dieses
Vorhaben als unrealisierbar. Stattdessen ent-
stand sein letztes Buch „Freiheit und Gerechtig-
keit“ über das breite Spektrum des Liberalsozia-
lismus. Es entsprang dem Wunsch, nicht allein
Gesell als Wegbereiter einer freiheitlichen Alter-
native zu Kapitalismus und Kommunismus bzw.
totalitären Regimen zu würdigen, sondern zu

P E R S O N A L I E
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verdeutlichen, dass an der Grundlagenarbeit
mehrere, zum Teil ganz unterschiedliche Denker/
innen mitgewirkt haben, deren Gedanken sich
wechselseitig ergänzten und auch korrigierten.

Zur freundschaftlichen Zusammenarbeit mit
Günter Bartsch gehörten auch Phasen, in denen
wir uns voneinander entfernt hatten, und an-
schließende Wiederannäherungen. Mit allen Über-
einstimmungen und Differenzen war er für mich
der Augenöffner für die Geschichte der sozialen
und politischen Ideen, dem ich für viele Denk-
anstöße sehr dankbar bin.

Werner Onken

Formel „Gerechtigkeit durch Freiheit“ (Merkel,
22.8.2006) absorbiert.

Diese Spannung zwischen diesen vordergrün-
dig gesinnungs- bzw. verantwortungsethisch zu
bezeichnenden Positionen aufzuzeigen, auszu-
weiten und möglicherweise sogar aufzulösen, war
das Thema einer Tagung der Evangelischen Aka-
demie Hofgeismar in Kooperation mit den "Chris-
ten für gerechte Wirtschaftsordnung e.V." und
der "Sozialwissenschaftlichen Gesellschaft" im
Spätherbst 2004, nunmehr im vorliegenden Band
dokumentiert. Der Titel spielt auf diese schein-
bare Unmöglichkeit an, Gerechtigkeit und Wohl-
stand miteinander harmonisch zu verknüpfen.
Und tatsächlich erfährt der Leser bald von Effi-
zienz und der sie bedingenden Entlohnung an-
hand der Marktpreise (objektive Leistungsge-
rechtigkeit) oder der persönlichen Leistung wie
von Gemeinschaft und der ihr nahe stehenden
Bedürfnisgerechtigkeit; aber auch davon, dass
auf unterschiedlichen Ebenen, der Steuergesetz-
gebung wie der jüdisch-christlichen Religion, ja
beim einzelnen Menschen selbst, diese Zielkon-
kurrenz erkannt und auszutarieren versucht wird.

Das Spektrum der Verfasser umfasst Juristen,
Theologen und selbstverständlich auch Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftler; die Reihung
der Beiträge erscheint eher zufällig, sie endet
bei der theologischen Betrachtung. Stephan
Panther, Ökonomieprofessor an der Universität
Flensburg, startet mit überraschenden empiri-
schen Ergebnissen. Das erste lautet, dass Ab-
weichungen von einem rationalen Verhalten im
Sinne des "homo oeconomicus" am besten mit
der Annahme von Gerechtigkeitsvorstellungen
erklärt werden können (S. 31). Zu den von den
Versuchspersonen (überwiegend Ökonomen!) an-
gewandten Kriterien gerechter Verteilung zählt
Panther nun nicht nur die subjektiven Leis-
tungen und die (Grund-)Bedürfnisse, sondern
interessanterweise auch die Maximierung des
Gesamtnutzens, wie es Eigenschaft des Marktes
sein soll. Letztlich belegen die vorgestellten
empirischen Befragungen und Untersuchungen,
dass das Marktsystem nicht abgelehnt wird, die
Delegation von immer mehr politischen und
sozialen Aufgaben an dieses "Allheilmittel" hin-
gegen auch nicht dem Willen der Akteure folgt.

� Hans G. Nutzinger (Hrsg.)
Gerechtigkeit in der Wirtschaft –
Quadratur des Kreises?
Marburg: Metroplis Verlag, 2006. 206 S. (Ethik und Ökonomie Bd. 2)

In der ersten Augustausgabe 15/2006 von
"Publik Forum (Zeitung kritischer Christen)"
gründet Wolfgang Thierse die Gerechtigkeit "in
der gleichen Würde jedes Menschen, in seiner
Gotteskindschaft“, und definiert als die "... ent-
scheidende Gerechtigkeitsfrage: Was darf zur
Ware werden, was nicht?" Und fragt und antwor-
tet weiter: "Worüber sollte noch demokratisch zu
entscheiden sein, wenn nur noch fast alles indi-
viduell zu kaufen ist? Um der Zukunft der Demo-
kratie willen muss es bei dem altmodischen Ziel
der gerechten Verteilung von Gütern und Lebens-
chancen bleiben, die ein Leben in Freiheit ohne
unwürdige Abhängigkeit und Ausbeutung ermög-
lichen". Dagegen steht der Mainstream, der die
Lehre der ökonomischen Klassiker und die zwei-
fellos überzeugenden Ergebnisse des marktwirt-
schaftlich gesteuerten Wiederaufbaus zu „Wohl-
stand durch Wachstum durch Freiheit" (Bundes-
kanzlerin Merkel) verknüpft und daraus die Forde-
rungen nach (weiterer) Deregulierung, Differen-
zierung und Entstaatlichung ableitet. In dieser
Sicht wird die Frage nach einer ökonomischen
Gerechtigkeit als obsolet, ja störend angesehen
(vgl. auch S. 53 des vorliegenden Bandes), und
semantisch geschickt mit der noch einfacheren

B Ü C H E R
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Wie eingangs schon skizziert, bekennen sich
die Theologen und Verfasser der beiden letzten
Beiträge zu der scheinbaren Widersprüchlichkeit
von Wirtschaft, sprich den materiellen Interes-
sen des Einzelnen, und der Gemeinschaft för-
dernden Gerechtigkeit. Thomas Ruster (Uni Dort-
mund) will „mit Tora und Talmud“ die Diktatur
des (überzeugend dargestellten) autonomisier-
ten Funktionssystems Ökonomie brechen. Trotz
der intellektuellen Kraft seines Textes vermag er
vielleicht zu wenig, seine alttestamentarischen
Vorbilder von Gottes Ratschluss suchenden Ent-
scheidungsprozessen in die heutigen Verhält-
nisse zu übersetzen. In (guter) lutherischer Tra-
dition schaut zum Schluss Jochen Gerlach (Pfar-
rer, Ev. FH Darmstadt) dem Volk aufs Maul, ge-
steht ihm seine Egoismen zu und warnt vor gut
meinender, aber Schaden bringender purer Ge-
sinnungsethik. Was Ruster mit „Torafizierung“
umschreibt, konkretisiert Gerlach, nämlich dass
„die religiös begründete Gerechtigkeit … in ih-
ren konkreten Gestalten Aufgabe der politischen
Diskussionen, der rechtlichen Verfahren und der
ethischen Klärungen (ist).“ (S. 195)

Zum Schluss stellt der Ökonom die Frage nach
dem Nutzen dieses Bandes: Nun, ganz handfest
liefern die Beiträge von Panther und Löhr Pfunde,
mit denen in der politischen Diskussion zuguns-
ten mehr Gerechtigkeit gewuchert werden darf.
Das gewichtigste freilich findet sich reichlich
spät und an unerwarteter Stelle: Die langfristig
positiven Folgen praktizierter Gerechtigkeit für
ein Volk (Gerlach, S. 200), in der Einleitung des
Herausgebers (die sich übrigens auch gut am
Ende liest) übersetzt in eine elementare Voraus-
setzung für konfliktfreies Wirtschaften (S. 18).
Doch wer mit Bedacht den ganzen Band gelesen
hat, wird vielleicht auch erkennen, wie schwer
und gleichzeitig unabdingbar es ist, vom gerade
praktizierten Denken in Effizienz und Nutzen
auch einmal loszulassen. Und man würde im
Untertitel des Buches primär den Kreis als Sinn-
bild für die von Ruster (S. 149) geforderte „Har-
monie zwischen den Systemen“ sehen, die un-
sere linear angeordnete Gesellschaft nicht zu-
lässt.

Arno Gahrmann

Nach dieser beruhigenden wie bestärkenden
Auskunft zu aktuellen politischen Auseinander-
setzungen greift Gerhard Senft von der Wirt-
schaftsuniversität Wien mit dem "Gerechtigkeits-
gehalt im wirtschaftlichen Leitbild Silvio Ge-
sells" ein die Tagungsteilnehmer besonders inte-
ressierendes Thema auf; dabei beschränkt er sich
nicht auf dieses, sondern gibt eine vom Leser
schon eingangs erwartete Gesamtschau über den
Gerechtigkeitsbegriff. Seine zusammenfassende
Definition als soziales Organisationsprinzip er-
weist sich durchaus auch für die übrigen Bei-
träge als gültig. Die ausführliche Darstellung
von Gesells Leben und Lehre in einer Zeit großer
Umbrüche ist wichtig, um die Schwierigkeit des
Verfassers nachvollziehen zu können, ein klares
Bild herauszuarbeiten. Dennoch wagt Senft recht
deutliche Aussagen: Da ist zum einen Gesells
schon häufig angegangene, vom Darwinismus
geprägte Anerkennung des Marktes als "Kampf-
bahn", andererseits aber auch seine laboristische
Forderung nach Anerkennung des Arbeitswertes,
also eine subjektive Leistungsgerechtigkeit. Hin-
gegen vermisst Senft in Gesells Leitbild völlig
die Bedürfnisgerechtigkeit und fragt: "Soll nun
das Fehlen persönlicher Potenziale und Reserven
tatsächlich zu einem Dasein am Rande des Ab-
grunds führen?" (S. 81).

Wer den dritten Beitrag über die Einkommens-
besteuerung (Dirk Löhr, FH Trier) als trockenes
Spezialistenthema überschlägt, würde gleichzei-
tig starke Argumente verpassen, weshalb die Ver-
lagerung der Steuereinnahmen auf die unteren
und mittleren Einkommensklassen mit der Ab-
flachung der Progression und der Anhebung der
Umsatzsteuer das Prinzip der Besteuerung nach
Leistungsfähigkeit verlässt und auch gegen die
Verfassung verstößt. Für den anschließenden
Beitrag von Felix Ekardt muss man hingegen ein
Spezialist sein, nämlich in Juristerei oder scho-
lastischer Spekulation, um die „universalistische
Neufundierung der Gerechtigkeit“ nachvollziehen
zu können. Auf der Suche nach einem Fazit lan-
det man mit der Wunschvorstellung eines Wohl-
stand fördernden Liberalismus, der gleichzeitig
von intertemporaler und globaler Gerechtigkeit
sein soll (S. 139, 144), letztlich wieder bei der
Fragestellung der Tagung.
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� Thomas Ruster
Von Menschen, Mächten und Gewalten.
Eine Himmelslehre.
Mainz: Matthias-Grünewald-Verlag 2005. 336 Seiten.

Es mag verwundern, dass in einer sozialöko-
nomischen Zeitschrift ein fundamentaltheolo-
gisches Buch rezensiert wird, das eine Himmels-
lehre von Menschen, Mächten und Gewalten zum
Inhalt hat. Aber indem Thomas Ruster, katholi-
scher Professor für Systematische Theologie an
der Universität Dortmund, aufzeigen will, wie
autonom gewordene Funktionssysteme unserer
Gesellschaft – wie z.B. die Wirtschaft – ohne
Korrekturen anderer gesellschaftlicher Teilsy-
steme (z. B. jüdisch-christliche Gebote) eine Un-
ordnung der Gesamtgesellschaft hervorbringen
und gleichzeitig ein nicht mehr beherrschbares
Maß an Selbstgefährdung der Gesellschaft frei-
setzen, ist auch dieses Buch für den Ökonomen
besonders interessant und aufschlussreich. Denn
Thomas Ruster möchte mit diesem seinem Buch
sowohl der jüdisch-christlichen Theologie von
heute die Augen öffnen, wie wichtig ihre unter-
scheidende Perspektive für gesellschaftliche
Funktionssysteme ist als auch den säkularen
Wissenschaften aufzeigen, dass sie ohne die
Irritation eines jüdisch-christlichen Wirklich-
keitsverständnisses blind sind für eine gute Zu-
kunftsgestaltung.

Der Autor führt dies aus, indem er darüber
reflektiert, was „höhere Gewalten“ im Sinne un-
serer Wirklichkeit sind und was „Mächte und
Gewalten“ in der biblischen Tradition bedeuten.
So entschuldigt man sich z. B. mit dem Hinweis
auf „höhere Gewalt“, wenn man – weil man mit
dem Auto im Stau gestanden hat – zu spät
kommt. Der Stau als „höhere Gewalt“ ist aber
von Menschen gemacht und doch unbeherrsch-
bar, weil zu viele Menschen zu gleicher Zeit eine
Straße befahren. Das heißt aber: „Etwas gewinnt
Macht über uns, das wir selbst geschaffen ha-
ben, und es hat diese Macht, indem es tut, was
wir erwarten. Es geht hervor aus unserem freien
Willen und Verstand, es richtet sich an dem aus,
was wir wollen und für sinnvoll halten, und wird
doch zum Zwang“. (S. 14) Genau diese Art höhe-
re Gewalten entspricht nach Ruster den in der

Bibel so genannten „Mächte und Gewalten“. Sie
gehen aus unserer Freiheit hervor und verwan-
deln sich in Unfreiheit. Sie aber sind nichts
anderes als die falschen Götter/Götzen, die an
die Stelle Gottes getreten sind. Zwar kennt die
Aufklärung diese Unterscheidung von Gott und
Götze nicht mehr, aber zugleich hat sie mit die-
ser Unterlassung Programme hervorgerufen, die
diese „Mächte und Gewalten“ geradezu hervor-
rufen.

Mit Niklas Luhmanns Systemkritik, der Ruster
ein ganzes Kapitel widmet, versucht der Autor
aufzuzeigen, dass die biblischen „Mächte und
Gewalten“ für unsere Zeit beschreibbar sind als
„autonomisierte Funktionssysteme“ einer Gesell-
schaft, „die sich ganz der Eigendynamik ihrer
Funktionssysteme ausgeliefert hat“. (S. 17) Denn
die elementaren Funktionen des individuellen
und sozialen Lebens – essen, wohnen, reisen, hei-
len, versorgen, wirtschaften, lernen, forschen,
regieren – sind nach Luhmann „im Rahmen der
funktional differenzierten Gesellschaft mit Funk-
tionssystemen gekoppelt, die ohne Rücksicht
auf eine zuträgliche Lebensordnung allein den
Zwängen ihrer Reproduktion folgen und dabei
zunehmend lebensvernichtend wirken“. (S. 198)

Dies erläutert Ruster beispielhaft in einem
besonderen Kapitel über „Zins und Wachstums-
zwang“ (S. 97-116): „Im Institut des zinsge-
stützten Geldes hat sich die Selbsterhaltung des
Systems Wirtschaft mit der Selbsterhaltung des
Menschen verklammert.“ (S. 107)

An diesem Beispiel wird für Ruster signifi-
kant, dass die „Systemtheorie das beschreibt,
was die Theologie als Sünde benennt: nämlich
die Selbsterhaltung, die als Eigenschaft allen
Systemen zukommt“ (S. 155). Zugleich erkennt
er, dass schon in der biblischen Tradition die
Tora-Praxis (Gebote und Weisungen Gottes be-
achten) als Mittel gegen die Mächte und Ge-
walten erfolgreich geübt wird. Denn von der Tora
steht fest, dass sie sich gleich im Ersten Gebot
gegen die anderen Götter/Götzen richtet und
alle autonomisierten Systeme irritiert. Dies ver-
anschaulicht Ruster an verschiedenen Beispielen
(Zinsverbot, Sabbatgebot, Landbrache, Erlass-
jahr u.s.w.). Dabei entdeckt er, dass das System
der Wirtschaft z.B. nach der Codierung zahlen /
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nicht zahlen verläuft, während die Tora als Kon-
trollsystem nach der Codierung Wille Gottes/
nicht Wille Gottes (erlaubt/ nicht erlaubt) fragt.

Somit beobachtet die Tora „die Welt mit die-
ser Unterscheidung, und alles, was geschieht
und geschehen kann, wird in die Form dieser
Unterscheidung gebracht“. (S. 209) Kein Bereich
ist davon ausgenommen! Damit bringt die Tora
durch ihren Unterscheidungs-Code eine Relati-
vierung des weltlichen Codes zustande. Ihre Be-
stimmungen und Rechtssatzungen stoppen „die
Systemevolution an der Stelle, an der die Auto-
nomisierung einsetzt. Sie sind eine Gnadengabe
Gottes, … weil sie aus der Unterscheidung Gott/
Götter, die nur auf Grund der Offenbarung Got-
tes möglich ist, Mittel weisen gegen die Ver-
wandlung freundlicher Himmelsgeister in bösar-
tige Götter“. (S. 243) Für Ruster muss das Chris-
tentum als Irritationsmodell in der Gesellschaft
fungieren und zwar in der Weise, „dass sich das
Christentum als ein unterscheidbares Teilsystem
der Gesellschaft versteht und entsprechend agiert“.
Denn „die Teilnahme an einer ökonomischen
Logik, die Selbsterhaltung zwanghaft mit wirt-
schaftlichem Wachstum verbindet, kann nicht
länger Sache der Kirche sein.“ (S. 115f. und 257)

Damit hat Ruster zugleich eine umfangreiche
Gesellschafts- und Kirchenkritik von heute vor-
gelegt. Sie erinnert Kirche und Welt zugleich,
dass Autonomie und Irritation sich nicht aus-
schließen, sondern einander bedingen. (S. 257)
Diesen spannungsreichen Prozess immer wieder
neu zu wagen, ist das Anliegen dieses Buches,
denn es zeigt auf, wohin es führt, wenn man ihn
nicht beschreitet. Am Ende des Buches wäre
neben dem Literaturverzeichnis ein Sachregister
sinnvoll gewesen, um leichter Zugang zur Fülle
des verarbeitenden wissenschaftlichen Materials
(allein 723 Anmerkungen!) zu bekommen.

Christoph Körner

� Oliver Reis
Nachhaltigkeit – Ethik – Theologie
Eine theologische Betrachtung der
Nachhaltigkeitsdebatte
Münster: LIT Verlag, 2003. 549 Seiten.

Die im „Forum Religion & Sozialkultur“ von
Prof. Dr. Dr. Karl Gabriel herausgegebene Disser-

tation von Oliver Reis reflektiert die Rolle der
Kirchen in der Nachhaltigkeitsdebatte. Ausgehend
von einer umfangreichen Dokumentation und
Bewertung des weltweiten und deutschen Nach-
haltigkeitssystems beleuchtet Reis zunächst die
wesentliche Unwirksamkeit dieses Systems in
Bezug auf seine selbst gesetzten Ziele.

Nachweislich erleben wir eine Ökonomisie-
rung sämtlicher Lebensbereiche und somit eine
Dominanz des ökonomischen Subsystems im Ver-
hältnis zu den ökologischen und sozialen Zielen
der Nachhaltigkeit. Reis sieht den Reflex der
Nachhaltigkeits-Weltkonferenz in Johannesburg
2002 auf die Privatwirtschaft als Motor zukünf-
tiger nachhaltiger Entwicklung als Kapitulations-
erklärung. Die wissenschaftlich festgestellten
ökologisch notwendigen Zielparameter werden
dem ökonomisch Machbaren in einem wieder-
kehrenden Ritual angepasst.

Reis weist nach, dass die Kirchen in Deutsch-
land in all ihren Stellungnahmen diesen Weg
nachvollziehen und insofern an dieser Entwick-
lung teilnehmen. Die Kirchen sprächen immer
durchgehender gemäß dem ökonomischen Para-
digma von der Knappheit der verfügbaren Güter
im Unterschied zur theologisch und real vorhan-
denen Fülle. Reis fordert die Kirchen zur erneu-
ten Verkündigung biblischer Fülle auf, die das
soziale und ökologische Miteinander nachhal-
tiger verändern könne als die derzeitige knapp-
heitsgeprägte Nachhaltigkeitsdebatte.

Konsequent deutet Reis an, dass die Kirchen
ihren ursprünglichen Auftrag zur Befreiung in der
heutigen Situation erfüllen könnten, wenn sie
zeichenhaft aus dem bisherigen ökonomischen
System und dessen Nachhaltigkeits-Überbau aus-
steigen und durch den Aufbau eines eigenstän-
digen kirchlichen Ökonomiesystems die bisherige
weltliche Ökonomie entscheidend irritieren wür-
den. Auf 372 Seiten umfasst die Arbeit zunächst
eine umfangreiche und übersichtliche Dokumen-
tation und Bewertung der Nachhaltigkeitsde-
batte, die dem interessierten Leser sicherlich
einen in dieser Form einmaligen Überblick samt
eindeutiger Bewertung vermittelt. Der Autor
hätte manche seiner Ausführungen sicherlich
einfacher lesbar formulieren können – befreiend
wirkt in jedem Fall seine klare Analyse, die das
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Empfinden vieler Menschen treffen und zusam-
menfassen dürfte.

Mit seinem Ausblick auf ein Wirtschaften jen-
seits des bisherigen – durch die Nachhaltig-
keitsdebatte nur sehr bedingt eingeschränkten –
Wirtschaftssystems durch einen wesentlichen
Wirtschaftsakteur Kirche zeigt Reis zumindest
theoretisch einen Weg aus der sich ausbreiten-
den Ernüchterung in Bezug auf die Wirksamkeit
der Nachhaltigkeitsdebatte.

Ralf Becker

� Albrecht Müller
Die Reformlüge – 40 Denkfehler, Mythen
und Legenden, mit denen Politik und
Wirtschaft Deutschland ruinieren
München: Droemer Verlag, 2004. 416 Seiten.

� Peter Bofinger
Wir sind besser als wir glauben.
Wohlstand für alle
Reinbek: Rowohlt Taschenbuch Verlag, 2005. 284 Seiten.

Während uns neokonservative und neoliberale
Medien, Wirtschaftsprofessoren und Vertreter
von Arbeitgeber- sowie Industrieverbänden täg-
lich weismachen wollen, wie und in welche Rich-
tung reformbedürftig und strukturell reformun-
fähig wir sind – inzwischen auch die schwarz-
rote Bundesregierung ist –, vertreten Müller und
Bofinger eine erfrischende Gegenposition. Al-
brecht Müller hat die Hoch- und Glanzzeit der
bundesrepublikanischen keynesianischen Global-
steuerung erlebt. Er war Redenschreiber bei
Bundeswirtschaftsminister Karl Schiller, Leiter der
Planungsabteilung im Bundeskanzleramt bei Willy
Brandt und Helmut Schmidt, später Abgeordne-
ter. Peter Bofinger ist VWL-Professor und Mitglied
des Sachverständigenrates, auf dem Gewerk-
schaftsticket fahrend, oftmals in der kritischen
Minderheitsmeinung, die das Gutachten auswei-
sen kann.

Das Buch von Müller ist ein Aufklärungsbuch,
es ist in drei Teile untergliedert. Teil I trägt den
enthüllenden Titel „Unter dem Deckmantel der
Reform – Hintergründe und Ziele“. Teil II be-
schäftigt sich mit 40 Denkfehlern, Teil III mit
der Reformpleite – den Helfern und Helfershel-
fern dieser Entwicklung. Bereits im Vorwort wer-
den die Publizisten der Reformdiskussion be-

nannt und angegriffen: Meinhard Miegel, Oswald
Metzger, Hans-Werner Sinn, Gabor Steingart,
Arnulf Baring, Frank Schirrmacher im populär-
publizistischen Bereich.

Das Buch von Bofinger macht Mut oder soll
zumindest Mut machen. Auf dem Titelbild des
Schutzumschlages durchbricht eine schwarz-rot-
gold gefärbte Faust mit hochgerecktem Daumen
eine Zeitungsseite (wahrscheinlich der FAZ). Der
Untertitel „Wohlstand für alle“ ist dem Titel des
Erfolgsbuches von Ludwig Erhard entnommen.
Auf der Innenseite des Covers ist die Rede da-
von, dass zum Schluss ein 10-Punkte-Programm
für Wachstum und Beschäftigung entwickelt wer-
de. „Es orientiert sich an Ludwig Erhards Modell
des ‚Wohlstand für alle’.“ Es ist wohl auf den
Kampf um die Begriffe und einen Platz in der
politischen Mitte zurückzuführen, wenn Bofinger
Anlehnungen an Ludwig Erhard sucht. Dessen
Appelle zum Maßhalten und zur Beschränkung
des Staates auf im Wesentlichen ordnungspoliti-
sche Aufgaben sind aber inhaltlich weit von dem
entfernt, was Bofinger vorschwebt. Weder Bo-
finger noch Müller sehen – vielleicht kennen sie
sie auch nicht – die Notwendigkeit einer Korrek-
tur unseres Geldwesens, wie sie aus freiwirt-
schaftlicher Sicht befürwortet wird.

„’Reformpolitik’, das hört sich gut an. Aber
der ökonomische Erfolg bleibt bislang aus, das
Land taumelt von einer Reform zur nächsten und
versinkt zusehends in Orientierungslosigkeit und
Depression“, schreibt Müller im Vorwort. Gerade
weil der Mainstream mit seiner rein angebotsori-
entierten Sichtweise schon so lange die Hoheit
über die Debatte bestimmt, wird das Versagen
umso augenfälliger. Müller hat die Erfolge der
keynesianischen Globalsteuerung und der Psycho-
logie der damaligen Konjunkturbeeinflussung im
Gedächtnis und er hofft auf deren Wiederholung.
Es fehlt freilich eine Selbstkritik und eine Be-
fassung mit der Frage, warum der fiskalpolitische
Keynesianismus an Grenzen stieß und verdrängt
wurde durch eine andere Sichtweise. Inflation
und Staatsverschuldung wären hier zu benennen,
was zugleich ein Einladung zu einer Hinwendung
zu einem Monetärkeynesianismus sein könnte. In
der Bundesrepublik sollte über alle Parteigrenzen
hinweg kritisch aufgearbeitet werden, was seit



43Bücher

Zeitschrift für Sozialökonomie 151/2006

Bestehen der Republik wirtschafts- und gesell-
schaftspolitisch falsch gelaufen ist, von Adenauers
Rentenpolitik über die Einwanderungspolitik
usw. Vorbildlich ist diesbezüglich die Haltung
und Offenheit von Helmut Schmidt.

Anders als in der Aufbruchszeit unter Willy
Brandt („Mehr Reformen wagen“) ist heute der
Reformbegriff in den Augen der kleinen und
mittleren Einkommensbezieher negativ besetzt,
weil mit finanziellen Belastungen verbunden.
Das sind auch nicht die Reformen, die Müller
und Bofinger befürworten. Müller spricht aus,
was früher einmal Allgemeingut der Ökonomen
war: Arbeitslosigkeit und Unterauslastung der
Sachkapazitäten bedeuten Verzicht auf Wohl-
stand und Verteilungsmasse. Wir leben nicht
über unsere Verhältnisse, sondern unter unseren
Möglichkeiten. Wäre es anders, wären auch die
Finanzierungsprobleme der sozialen Sicherungs-
systeme weitgehend Vergangenheit. Stattdessen
sieht Müller eine Revolution „von oben“ im
Gange, deren Angriffsziele die Sozialstaatsklau-
sel aus Art. 20 I und die grundgesetzlich ver-
briefte Koalitionsfreiheit nach Art. 9 Abs. 3 GG
sind.

Mit den Erfahrungen der Vergangenheit sollen
auch die gegenwärtigen und zukünftigen Pro-
bleme sich lösen lassen. Dies muss man Müller
kritisch entgegenhalten. Zu Recht betont er die
Bedeutung der Binnennachfrage und zitiert den
früheren Bundeskanzler Schröder aus dessen Neu-
jahresansprache 2004: „Auch Sie persönlich kön-
nen Konjunkturmotor sein. Ihr Vertrauen in die
Zukunft entscheidet mit über den Arbeitsplatz
Ihres Nachbarn!“(S.30). Doch dann fragt Müller:
„Doch woher soll das Vertrauen kommen? Der
amerikanische Nobelpreisträger für Ökonomie
Joseph Stiglitz sagt: ‚Der einzige Weg, Vertrauen
zu schaffen, ist Wirtschaftswachstum’ und damit
keineswegs Abbau des Sozialstaates und perma-
nente Reformitis, möchte man hinzufügen.“
(ebenda). Die Wachstumshoffnung ist noch so
tief verankert wie in den 1970er Jahren und
ohne einen ökologischen Bezug.

Raus aus dem Jammertal – das ist nicht nur
bei Müller, sondern von Zahlen untermauert auch
bei Bofinger ein bestimmendes Motto. Tabellen
und Grafiken erläutern empirische Befunde. Sie

sind vergleichbar mit Helmut Creutz und seinem
Buch über die Geldirrtümer.

Die fundamentale Erkenntnis von John May-
nard Keynes wird von „dem letzten Keynesianer“,
wie die „Zeit“ einmal Bofinger nannte, wie folgt
mit einem Keynes-Zitat dargestellt: „Eine indivi-
duelle Sparentscheidung bedeutet beispielswei-
se, dass man heute darauf verzichtet, in ein Res-
taurant zu gehen. Aber es ergibt sich daraus kei-
ne Notwendigkeit, in einer Woche oder einem
Jahr essen zu gehen oder ein Paar Stiefel zu
kaufen oder irgendwas anderes zu einem be-
stimmten Zeitpunkt. Also bebeeinträchtigt das
Sparen das Geschäft derjenigen, die das Essen
für heute vorbereiten, ohne dass es das Geschäft
derjenigen belebt, die Konsumgüter in der Zu-
kunft anbieten. Es bedeutet also nicht, dass die
gegenwärtige Konsumnachfrage durch eine zu-
künftige Konsumnachfrage substituiert wird. Es
stellt insgesamt eine Verminderung dieser Nach-
frage dar.“ (S 112 mwN.)

„Wir brauchen wieder mehr Keynesianer in
Deutschland“, ruft Bofinger den Volkswirten zu
(S. 234), wenn er einen Vergleich zur Profession
und der wirtschaftspolitischen Praxis jenseits
des Atlantiks macht. Die Steigerung der Binnen-
nachfrage ist Gebot.

Hinzuweisen ist noch darauf, dass Albrecht
Müller zwischenzeitlich ein Buch mit dem Titel
„Machtwahn – Wie eine mittelmäßige Führungs-
elite uns zugrunde richtet“ veröffentlicht hat,
eine Auseinandersetzung mit den Thesen und
Personen, die eine neobliberale Politik in der
öffentlichen Meinung platzieren.

Jörg Gude

� Gabriele Gillen
Hartz IV - Eine Abrechnung
Reinbek: Rowohlt Taschenbuch Verlag, 2005. 254 Seiten.

Kann man es verantworten, einem Sachbe-
arbeiter, der mit der Umsetzung der Hartz IV-
Reform beschäftigt ist, dieses Buch in die Hand
zu geben? Wie, wenn danach sein Gewissen es
nicht mehr zulässt, sich an den "Angriffen auf
den Sozialstaat und die Demokratie", an der
"Kolonialisierung der Bevölkerung auch im ei-
genen Land" zu beteiligen? Denn nichts Geringe-
res wirft die WDR-Redakteurin Gabriele Gillen in



44 Bücher

ihrem Buch "Hartz IV - Eine Abrechnung" dem
als "Reform" verkauften "Armutsprogramm" vor:
"Es markiert die Wende vom Sozialstaat zum
Almosenstaat."

Gabriele Gillen demaskiert die Macher, die „das
kombinierte Verarmungs- und Lohnsenkungspro-
gramm Hartz I-IV“, „die Totaloperation des So-
zialstaats“ dem Staat in die Feder diktieren: „Die
Vertreter der pragmatisch-neoliberalen Wertege-
meinschaft für `Freiheit und Eigenverantwor-
tung´", wozu die Bertelsmann-Stiftung, Unter-
nehmensberater wie Roland Berger, Personalvor-
stände wie Peter Hartz, Industrievertreter wie
Hans-Olaf Henkel gehören. Flankiert wird dies
von den „Chefideologen der Deutschland AG“ wie
Hans-Werner Sinn und Journalisten von Stern,
Spiegel, SZ und anderen Medien, "die sich sowie-
so als die eigentlichen Hüter der Freiheit sehen,
zu deren gründlicher Verteidigung sie sich gerne
auf die Schöße des Macht- und Geldadels set-
zen. ... Reduzierung von Arbeitsplätzen und So-
zialkosten (werden) als neue Karrierechancen für
Millionen“ verkauft, „die Ökonomisierung der
Politik als Zuwachs an Gerechtigkeit getarnt“.
Und auch das Ziel nennt Gillen klar und deut-
lich: Durch ein flexibles „Heer der Niedriglöhner,
das groß und gefügig genug ist, werde es den
erhofften Lohndruck auf die geben, die noch für
einen Mehrwert tätig sind“.

Gabriele Gillen findet so starke Worte, weil sie
sowohl erkennt, wohin diese „Diktatur der Wirt-
schaft“ führt („betriebswirtschaftlich gesehen
rechnet sich das Grundgesetz auch nicht mehr“),
als auch sieht, dass die vorgeschobenen und wie
Naturereignisse behandelten Sachzwänge (der
harte Wettbewerb der Globalisierung) absichtlich
herbeigeführt wurden und werden. Es stimmt
eben nicht, dass kein Geld mehr da ist – es ist
nur zuviel Geld nur noch damit beschäftigt,
möglichst schnell noch mehr zu werden. Mit
Erfolg: „Die Profite in Deutschland explodieren
geradezu“, „die Zahl der Einkommensmillionäre in
den alten Bundesländern ist seit der Vereinigung
um fast 40 Prozent gestiegen“; „das private Ver-
mögen hat sich von drei auf sechs Billionen
Mark verdoppelt“. Dank weiterhin hoher Produk-
tivitätssteigerungen wird ein wachsender Teil
der Bevölkerung nicht mehr gebraucht, um die

Profite zu erzielen. Die Aufgabe der Politik, „die
sich in eine Buchhaltungsabteilung für die Wirt-
schaft transformiert“ hat, ist deshalb immer
mehr die Lösung des „Vermittlungsproblems“:
Wie erreicht man durch fortgesetzte Desinfor-
mation, dass jeder Widersinn geglaubt wird?
Dazu gehört, „dass Lohnverzicht und Mehrarbeit
am Ende uns allen dienen“; „dass Menschen viel-
leicht sogar bis 67 arbeiten sollen, obwohl sie
doch schon mit 50 keiner mehr haben will“;
„dass die Wochenarbeitszeit verlängert werden
muss, obwohl so viele draußen stehen, die
Arbeit brauchen“; „dass private Vorsorge Freiheit
schafft, obwohl sie allein die Klassenmedizin
oder die Klassenrente befördern wird". Das beste
Mittel, auf dass sich die „neoliberale Mafia“ ver-
ständigt hat, ist die Verbreitung der Mär von der
Alternativlosigkeit. Die Politik hat sich zum
Steigbügelhalter des Kapitals gemacht, Wirt-
schaftswissenschaftler liefern die Begründungen
für das ‚Weiter so’ und die Medien geben beiden
die Möglichkeit zur gebetsmühlenartigen Repe-
tition – eine ehrenwerte Gesellschaft mbH! Des-
halb sieht Gillen im „Standort Deutschland“ eher
den „Tatort Deutschland“.

Und welchen Ausweg sieht Gabriele Gillen?
Den der Umverteilung. Zum einen durch eine
Umverteilung der verbliebenen Arbeit, zu der
eine Aufwertung der Arbeit im nicht-produktiven
Sektor hinzu kommen muss; das für die dement-
sprechenden Investitionen in Bildung, Soziales,
Kultur und Familien nötige Geld müsse durch
eine Steuerreform zusammen kommen, die der
derzeitigen Umverteilung von unten nach oben
ein Ende macht. Außerdem muss dafür gesorgt
werden, dass Waren und Dienstleistungen nicht
nur bereit gestellt, sondern auch abgerufen wer-
den können; das setzt aber die Stärkung der
unteren Einkommen voraus, zur Not durch Aus-
gabe von Schecks, wie es der Chefökonom O´Neill
von Goldmann Sachs einmal vorschlug (ein Stand-
punkt, der übrigens auch von einem erfolgrei-
chen deutschen Unternehmer, dem Chef der dm-
Drogeriekette Götz Werner vertreten wird).

Fazit: „Hartz IV“ ist kein Handbuch für Leute,
die wissen wollen, wie man mit dem neuen Ge-
setz umgehen kann – weder als Betroffene noch
als ‚Sachbearbeiter’. Dieses Buch versucht mit
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einer gelungenen Mischung aus vertieftem Sach-
wissen und gnadenloser, aber m. E. berechtigter
Polemik aufzurütteln, mit dem Ziel, das Schlimmste
noch zu verhindern: den Verlust unserer Demo-
kratie und unseres Friedens. Denn beides kann
man mit Geld zwar verspielen, aber nicht wieder
kaufen. Volker Freystedt

� Heribert Prantl
Kein schöner Land – Die Zerstörung der
sozialen Gerechtigkeit
München: Droemer Verlag, 2005. 208 Seiten.

Heribert Prantls Essay kann man sich gut als
staatsanwaltliches Plädoyer vorstellen, mit dem
der ehemalige Richter und jetzige Innenpolitik-
chef der Süddeutschen Zeitung „gegen die Öko-
nomisierung aller Lebensbereiche“ und für den
Erhalt des Sozialstaats streitet, denn „Demokra-
tie und Sozialstaat gehören zusammen“.

Die Bedeutung des Sozialstaates belegt Prantl
hauptsächlich an Hand der – wegen des seit
Jahren laufenden Umwandlungsprozesses zum
„Kapitalstaat“ – bereits zu beobachtenden Ver-
schlechterungen; deren schlimmste ist die
Massenarbeitslosigkeit. Der Markt regelt offen-
bar doch nicht alles. Außerdem macht sich
Prantl Gedanken, wie der Sozialstaat finanziert
werden kann, und hier stößt er beim Stöbern
in den Verfassungen des Bundes und der Länder
auf geradezu Revolutionäres, z.B. zum Thema
Eigentum: „Eigentum verpflichtet. Sein Ge-
brauch soll zugleich dem Wohle der Allgemein-
heit dienen.“ Und: „Arbeitsloses Einkommen
arbeitsfähiger Personen wird nach Maßgabe der
Gesetze mit Sondersteuern belegt.“ Zur Erb-
schaftssteuer fand er die folgende Aussage:
„Die Erbschaftssteuer dient auch dem Zwecke,
die Ansammlung von Riesenvermögen in den
Händen einzelner zu verhindern.“ Und zum Bo-
denrecht: „Steigerungen des Bodenwertes, die
ohne besonderen Arbeits- oder Kapitalaufwand
des Eigentümers entstehen, sind für die Allge-
meinheit nutzbar zu machen.“ Beim Bodenrecht
kommt Prantl zu dem lapidaren Urteil: „Das
deutsche Bodenrecht ist asozial. Der Gesetzgeber
leugnet Buchstaben und Geist der Verfassung.
Dabei gilt für den Grund und Boden das Argu-
ment ersichtlich nicht, das sonst für Entlas-

tungsmaßnahmen herhalten muss: Das Kapital
sei wie ein scheues Reh. Immobilien heißen
nämlich so, weil sie immobil sind. Niemand kann
sie wie Fabriken und Arbeitsplätze ins Ausland
verlagern.“ Oder sie wie Kapital in Koffern und
auf schwarzen Konten verstecken. Das aber sagt
Prantl nicht – hier ist sein blinder Fleck. Er dringt
nicht bis zur Ursache, zum Fehler im Geldsystem,
vor. Trotzdem ist sein Buch – inmitten der Viel-
zahl von Büchern, die „Deutschland“ oder „den
Kapitalismus“ retten wollen, unbedingt lesens-
wert, denn es leuchtet die Realität und die
drohende weitere Entwicklung nach bewährter
Prantlscher Manier mit dem grellen Scheinwerfer
klarer Worte aus. Volker Freystedt

� Peter Farago und Herbert Ammann(Hrsg.)
Monetarisierung der Freiwilligkeit
Zürich: Seismoverlag, 2006. 352 Seiten.

Der Buchtitel weckt Interesse, weil er das be-
sorgniserregende Grundphänomen „Monetarisie-
rung aller Lebensbereiche“ berührt und andeu-
tet, dass diese Entwicklung sogar definitions-
gemäß unentgeltliche Tätigkeiten erreicht hat.
Dass sich hier jenseits des Marktes und des
öffentlichen Dienstes längst ein Dritter Sektor
mit einer ihn begleitenden breiten Forschungs-
landschaft etabliert hat, ist in erwerbswirt-
schaftlich orientierten Diskussionen oft nicht
präsent. Wer hingegen die Bedeutung dieses
Bereichs erkannt hat, wird sich Befruchtungen
auch für die anderen Sektoren erhoffen, z.B. zur
Frage, ob Arbeit überhaupt bezahlt werden kann
(und damit zur „Ware“ verkommt), wie weit die
Entwicklung privat organisierter Verrechnungs-
systeme (Tauschringe, Regional- und Sektoral-
währungen) diese Tendenz noch verstärken und
ob ein Grundeinkommen die freie Betätigung der
Menschen fördern würde.

Doch solche prinzipiell das Verhältnis der drei
Sektoren ins Auge fassende Fragestellungen la-
gen außerhalb der Konzeption der 5. Freiwilli-
gen-Universität im Mai 2005 in Luzern, deren Er-
gebnisse der angezeigte Band dokumentiert. In
dieser Veranstaltung ging es um die kritische
Beurteilung der Versuche, die in vielfältigen For-
men geleistete „Freiwilligenarbeit“ (Ehrenamt,
bürgerschaftliches Engagement) nicht nur öko-
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nomisch zu bewerten, sondern sie auch durch
direkte oder indirekte finanzielle Anreize zu för-
dern.

Im Unterschied zur internen Haus- und Fami-
lienarbeit wie auch zur Selbsthilfe kennzeichnet
Freiwilligenarbeit neben der Freiwilligkeit und
Unentgeltlichkeit die organisierte Investition
von Zeit zugunsten Dritter (so Peter Schüll in
seinem informativen Beitrag „Motive und Erwar-
tungen von Freiwilligen“). Vergütungen, auch
wenn sie geringfügig sind, überschreiten nach
seiner Meinung die Schwelle zur Erwerbsarbeit.
Dasselbe gilt für pauschale Aufwandsentschädi-
gungen dann, wenn sie nachgewiesene Auslagen
übersteigen.

Indirekte Formen der Monetarisierung sind zum
Teil erst in der Diskussion, so die Forderung, ge-
meinnützige Zeitspenden steuermindernd gel-
tend machen zu können und bei der Altersrente
zu berücksichtigen. Längst Praxis sind Haftpflicht-
und Unfallversicherung und einzelne geldwerte
Sachzuwendungen wie Dankesessen, Geschenke
und Freikarten.

Die von Schüll referierte Engagementmotiv-
forschung zeigt, dass es in der Regel ganze Mo-
tivbündel sind, die Menschen zu freiwilligem
Einsatz bewegen, und dass monetäre Aspekte im
Vergleich zu Kommunikation, Einfluss und Aner-
kennung für die Mehrzahl der Engagierten von
nachrangiger Bedeutung sind. Die Skepsis ge-
genüber einer Monetarisierung durch geldmäßige
Bewertung und Entschädigung freiwilliger Tätig-
keit ist ein gemeinsamer Grundzug aller 51 (zu-
meist kürzeren) Beiträge.

Während sich viele Autoren speziell auf die
Schweiz beziehen, untersucht Eugen Baldas die
für Deutschland aktuelle Frage, ob „1-Euro-Jobs“
Qualität und Möglichkeiten ehrenamtlich/frei-
williger Tätigkeit gefährden. Die Frage drängt
sich auf; denn die Umwandlung ehrenamtlicher
Tätigkeit in sog. Algs ist lohnend. Der Träger
erhält neben Ersatz des Mehrbedarfs von 1 – 2
Euro pro Stunde auch noch Regiekosten ersetzt
und unter Umständen noch einen Integrations-
zuschuss, kann also bei genügender Anzahl von
Arbeitslosen hauptamtliches Betreuungspersonal
bezahlen und hat in den 1-Euro-Jobbern ein-
planbare, wenn auch wechselnde und evtl. weni-

ger motivierte Kräfte. Zwar scheint der befürch-
tete Verdrängungsschub bislang ausgeblieben zu
sein. Doch die Tendenz zu Gunsten der 1-Euro-
Jobber ist eindeutig – mit allen Problemen des
Nebeneinanders; denn beide fühlen sich ge-
kränkt, die 1-Euro-Jobber durch diese verächt-
liche und irreführende Bezeichnung und den aus-
geübten Druck und die Ehrenamtlichen, weil sie
unentlohnt bleiben und mangels Regiekosten-
übernahme weniger begehrt sind.

Auf die dokumentierten und durchaus nach-
lesenswerten Grundsatzreferate kann hier nur
hingewiesen werden, u.a. „Unentgeltliche Arbeit
in einer monetarisierten Welt“ (Hansjörg Siegen-
thaler) und „Die Freiwilligenarbeit zwischen Ge-
schenkökonomie und Markt“ (Beat Bürgenmeier).
Ein umfangreiches Literaturverzeichnis bietet
Hinweise für vertiefende Studien.

Roland Geitmann

� Richard Layard
Die glückliche Gesellschaft –
Kurswechsel für Politik und Wirtschaft
Frankfurt/New York: Campus Verlag, 2005. 324 Seiten.

Für Aristoteles war es das Leben in Kontemp-
lation, das zum höchsten Glück des Menschen
zählt – die Eudamonia. In unserer Zeit scheint
dieses Glück im materiellen Wohlstand realisier-
bar. Nicht nur Ökonomen postulieren das Brutto-
sozialprodukt (BSP) und dessen Steigerung als
universale Größe zur Erreichung bzw. Messung
des gesellschaftlichen Wohlergehens. Man denke
an die Nachrichten in den Medien, die auf zehn-
tel Prozent genaue Prognosen des Wirtschafts-
wachstums übertragen und damit eher positive
oder negative Zukunftsaussichten verbreiten.

Ist der gesamtwirtschaftliche Output bzw. der
materielle Wohlstand denn wirklich der best-
mögliche Maßstab, um gesellschaftliches Wohler-
gehen auszudrücken? Richard Layard verneint
diese Frage und liefert in seinem Buch „Die glück-
liche Gesellschaft“ auch entsprechende Fakten,
die seine Position stützen: So bewiesen wissen-
schaftliche Studien, dass das rasante Wirtschafts-
wachstum der Nachkriegszeit in den westlichen
Industrieländern die Menschen dort nicht glück-
licher gemacht habe. Layard meint, dass das
Wohlergehen, oder besser: das Glück der Men-
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schen nur zum Teil von der wirtschaftlichen Si-
tuation abhänge. Man könnte auch sagen: Geld
allein macht nicht glücklich. Ein Satz, den wohl
jeder unterschreiben könnte; doch was ist dann
so besonderes an Layards These? Es ist die
schlichte Forderung, diese Feststellung in Politik
und Wirtschaft, in Theorie und Praxis wieder
stärker in den Mittelpunkt zu rücken, soll heißen:
Ökonomen und Politiker sollten ihren Fokus stär-
ker auf die Frage nach dem höchstmöglichen ge-
sellschaftlichen Glück ausrichten denn nach den
Möglichkeiten für eine maximale Steigerung der
Wirtschaftsleistung. Jedes Land müsse „die Ent-
wicklung des Glücks genauso messen und bewer-
ten wie die des Bruttosozialprodukts“ (S. 165).
Beide Größen sind nicht zwingend gegenläufig,
doch müssen sie auch nicht gleichgerichtet sein.

Mit seiner Forderung nach einer am höchst-
möglichen Glück aller orientierten Politik tritt
der Autor ein für eine Erweiterung des ökonomi-
schen Menschenbildes um Aspekte des Sozialen
wie bspw. Familie, soziales Umfeld oder Gesund-
heit. Die Wirtschaftstheorie müsse deswegen
„mit dem Wissen anderer Gesellschaftswissen-
schaften zusammengebracht werden“ (S. 163).
Gerade für solche Aspekte wähnen sich Ökono-
men jedoch oftmals nicht zuständig und überlas-
sen sie anderen Disziplinen.

Der renommierte Ökonom und Direktor des
Center for Economic Performance an der London
School of Economics fordert nichts geringeres
als den Entwurf eines neuen Leitbildes für Öko-
nomie und Politik, beruhend auf Erkenntnissen
von Wirtschafs- und Gesellschaftswissenschaf-
ten, Hirnforschung und Philosophie.

Sein Buch ist gegliedert in zwei Teile. Im er-
sten Teil untersucht der Autor Faktoren des
Glücks: So wird der Frage nachgegangen, was
Glück eigentlich sei, es werden Statistiken des
Glücks ausgewertet und die Faktoren beschrie-
ben, die den Menschen glücklich machen. Der
zweite Teil des Buches beschreibt Wege zum
Glück. In einer eher lockeren und leicht ver-
ständlichen Sprache formuliert Layard seine The-
sen, das Buch liest sich somit sehr angenehm.
An manchen Stellen vermisst man jedoch etwas
den roten Faden. Dem Lesefluss tut dies jedoch
keinen Abbruch. Zu einem wichtigen Thema hat
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Richard Layard ein sehr lesenwertes Buch ge-
schrieben, dem eine große Leserschaft zu wün-
schen ist. Thomas Lang

B E R I C H T E
� Promotionsstipendien
Die Stiftung Geld und Währung bietet in Zu-
sammenarbeit mit der Studienstiftung des deut-
schen Volkes Stipendien für Promovierende in
den Fächern Wirtschafts- und Rechtswissenschaf-
ten auf dem Gebiet des Geld- und Währungs-
wesens mit den Schwerpunkten „Monetäre Ökono-
mie“, „Finanzmarktökonomie“ sowie „Geld-, Wäh-
rungs- und Notenbankrecht“ an. Insbesondere
werden Promotionsvorhaben gefördert, die einen
Bezug zur Geldwertstabilität aufweisen.
Nähere Informationen: Studienstiftung des
deutschen Volkes – Stiftung Geld und Währung –
Ahrstr. 41, 53175 Bonn | www.studienstiftung.de
www.stiftung-geld-und-waehrung.de/ausschrei-
bungen.htm

� Arbeitsgemeinschaft Freiwirtschaft
Im Juli 1993 wurde die „Arbeitsgemeinschaft Frei-
wirtschaft“ innerhalb der „Berliner Gesellschaft
zum Studium sozialer Fragen e.V.“ (BGSSF e.V.) ins
Leben gerufen. Seitdem kümmert sie sich speziell
um die Beschaffung, inhaltliche Erschließung und
öffentliche Bereitstellung freiwirtschaftlicher Ma-
terialien. Aufgrund kontinuierlicher Spenden und
großzügiger Materialschenkungen konnte eine der
größten, öffentlich zugänglichen Freiwirtschafts-
Sammlungen im deutschsprachigen Raum zusam-
mengetragen werden. Organisatorisch und admi-
nistrativ eingebunden sind ihre Bestände in die
„Bibliothek der Freien“ im „Haus der Demokratie“
(Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin – Raum 1102.
Öffnungszeiten: Jeden Freitag von 18 –20 Uhr.)
Die Archivbestände der „AG Freiwirtschaft“ sind
komplett katalogisiert. Unter der Internetadresse
www.bibliothekderfreien.de/fw.html können die
folgenden Bestandskataloge (Stand: April 2006)
eingesehen werden: Bücher/Broschüren – Universi-
tätsarbeiten – Zeitschriften – einzelne Zeitschrif-
ten- und Zeitungsartikel – Manuskripte – Video-
und Audiokassetten – sonstige Materialien.
Alle wissenschaftlich und aus sonstigen Gründen
an der Thematik Interessierten laden wir herzlich
zu einer virtuellen Entdeckungsreise ein. Auch die
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reale Ausleihe aus den Beständen der „AG Freiwirt-
schaft“ ist möglich – entweder aus dem Freihand-
bereich oder per Fernleihe. Deren konkrete Mo-
dalitäten können jederzeit postalisch, fernmündlich
oder per eMail erfragt werden.
Wir freuen uns auf weitere Dauerleihgaben, Spen-
den und Materialschenkungen, die wir der interes-
sierten Öffentlichkeit zur Verfügung stellen können.
Nähere Informationen: Ulrike Henning-Hellmich
und Markus Henning | AG Freiwirtschaft in der
BGSSF e.V. | Kantstr. 23, 10623 Berlin | Fon: 030 -
313 34 33 | www.bibliothekderfreien.de/fw.html
eMail: Freiwirtschaftsarchiv@BibliothekderFreien.de

� Museum zur Auslandsverschuldung
in Buenos Aires
In Zusammenarbeit mit der wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Buenos Aires
und dem städtischen Kultursekretariat ist als Reak-
tion auf die Wirtschaftskrise von 2001 eine Dauer-
ausstellung über die Auslandsverschuldung Argen-
tiniens entstanden. Ein Gang durch die argenti-
nische Wirtschaftsgeschichte von 1824 bis in die
jüngste Vergangenheit soll den Besucher/innen die
verheerenden Konsequenzen der Auslandsverschul-
dung vor Augen führen und sie zum Nachdenken
über Wege zu wirtschaftlicher Unabhängigkeit und
zur politischen Stabilität der Demokratie anregen.
Zum Museum gehören auch ein Forschungs-, Doku-
mentations- und Weiterbildungszentrum.
Nähere Informationen: Museo de la Deuda Externa
c/o Centro Cultural Sabato
Uriburu 763 subsueto, Buenos Aires
www.econ.uba.ar/noticias/museo_deuda/index.htm
Baltazar Ojea, Coordinador de Relaciones
Institutionales | eMail: borrii@econ.uba.ar
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� Tabuthema „Zinsen“
Tagung der Evangelischen Akademie Bad Boll am
5.–6. März 2007 zur Frage: Wirken Zinsen schäd-
lich oder sind sie unverzichtbar? Für die meisten
Ökonomen sind Zinsen fraglos Element des Wirt-
schaftens, für andere eine Ursache der wachsen-
den Kluft zwischen reich und arm. Welche Pro-
duktions-, Preis- und Verteilungstheorien sind
heute zutreffend? Was tragen die traditionellen
religiösen Zinsnahmeverbote zur aktuellen De-
batte bei? Die Leitung der Tagung liegt in den
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Dipl.-Kfm. Ralf Becker
Diemelstr. 3, 34474 Diemelstadt-Wethen

Dipl.-Sozialpädagoge (FH) Volker Freystedt
Etterschlager Str. 30, 82237 Wörthsee

Prof. Dr. Arno Gahrmann
c/o Hochschule Bremen, Werderstr. 73, 28199 Bremen

Prof. Dr. Roland Geitmann
Martin-Bucer-Str. 6, 77694 Kehl

Dipl.-Volksw. Ass.jur. Jörg Gude
Wiedel 13, 48565 Steinfurt

Dr. Christoph Körner
Erlbachtal 40, 09306 Erlau

Dipl.-Volksw. Thomas Lang
Scheffelstr. 41, 79102 Freiburg/Br.

Dipl.-Sozialwiss. Claude Million
Vogesenstr. 70, 4056 Basel, Schweiz

Prof. Dr. Gerhard Senft
c/o Wirtschaftsuniversität
Augasse 2-6, 1090 Wien, Österreich

Dr. Bernd Striegel
Nibelungenstr. 73, 64678 Lindenfels

Händen von Dorothee Ernst und Wolfgang Wagner.
Nähere Auskünfte und Anmeldung:
Sekretariat der Evangelischen Akademie Bad Boll
Akademieweg 11, 73087 Bad Boll
eMail: helga.stephan@ev-akademie-boll.de
www.ev-akademie-boll.de

� Von der vermachteten Privilegien-
wirtschaft zur monopolfreien
Marktwirtschaft | 40. Mündener Gespräche
am 21. –22. April 2007 in der Reinhardswald-
schule in Fuldatal-Simmershausen bei Kassel
mit Beiträgen von Prof. Dr. Gerhard Scherhorn,
Prof. Dr. Thomas Huth, Dr. Stephan Bannas,
Fritz Andres und Prof. Dr. Dirk Löhr.
Nähere Auskünfte und Anmeldung:
Ekkehard Lindner,
Postfach 1550, 37145 Northeim
Fon: 055 03 – 805 389; | Fax: 05503 – 805 394.
eMail: SG.Lindner@t-online.de
www.sozialwissenschaftliche-gesellschaft.de


